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Die Hilfsaktion Vietnam e. V. biuet die Bürger der Bundesrepublik um Spenden zur 
Beschaffung von Medikamenten und Nahrungsmillein für die Opfer der chinesi­
schen Aggression. 
Helft Vietnam! Vietnam braucht unsere Solidarität m~hr denn je! 
Wir bitten um Spenden auf das Konto der Hilf$ak tion Vielnam~. V., 4 DOsseldorf, 
PSA Essen 9Q040.430 oder Bank f. Gemeinwirtschaft DOsseldorf Kto. 1016250300 



AlB-Aktuell: Caners Nahost-Initiative 

Die jUngste Öl-Panikmache und Carters Initiali~e zur Neubelebung der 
festgefahrenen israelisch-lIg~plischen Separawerhandlungen haben ein 
lind dieselbe Ursache: die Schlappe der USA im Iran. 
Mit dem Sturz des Schah- Regimes am I \. Februar d. J. (siehe AlB 
3/1979) bußten die NATO-Mächte den in der gesamten Region des Na­
hen und Miuleren Ostens neben Israel herausragenden militllrstategi­
sehen Eckpfeiler ein. Damit fiel auch die neben Saudi Arabien bedeu­
tendste prowestliche Ölmacht, die im Konzert der OPEC bislang fOr ei­
ne Mäßigung der Ölpreispolitik lind gegen eine erneute Anwendung der 
im Oktober 1973 eingesetzten Ölwaffe im Nahoslkonnikt bOrgte. 

INlß-Ereignisse veränderten Nahostlage 

Die iranische Volksregierung kündigte in der Tat ihre Bereitschaft auf, 
die Rolle des US-Gendarmen im Persischen Golf und Indischen Ozean 
zu spielen; u. a. zog man die iranischen Interventionstruppen im Oman 
ab, die miuler",eile von Ägypten ersetzt wurden. Israel will man künf­
tig kein iraniscltes Öl meltr liefern. Das bislang zu 80 117, von den Ölmul­
tis Exxon, British Petroleum, Shell usw. vertriebene iranisclte Öl wird 
ab sofort seitens der Volksregierung in eigener Regie verkauft, damit 
sein Einsatz v. a. zugunsten des arabischen Befreiungskampfes prakti­
kabler. Die Tatsache, daß sich der Iran jetzt als Frontstaat gegenüber 
Israel betrachtet, macht den Griff zur arabischen Ölwaffe wahrschein­
licher und effektvoller. 
Die demonstrative ü bergabe der israelischen Botschaft in Teheran an 
die PaläStioensische Befreiungsorganisa tion (PLO) noch im Februar 
d. J. wie die Verbrllderung Yassir Arafats und A)'atollah Khomeinis 
symbolisierten die RUckenstärkung der palästinensisch-arabischen 
Frontparteien im Nahostkonnikl. "Die iranische und die palästinensi­
sehe Revolution sind eine Revolution", rief Y. Arafat auf einer Mas­
senkundgebung zur Solidarität mit dem paläslinensischen Volk in Te­
heran aus, "laßt Carter wissen, daß diese Einheit dazu fUhren wird, Pa­
lästina von den Zionisten zu befreien". 
Man mag dies euphorisch nennen, auf jeden Fall aber benügelt die 
Wende im Iran den palästinensischen Widemand in einer rllr ihn -
nach Camp David im September 1978 - prekären Lage, erhöht sie das 
politische Gewicht der PLO in Nahostverhandlungen. überdies stärkt 
die iranische Rückendeckung die Position der antiimperialisli~hen 
Arabischen Front der Standhaftigkeit und den Druck auf Saudi Ara­
bien, die Camp-David-Vereinbarungen nicht zu unterstützen. 
Seit der Bagdader Gipfelkonferenz der Arabischen Liga, die im No­
vember 1978 ein Votum gegen Camp David fällte und Ägypten Sank­
tionen androhte (siehe AlB JO und 11-1211978), traten die Separat­
verhandlungen Ägypten-Israel auf der Stelle. Die im September 1978 
gesetzte Dreimonatsfrist für den Abschluß eines ägyptisch- israelischen 
Separatfriedensvertrages verstrich. Die Unzufriedenheit auch prowest­
licher arabischer Regimes mit der aktiven Verminierrolle der USA in 
den Separatverhandlungen "·uchs noch anges ichts ihres "Versagens" 
im Iran. 
Die Carter-Administration reagierte zu nächst mit der Androhung mili­
tärischer Interventionsakte und einer verstärkten Mililärprtlsenz der 
USA in der arabisch-persischen Region zum ,,&hutz des Ölzunusses.", 
das erklärti:n Verteidigungsminister Brown und Energieminister Schle­
singer unverholen. Harold Brown bestärkte auf seiner Nahost-Mission 
Miite Februar d. J. "das amerikanische Engagement zur Verteidigung 
Israels" sowie die Absicht des Pentagon, "jetzt eine aktivere Bell:ili· 
gung an der Verteidigung der Region tu übernehmen." (ADN, Berlin, 
.16.2.1969) Präsident Caner, harter Kritik auch aus den dgenen Reihen 
ausgesetZI, versicherte, daß "wir im Nahen Osten, in Südostasieo und 
überall in der Welt zu unseren Freunden stehen werden" (Newsweek, 

. New Y ork, 12.3. 1979). Gegen die seit dem Oktober krieg 1973 - so das 
Washingtoner Magazin US News & World Report am 26.2.1978-
.,ernsthafteste Krise", welche "die amerikanischen wirtschaftlichen 
und strategischen Interessen stark zu schädigen droht, ,. sucht er mit ei­
ner Neuordnung seiner Strategie im Nahen und Mittleren Osten anzu· 
geben. Worin besteht sie im einteinen? 
Der neue Plan Washingtons besteht zum einen in einer Versicherung 
der wichtigsten VerbUndeten der Region, spezie ll Saudi Arabiens (da­
her H. Browns ad-hoc-Besuch!), man werde sie nach den Ereignissen 
im Iran mit noch größerer Entschiedenheit militärisch, politisch unter­
stUllen und "schützen". Aufgrund seines geringen Bevölkerungs- und 
Industriepotentials ist Saudi Arabien nicht in der Lage, in die vom Iran 

us- Praddent Carlet drän"le rur Eile 

aufgekündigte Gendarmenrolle am Persischen Golf und dem Indischen 
Ozean zu schlüpfen; allenfa lls die Niederhaltung des SUdjemen ist ihm 
zugedacht. 
Daher wird im Pentagon die Installierung neuer US-Mili tärbasen auf 
dem israelisch okkupierten Sinai (die Begin-Regierung bot die überga­
be ihrer Stützpunkte Etzion oder Sharm el Sheik an) bzw. in Haifa, die 
Stationierung einer mobilen Eingreif truppe von Marines und der Aus­
bau des Stützpunktes Diego Garcia im Indischen Ozean erwogen. 
Ferner denkt Washington an eine stllndiKe PräSenl des Flugzeugträgers 
Constellation am oder nahe dem Persischen Gol f, an die &haffung ei­
nes unausgesprochenen Paktes USA-Israel-Ägypten-Saudi-Arabien so­
wie an noch Stärkere Waffenlieferungen an diese Alliierten. Denn, so 
prätisierte ein Memorandum Brezinskis '·om Januar d. J., "die Saudis 
haben das Geld, die Ägypter das Menschenmaterial (die Armee) und 
wir (und Israel) haben die Technologie." (Afrique Asie, Paris, 
19.2.1979) 
Präsident Carter sucht, um diese Allianz zu schmieden und sein rampo­
niertes Image (1980 sind US-Präsidentschaflswahlen!) wieder aufzupo­
lieren, eilends den Erfolg eines israelisch-ägyptischen Separatfriedens. 
Anfang MlIn d. J. unterbreitete er datu einen neuen Kompromißvor­
schlag, trat er die Reise nach Kairo und l erusalem an. Als zentrale 
Streitfragen werden der von Begin geforderte Vorrang des Separatver­
trags gegenüber allen anderen BeistandsverpOichlungen Ägyptens und 
die Ausgestaltung der sog. Selbstverwaltung im okkupierten 
West jordan- und Gaugebiet genann\. Mitte MlIrt schien eine Unter­
zeichnung der Kompromißvorlage durch Ägypten, Israel bereits besie­
ge lt zu sein. 
So wichtig der Abschluß von Camp David 11 sein mag, er braucht unbe­
dingt die Zustimmung Saudi Arabiens. Die saudisehen Monarchen ver­
weigerten sie bisher aus der Furcht heraus, ihre FonfUhrung werde d ie 
"radikalen" Krafte der Region stärken. Aus gleichem Gru. de stimm­
ten sie auch der Errichtung neuer US·Stützpunkte auf saudischem ·Ter­
rito rium nicht zu. 
In der Tat steht eben dieser Radikalisierungsprozeß mit dem Abschluß 
von Camp David 11 zu erwarten. Und er wUrde im Fall der drastischen 
Ausweitung direkter US-Militärpräsenz noch gefördert. Dieses Dihim­
mas ist man sich In Washington wo~l bewußt, doch sieht die Carter­
Administration offenbar derzeit keine Alternative. Zur psychologi­
schen Einst immung auf einen Rückgriff in die Kanonenbootdiplomatie 
beschwört man in den USA wie hienulande das Gespenst einer bevor­
stehenden neuen "Ölkrise", obgleich die Weltölversorgungsanlage un­
geachtet des vorübergehenden Ausfalls iranischen Öls "ausgeglichen" 
ist (US News & World Repon, 26.2. 1979). Zugleich lassen sich trotz 
nahezu unverilnderter Öl-Einstandspreise auf diese Weise eher die un­
verschämten Preis- und Steuererhöhungen rur Heitöl - in der BRD 
seit Februar 1978 um das Doppelte - rechtfertigen. 
Wie die arabischen Ölexportländer der OAPEC Anfang Män d. 1. in 
Abu Dhabi richtigstellten, geht es im Kern wieder eiQmal darum, daß 
die angloamerikanischen Ölmultis die Iran-Ereignisse und die ausgegli­
chenere Lage auf dem Weltölmarkt tu erhöhten Gewinnen auszunutzen 
suchen. Gleichlaufend soll die Legende von der neuen "Ölkrisc" Car­
ters Initiativc für Camp David 11 bzw. die aggressiven US­
Neuordnungspillne im Nahen und Minieren Osten decken helfen. 
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China -Vietnam 
"HUnde weg von Vietnam!" - Unter dieser Losung standen die seil Beginn des chinesischen Aggressionskrieges gegen Vietnam um 
/7. Februar d. J. in aller Welt durchgeführten Solidarittilsaklionen, die Slellungnahmen des Wefljriedensfo/es, der Afro-A siatischen­
Solidarittilsorganisotion (AAPSOj, der Oberzohl der nationalen Bejreiungsorganisolionen. Auch in der Bundesrepublikjolgten Zehn­
LQusende dem Aufruf der Freundschajtsgesellschafl BRD- Vietnam zu Protestaktionen, um den unvenuglichen, bedingungslosen Ab­
zug der chinesischen Aggressionstrnppen und die" vorbehallfose Respeklienmg der territorialen Unverletzlichkeit Vietnams und der 
anderen Länder Indochinas" seitens der VR China zu verlangen. Die vom Weft!riedensrot initiierte außerordentliche Infernationale 
Vietnam-Solidarittilskonferenz. zu der am 6.-8. März d. J. in Helsinki rund 400 Teilnehmer aus uber 100 Uindern zusammenkamen, 
forderte darüber hinaus zur Mobilisierung gegen jede imperialistische UntersliJ/Zung fUr die Pekinger Kriegspolitik und für die mate­
rielle Hilfe speziell zum Wiederaufbau "in den von den chinesischen Aggressoren. verwüsteten Gebieten, . .. von Hliusern, Schulen, 
Krankenhäusern, Kindergärten" auf. Das Aktionsprogramm ~'on Helsinki betonfe weiter die Notll'endigkeit, die V(Jlkerder Welt über 
das Bündnis Pekings mit den imperialistischen MOchten und die hegemonistischen Ziele Chinas in Südostasien aufzukllJren. 
Eben dies ist das Anliegen auch unserer nach/olgenden BeilrtJge zur Außenpolitik und - in AlB 5/1979 - zur inneren Entwicklung 
Chinas. Dabei sollen gerade auch die Antriebskräfte und Motive der Politik der heutigen chinesischen Führung erhellt werden. Welche 
Charakteristika zeichnen die maoistische Weltpolitik aus? Kann man die Politik Pekings, kann man das Land China noch als soziali­
stisch bezeichnen? Dies sind einige der Fragen, denen hier nachgegangen werden soll. Chinas Angriff auf Vietnam, die Beispiele Chile, 
Angola, Deng Xiopings Einheitsfront-Angebot an die NATO-MOchte und Japan haben die maoistische Politik heute in Gegensatz zu 
den progressiven Krl1ften, zur antiimperialistischen Bewegung in aller Welt gebrachi. Es ist Z('it, zu bilanzieren. 

Wolfram Brönner Abenteurer im Angriff 
Der Aggressionskrieg der VR China gegen das sozialistische 
Vietnam hat die Welt an den Rand eines Weltkrieges gebracht. 
Vor der eigenen Bevölkerung mochte ihn die maoistische Füh­
rung am 11. Februar d.J. nicht offen eingestehen: "Der er­
zwungene Gegenangriff der chinesischen Grenztruppen (!) ist 
eine gerechte Aktion zum Schutz der chinesischen Grenzgebie­
te. Er dient der Eindämmung der vietnamesischen Aggression 
und Expansion (!) sowie der Erhaltung von Frieden und Stabili­
tä t in Südostasien und im asiatisch-spezifischen Raum." I 

" Recht" jederzeit zurü ckzuschlagen 

Selten ist ein Kriegsverbrechen derart in sein Gegenteil verkehrt 
worden. Ausgerechnet.. das kleine, von dreißigjährigen Kriegs­
wunden gezeichnete Vietnam sollte eine " Bedrohung" des chi­
nesichen Riesenreichs sein, solhe Expansionsgelüste haben? Wo 
ist auch nur die Spur eines Beweises für den unterstellten "fre­
chen Einfall der vietnamesischen Behörden in 'China"? 
Die "Frechheit" sieht anders' aus: Der von Deng Xiaoping im 
Ausland als ,,$trafexpedition" deklarierte Einmarsch regulärer 
chinesischer Armeeinheiten ist weit vor Hanoi, in der Provinz-

hauptstadt Lang Son, stcrkengeblieben. Ein großer militäri­
scher Sieg blieb den Invasoren versagt (sie erlitten das fünffache 
an Verlusten wie Vietnam), wohl aber haben Ste mit ihrer Poli­
tik der "verbrannten Erde", dem schleppenden, bis Mitte März 
nicht durchgängigen Rückzug aus den okkupierten viemamesi­
ehen Gebieten und mit der eifrigen Versetzung von Grenzpfäh­
len eigenen Expansions-und Vorherrschaftsanspruche gegen­
über Vietnam markiert. 
Die chinesische Regierungserklärung vom S. März über den 
Rückzug ihrer Truppen aus dem Nachbarland spricht plötzlich 
von einer erforderlichen Neuregelung der " Frage der Grenzen 
und der zwischen beiden ländern umstrittenen Gebiete". Wei­
ter betont sie, die chinesische Seile behalte sich "das Recht 
vor", jederzeit wieder "zurückzuschlagen". 2 Zugleich deuten 
Truppenkon?-entrationen an der Grenze zu Laos und andere 
Drohmaßnahmen darauf hin, daß Peking eine Ausweitung sei­
ner Aggression auf dieses indochinesische Land erwägt. 
Die chinesische Führung hat auf diese Weise wie nie zuvor 
Abenteurerturn und Unberechenbarkeit demonstriert. Sie steil­
te klar, daß sie zur Durchsetzung engstirniger nationalistischer 
Ziele den Einsatz militärischer Gewalt nicht scheut. Sie ist dabei 
sogar das Risiko der Auslösung eines glob.alen Kriegsbrandes 

:'oO:J:,:~~~m.s"~1t,'w' ,:!.i~~,'O,', arJnFgela,nQ'e~er''''Ji_nedJ!JdlJ:! AnQ!!llerAI/.J. Wie bei der Kubakrise 11M2 budlaltel hier ein US-Zefll6rer (im HinlerQrundl ein 
< ,",U . v /U 0"-' Ion enßmU J ur Je ... ,meJISmen Qorenoren. 
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(ingegangen. Denn einerS(its hatte Deng Xiapong in den ver­
gangenen Monaten bei den Westmächten spektakuläre Rücken· 
dedung eingeholt, andererseits war Vietnam im November 
1978 im Freundschaftsvenrag mit der SowjelUnion, deren "Bei­
stand" im Fall "eines Angriffs oder einer Angriffsdrohung") 
versichert worden. 
Es liegt auf der Hand, daß die Sowjetunion einen von Peking 
erhofften vernichtenden Sieg über Vietnam, eine Eroberung 
Hanois, einen totalen Bombenkrieg oder gar Atomwaffenein­
satz nicht ohne direkte militärische Gegenaktion hinnehmen 
kOnnte. Sie hat auch im Falle einer chinesischen AusweilUng der 
Aggression" Vergeltung" angekündigt. VorerSt aber haben die 
Stärke der vietnamesichen Abwehrkräfte. der indirekten sowje­
tischen Hilfe und einer weltweiten Protestbewegung eine chine­
sische Krieg.scskalation zu verhindern vermocht . Jene aggressi­
ven imperialistischen Kreise. die auf die Chance zum geeigneten 
Gegenzug gegen die Sowjetunion lauerten, mußte das Mißlin­
gen der "chinesischen Lektion" um einiges ernüchtern . Das 
heißt indessen nicht, daß sie das Ausspielen der "chinesischen 
Karte" abgeschrieben häuen. 
Die Gefa.hr ist auf keinen Fall zu unterschätzen, die von dem 
Paktieren des Imperialismus mit der chinesischen Führung. von 
ihrem Abenteurerturn. von ihrem gemeinsamen Agieren für ein 
Zurück zum Kalten Krieg, zum direkten Interventionismus ge­
gen revolutioni re Entwicklungen (Deng ford erte eine NATO­
Intervention im Iran!), für ein Abblocken der Abrüstung uam. 
ausgeht. Stlrkepolitiker \'om Schlage eines Z. Brzezinski gehen 
mit der maoistischen Führung auch in der Verharmlosung der 
Folgen eines Atomkrieges kooform. Mao Tse·tung haue 1957 
auf der Moskauer Beratung der kommunistischen und Arbeiter­
parteien die These geboren. ein Kernwaffenkrieg nütze der Re· 
volution, denn "die andere Hälfte (der Menschheit) bliebe ja". 
Carters Sicherheilsberater Brzezinski aktualisiert diesen Wahn· 
sinn: "Es ist falsch zu sagen, daß der Kernwaffenei nsatz das 
Ende der Menschheit bedeuten würde ... Statistisch gesehen, 
wäre es nicht einmal der Untergang der Menschheit, wenn die 
USA ihre ganze Rüstung gegen die Sowjetunion und die So­
wjetunion das ihre gegen die USA aufbrauchen würde. Das zu 
denken ist egozentrisch. '" 
Die NATO-Mächte liefern China heute die erforderliche Mili· 
tänechnologie mit dem Hintergedanken, es könne einen sol­
chen verheerenden Schlagabtausch mit der SowjelUnion provo­
zieren, während sich die Koryphäen des Welt kapitalismus dar­
an die Hände wärmen. 

"Unvermeidlichkeil" eines Wellkrieges? 

Peking wiederum hofft, durch das AuslOsen einer Konfronta· 
tion USA-UdSS R, selbst relativ an Starke zu gewinnen, um 
schließlich als FUhrer der sog. "Drillen Welt" (siehe den Bei­
trag J . Reuschs zu den maoist ischen Doktrinen) die "Ober­
hand" Uber die "Supermächte" zu erringen, zum " Herrn der 
internationalen Angelegenheiten (zu) werden und den Platz der 
Supermächte ein(zu)nehmen." J Dieser Weltherrschaftsan­
spmch aber fußt auf drei irrationalen Großen: der Weltk riegs­
vorbereitung, der Planung einer Verwandlung Chinas in eine er. 
st rangige ökonomisch· militärische Weltmacht bis zum Jahre 
2000 und dem chinesischen Vorherrschaftsstreben in Ostasien. 
Die maoist ische Führung nach Mao hat ausgehend von der The· 
se der "Unvermeidlichkei t eines dritten Weltkrieges" und der 
.UnmOglich.keit "eines festen Friedens" ein Programm der sog. 
"vier Modernisierungen" entworfen. Es soll den Aufstieg zur 
Weltmacht durch die Modernisierung von Landwirtschaft, In­
dustrie, Verteidigung, Wissenschaft und Technik bahnen. D. h. 
eine Gleichziehung mit den bzw. überrundung der "Super· 
mächte" wahrmachen, obgleich China heute militärisch· 
technologisch noch weit hinter ihnen und nicht unter den 20 
füh renden Wirtschaftsrnächten rangien. Nicht nur geben die 
dabei zugrundegelegten Entwicklungsindizes, nämlich Chinas 
in der Welt größte Bevölkerungszahl von ca. 950 Mio, seine 

zweilergiebigste Rohstoffbasis (ErdOI, Kohle!) und sein driu­
größtes Territorium eine \'Öllige, irreale Berechnungsgrundlage 
für eine - ja beanspruchte - sozialistische Winschaflsplanung 
.b. 
Die Annahme, das militärische Potential mUsse sich entspre· 
chend beschleunigt mitentwickeln, dürfte ernster zu nehmen 
sein, da die Modernisierung der Streitkräfte wie der sie belie· 
fernden Zweige in Industrie, Technologie und Wissenschaft 
Vorrang erhält. Schon heute verfügt die VR China uber die zah, 
lenmäßig stärkste Streitmacht der Welt mit 4,5 Mio regulärer 
Truppenzugehöriger, werden gigantische militärische Importge­
schäfte angest rengt, die Kernwaffenarsenale gefililt. Dennoch 
bleiben die militärischen Möglichkeiten verglichen mit den USA 
und der UdSSR noch relativ begrenzt. 

Kurs aur "Gro6·C hina " 

Wie die Erfahrungen der chinesischen Ostasienpolitik (zu 
Vietnam·China siehe Beitrag von G. Rillcr) zeigen, dienen die 
mit der akuten Welt kriegsgefahr gerechtfertigten KriegsvorbC'­
fI~ itungen andererseits zur Tarnung der eigenen nationalisti· 
schen "Großchina"·Ambitionen, darunter der Sicherung der 
Vorherrschaft Uber Südostasien. 
Die erstmalige Anmeldung von Expansionsabsichten Pekings 
war die bereits im Oktober 1954 e rhobene Forderung, Chinas 
Souveränitlt über die Mongolische Volksrepublik müsse "wie­
derhergestellt" werden. Im gleichen Jahr erklärte man die aus 
der Periode 1840- 191 9 hinterlassenen Grenzen als "unge­
recht" und forderte in den folgenden Jahren die " Rückgabe" 
dieser Gebiete: 1954 von der Mongolei 1,5 Mio qkm, 1956 von 
Burma 70000 qkm, 1969 von Indien 130000 qkm, 1964 von der 
Sowjetunion 1,5 Mio qkm. 6 Gefordert wurde in den letzten 
zwei Jahrzehnten ein Gesamtterritorium der Nachbarländer 
Chinas, das 1/3 von dessen heutiger Gesamtfläche ausmacht. 
Den Ernst dieser GebietsansprüChe unterstrichen u. a. die Pro­
vozierung.von GrenzzusammenStOßen mit Indien 1959-62 und 
der Sowjetunion 1969. die Beanspruchung von Inselgebieten 
und Teilen des KontinentalSchelfs im Süd· und Ostchinesischen 
Meer in den 70cr Jahren, nachdem dort Öl gefunden worden 
war, dann die gewaltsame Eroberung der vielnamesischen 
Paracel-Inseln 1974. 
Einige Monate vor der Okkupation brachte man in Pek ing ei­
nen Atlas der VR China heraus, in dem die Grenze Chinas im 
Südchinesischen Meer markiert ist (siehe Karte). Inseln und Ar­
chipele sind darin a ls zur VR China gehörig eingezeiChnet. 
Auch die von Mao im August 1965 auf einer Politbüro-Tagung 
der KP Chinas darüber hinausgehende Äußerung: ., Wir müssen 
unbedingt SÜdOSlasien, darunler Südviet nam, Thailand, Bur­
ma, Malaysia und Singapur, an uns bringen,"l sollte sich später 
a ls ernstgemeint erweisen. Die seit 1977/78 zielstrebig gegen 
Vietnam eskalierte Politik der G renzprovokationen wurden 
nunmehr kombiniert mit einer Ausnutzung der Auslandschine­
sen (Hoas). Bei den Auslandschinesen, die gerade in Südosta­
sien mit einer Anzahl von über 20 Mio am konzentriertesten 
sind, versucht Pek ing durch Ermunterung des großchinesischen 
Nationalismus eine "fUnfte Kolonne" fOr seine Expansions­
und Vorherrschaftsziele auszubauen. 
Der kleinbürgerliche Nationalismus der chinesischen Führung 
erweist sich so zunehmend als aggressiver, abenteuerlicher 
Großmachtchauvinismus, der mit sozialislischer Außenpolilik 
nichts mehr gemein hat. 

Anmerkungtn: 
I) Renmin Ribao, Pekina, 18. 2. 1878 
2) OPA, S. J. 1979 
3) Wortlaut in: Vietnam·Kurier, Nr. 1/ 1979 
4) New Yorker, I. S. 1978, S. t091110 
S) Renmin Ribao. 7. I. 1975 
6) Zahlen nach: W. Gleoow, Maoismus: Parolen und Praxis, 

l\loskau 
7) Zil. nach: ebenda, S. 1tO 
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Günter Ritter 

"Lektionen" gegen Vietnam 
Als am Morgen des 17. Februar 1979 chinesische Truppen die 
Grenze Vietnams überschritten und ihren Aggressionskrieg be­
gannen, war das der bisher brutalste Versuch der Pekinger Füh· 
rung, dem vietnamesischen Volk ihre abenteuerliche Politik 
au fzuzwingen. 
Die ersten Schritte in diese Richtung hatte die maoislische Füh­
rung bereits während des amerikanischen Krieges gegen Viet­
nam unternommen: Als der sowjetische Ministerpräsident Ale­
xe; Kossygin 1963 während eines Besuches in Hanoi vorschlug, 
die sowjetisch-chinesischen Meinungsverschiedenheiten zurück­
zustellen und a lle Hilfsaktionen für Vietnam zu koordinieren, 
da weigerte sich die chinesische Regieru ng, auf diesen Vor­
schlag einzugehen . Stattdessen schlug Deng Xiaoping 1965 vor, 
Vietnam solle künftig nur noch chinesische Hilfe annehmen 
und auf die Unterstützung der Sowjetunion verzichten. Als die 
vietnamesische Regierung dieses Ansinnen entschieden zurück­
wies, reagierte Peking auf seine Art: Es verbot der Sowjet­
union, Waffen für Vietnam auf dem Landweg durch China zu 
transportieren. 

Störmanover Maos seit den 60er Jahren 

Gleichzeitig versuchte Mao, seine " Kulturrevolution" 
(1 966-69) nach Vietnam zu exportieren. Dort schätzte man die 
" Kultur,evolution" jedoch als "Abrechnung zwischen ver-
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schiedenen rivalis ierenden Gruppen (ein), die einander verfolg­
ten, diffamierten und umbrachten." I Als Peking dennoch über 
die in Vietnam lebenden Auslandschinesen (Hoas) eine "Kul­
turrevolution" veranstalten wollte, sah sich die vietnamesische 
Regierung veranlaßt, dagegen einzuschreiten und mehrere Hoas 
auszuweisen. 
Schon frühzeit ig haue Mao Tse-tung darauf hingewiesen, daß 
die Wiedervereinigung Nord- und Südvietnams nicht im Inter­
esse Chinas liege. Es war also nur konsequent, daß Peking Ende 
der 60er Jahre eine Gipfelkonferenz der indochinesischen Völ­
ker mit Beteiligung Nordkoreas und Chinas vorschlug, "um die 
Kräfte gegen den japanischen 0) Imperialismus zu vereinen." 
Die Sabotage des heldenhaften Kampfes der Völker Indochinas 
gegen den US- Imperialismus durch die Maoisten war endgültig 
besiegelt, als der damalige amerikanische Sicherheitsherater 
Henry Kissinger 1971 Peking besuchte. "Beschlossen wurden", 
so Peter Weiss, "die Störung der beabsichtigten Wiedervereini­
gung Vietnams, die Einstellung der Waffenhilfe sowie die poli­
tischen Intrigen, die bei einem notwendig werdenden amerika­
nischen Abbruch des Krieges gegen Vietnam stattfinden sollten; 
im Februar 1971 kamen die Absprachen zur Unterzeichnung 
durch Mao und Nixon. "1 

Folgerichtig nahmen die USA Anfang 1972 die Bombenangriffe 
gegen Nordvietnam wieder auf, das stillschweigende Einver­
ständis Pekings konnten sie voraussetzen. Die Washington Post 
schrieb damals: " Die Amerikaner sind dadurch ermutigt wor­
den, daß Tschou En-Iai das Kommunique ausgerechnet zu dem 
Zeitpunkt unterzeichnete, a ls die Vereinigten Staaten mit Nord­
vietnam im Kriege lagen und dieses Land unaufhörlich bombar­
dierten.") 
Das Pariser Vietnam-Abkommen des Jahres 1973, weiches das 
vietnamesische Volk unter schwersten Opfern erkämpft hatte, 
entsprach ebenfalls nicht den Plänen der Maoislen in Peking. 
Sie waren weder mit der Wiedervereinigung Nord- und Südviet­
nams, noch mit dem Abzug der amerikanischen Truppen ein­
verstanden. Zwischenzeitlich hatten chinesische Einheiten die 
Paracel- Inseln besetzt, die zu vietnamesischem Territorium ge­
hören, obwohl sich die votlständige Niederlage der Amerikaner 
und ihrer einheimischen Marionetten zu diesem Zeitpunkt be­
reits eindeutig abzeichnete. 

Verunglückte Zangenbewegung gegen die SRV 

Auch nach der endgültigen Befreiu ng Südvietnams im Jahre 
1975 gab China die Inseln nicht · an Vietnam zurock, dafür 
schickten die Pekinger FUhrer noch am 20. 4. 1975, also 10 Ta­
ge vor der Befreiung Saigons, eine Delegation mit der Forde­
rung nach Hanoi, Vietnam solle auf die Wiedervereinigung end­
gültig verzichten! 
Selbstverständlich erfüllte das viet namesische Volk jedOCh das 
Vermächmis seines verstorbenen Präsidenten Ho Chi Minh und 
krönte seinen Sieg über den US-Imperialismus mit der erfolg­
reich durchgeführten Vereinigung Nord- und Südvietnams zu 
einem sozialistischen Land, der Sozialistischen Republik Viet­
nam. 

·Die SRV war Peking von Anfang an ein Dorn im Auge: Die 
~aoisten veranlaßten ihr.e Marioneuen Pol Pot und leng Sary 
In Kampuchea zu ständIgen Verletzungen ihrer Souveränität 
und territorialen Integrität. Diese Provokationen [(Ihnen 
schließlich zu einern regelrechten Grenzk rieg Kamp~cheas ge-



gen Vietnam, wobei die ultranationalistische Führung in 
Phnom Penh von China mehr militärische Unterstützung er­
hielt als im gesamten Widerstandskampf gegen die USA! 
Parallel dazu stellte China seine gesamte Hilfe für Vietnam ein 
und zog alte Experten aus Ausrilstungen zurilck. Einc Kampag­
ne begann im Frühjahr 1978, die zum Ziel hatte, die in Vietnam 
lebenden Hoas zur Auswanderung nach China zu überreden. ~ 
Nachdem China gleichzeitig seine Grenzen nach Vietnam völlig 
geschlossen hatte, hofften die Maoisten, die don zusammen­
treffenden Hoas würden Chaos und Unruhe verursachen. 
Zwei Ereignisse brachten die Pekinger Filhrungsclique dann 
endgültig zur Raserei: Zunächst schloß die SR Viet nam am 3. 
11. 1978 einen Freundschafts- und Beistandsvertrag mit der So­
wjetunion ab, dann beseitigten die Kämpfer der Nationalen 
Einheitsfront Kampucheas am 7. I. 1979 das verhaßte prochi­
nesische Pol-Pot-Regime. J Ihrer Stellvertreter beraubt, gingen 
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R(lckzug der chinesischen Truppen aus Vietnam zu fordern. 
Vielmehr waren sie darauf bedacht, Geschäfte unter Dach und 
Fach zu bringen, deren Zustandekommen das Aggressionspo­
tential Chinas nicht unbeträchtlich erhöhen wird. Es handelt 
sich nämlich um die Lieferung des britischen Senkrechtstarters 
., Harrier", sowie eines MBB-Hubschraubers, der mit wenigen 
Handgriffen zum Militärhubschrauber umgebaut werden kann. 
Wenn man sieht, wie bedenkenlos die chinesische Führung mit 
ihrem Angriff auf Vietnam einen neuen Weltkrieg riskiert hat 
("Spiel mit Dynamit"S), dann kann einem angesichts der Kum­
panei westlicher Staaten und Rüstungskonzerne mit den Pekin­
ger Kriegstreibern nur Angst und Bange werden. 
Diesen Eindruck beseitigt auch keineswegs die Erklärung der 
chinesischen Regierung, der Angriff auf Viet nam sei ledigliCh 
eine, ,zeitlich und räumlich begrenzte Strafaktion. " Abgesehen 
davon, daß ein solches Vokabular zur Zeit des klassischen Ko-
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erkllirunf1: 'China. 2 Vielnam. J MalaV3io, 4 Palavan (Philippinen). 5 Luzon{phi}/pplnen). 6 Paroce/·!nseln (VIeinami, 7 Sptatlev.frueln. . 

die Peki ngcr Führer nun zu offenen Feindseligkeiten und 
Kriegsvorbereitungen gegen Vietnam Ober. Seit Anfang 1979 
konzentrierten sie große Truppenverbände an der vietnamesi­
schen Grenze und verstießen allein in der Zeit vom 1.-8. Fe­
bruar 60 mal gegen die territoriale Integrität Vietnams, wobei 9 
Grenzsoldaten getötet und 8 verletzt wurden. 
Die eigentliche Großoffensive gegen Vietnam begann jedoch 
erst, nachdem der chinesische Vizeministerpräsident Deng Xia­
oping sich bei seiner USA- Reise Ende Januar der Rücken­
deckung Washingtons versichert halle. Deng gab dort ganz oh­
ne Scheu die Absicht Chinas bekannt, Vietnam anzugreifen : 
.. Die Vietnamesen spielen eine (Iblere Rolle als die Kubaner, 
deshalb nennen wir die Vietnamesen die Kubaner des Ostens. 
Man muß ihnen eine Lehre erteilen, anders geht es nicht." 6 

US-Präsident Carter ..... ies den Chinesen mit keinem Wort zu­
recht, und so kann es nicht verwundern, wenn sogar bürgerliche 
Kommentatoren in der BRD konstatieren: " Insbesondere die 
USA haben sich in den Geruch gebracht, Komplice eines Ag­
gressors zu sein." 7 

Aber nicht nur die USA müssen sich den Vorwurf gefallen las­
sen. China zu seinem Angriff auf Vietnam ermuntert zu haben. 
Es kann nämlich kaum als Zufall betrachtet werden. wenn der 
Zeitpunkt der Aggression zusammenfällt mit Besuchen des 
amerikanischen Finanzministers 8 lumenthal, des EG­
Kommissionsvorsitzenden Jenkins, des britischen Industriemi­
nisters Varley und des Chefs von Messerschmitt-Bölkow­
Blohm, Gero Made1ung, in Peking. 
Alle diese Herren weihen keineswegs in China, um dort den 

lonialismus zur Verschleierung von Massakern imperialistischer 
Mächte an fremden Völkern diente, muß doch klar festgestellt 
werden, daß das Ziel der Maoisten darin bestand, die SR Viet­
nam zu vernichten. Damit sollte der Weg zur Durchsetzung der 
Pekinger Hegemonieansprüche in ganz Südostasien geebnet 
und der Vorposten des Sozialismus in diesem Teil der Welt, 
eben Vietnam, eliminiert ..... erden. 
Wenn die chinesischen Truppen jetzt geschlagen - man spricht 
nach dem Stand vom 7. 3. 1979 von über 45000 Toten und Ver­
wundeten, sowie der Zerstörung von 400 chi nesischen Militär­
fah rzeugen und 100 Geschützen bzw. schweren Granatwerfern 9 
- den Rückzug antreten müssen, dann ist das einzig ein Ver­
dienst des helclenhaften Kampfes der Vietnamesen und der ge­
waltigen Front der Solidarität mit dem Kampf überall auf der 
Welt. Eine wahrlich "mißlungene Lektion" 10 der Pekinger 
Abenteurer. 
Anmerkungen: 

I) Vgl. AlB II- t2/1978 
2) P. Weiss, Zur Lage in Vietnam, in: Deutsche Volkszeitung 7. 12. 

1978 
3) Zit. nach: Zum antimarxislischen Wesen der Militärpolitik der 

Maoisten, Berlin 1973, S. 29 
4) Vgl. AlB 10/ 1978 und 11 -12/1978 
5) Vgl. AlB 2/1979 
6) Beijing Rundschau, Peking, 13. 2. 1979 
7) Süddeutsche Zeitung (SZ). 6. 3. 1979 
8) Frankfurter Allgemeine Zeitung. 19.2,1979 
9) ADN. Berl in. 7. 3. 1979 

10) So die SZ. 6. 3. 1979 
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.-----Aufruf des Zentralkomitees der KP Vietnams----

I 

Das Vaterland verteidigen! 
Landsleute und Kampfer des ganus Landes! 
Seit dem Morgtn des 17. Februar 1919 haben die chin('sischeß reaklio-­
nllrtn Behörden zahlreiche Arm~korps mit 300000 Soldaten, Ulhlrci­
ehen Panzern und Flugztugen fUr. einen massiven Angriff tnllana der 
gesamten Grenze unseres Landes von der Provinz Quans Ninh bis zur 
Provinz Lai Chau mobilisiert. Sie eroffnc\tß wahllos das FeueT, plün­
derten Hab und Gut, 10\elen unsere Landsleute, einschließl ich Frauen 
und Kindern, und begingen zahlreiche Außer!1 barbarische Verbrechen. 
Die Bevalktrung und die Streitkräfte in den GrcßZfcgioneß kämpften 
mutil , haben die Kolonnen der AggressionstTupptn abgefanatn, Zehn­
tausende Feinde außer Gefecht gtsC'm. Hunderte Panzer in Brand ge­
setzt und große Mengen Waffen des Feindes zerstOn. 
Trotz der schweren Verluste weitet der Feind in arroganter Weise den 
Krieg aus. Die Kllmpfe werden erbittert fortgesetzt. Unser Volk und 
seine Streitkräfte sind entschlossen, jedcn Fußbreit Boden unseres Va­
terlandes zu verteidigen. Unsere Landsleute und Kllmpfer im ganun 
Land, von Kampfeseifer erfüllt, sind entschlossen, über die chinesi­
schen Expansli:misten zu triumphieren. 
Die UdSSR und die anderen sozialistischen und Arbeiterparteien sowie 
die fortschrittlichen Kräfte der Weh sind empOrt, verurtei len energisch 
die Verbrechen der Aggreswren und unterstütu n .... armstens die Sozia· 
listische Republik Vietnam. 
Seit langem haben die chinesischen reaktion:tren BeMrden in-Abspra-' 
ehe mit dem US-Impcrialismus die Absicht. unser Land zu annektieren 
und ihre großmachtexpansionistische Politik zu praktilieren. 
Im Jahre 1974 haben sie frech die Paracd-Inseln Vietnams bncm. In 
den letzen Jahren zogen sie sta rke Truppeneinheiten in unmittelbarer 
Nllhe der Nordgrenu Vietnams zusammen, verübten täglich Provoka­
tionen, drangen in vietnamesisches Territorium ein und bereiteten fie­
berhaft einen krieg grollen Ausmaßes vor. Sie benutzten die falsche 
Völkermordclique Pol Pot/leng Sary dazu. entlang der Stldwestgrenze 
unserer Vaterlandes einen Krieg mit dem Ziel zu entfesseln. uns von 
zwei Seiten zu packen. Sie bemtlhten sieh, die Hoas aufzuhetun und 
dazu zu bringen. in unserem Land Unruhe zu $liften. 
Die schm'hliehe Niederlage des chinesischen Expansionismus in Kam· 
puehea ließ sie um SO wtltendCT einen Aggressionskrieg gegen Vietnam 
entfesseln. 
Die Wahrheit ist klar: Die reaktiOnllren Pekinger BcMrden sidn dabei, 
ihr hinterMlltiges Komplott zur Annexion unseres Landes auszunlhren 
und Schrill für Schrill ih ren Expansionism4S und Großmachthegem0-
nismus auf der indochillesischen Halbinsel und in SOdostasien zu ver­
wüklichen. 
Gegenw'rtig sind die reakt ion'ren Pekinger Behörden der direkte und 
gefllhrliche Feind unseres Volkes. 
Mit der Aggression gegen Vietnam ließen sie,in sch~licher Absprache 
mit den Imperialisten und den r:eaktionärsten Kräften der Gegenwart. 
ibre scheinbar revolulionllre Maske fallen. Mit ihrer kriegslOsternen 
und aagreuiven Politik verlecun sie iynisch das heilige Recht des viet· 
namesischen Volkes auf Unabhängigkeit und Freiheit, sabotieren sie 
die traditionelle Freundschaft zwischen den VölkCl"n beider Under. 
verraten sie ganz und gar die revolutionäre Sache, die Interessen und 
das Gewissen des ~hinesischen Volkes. Sie wurden zum gefahrlichen 
Feind des gesamten sozialist ischen Systems sowie der Be ..... egung fU r na· 
tionale Unabhängigkeit, Demokratie und Frieden in Asien und der 
Welt . 
Das Gewissen der Menschl1eit wird erneut herausgefordert. Die Wach­
sa,rnkei t der Menschheit ist von neuem alarmiert. Mit niedertrIchtigen 
Manövern vCTSuchen die Aggressoren, die Weltöffentlichkcit zu tau· 
schen, in der Hoffnung, ihre finsteren AbsichtCß und ihre barbarischen 
AggreuiOllJ:vcrbrtthen verschleiern zu können. Aber die ganze Welt 
verurtcilt sie energisch und bringt geaenObC!" dem heldenhaften vierna­
mesischen Volk in seinem Kampf geaen die reaktionllren chinesischen 
Aggressoren w'rmstens ihre Solidarit't und Unterstützung zum Aus­
druck, 
Liebe Landsleute und K'mpfer! Der Feind stampft die Berge und FlUs­
se unseres Landes mit FOßen. Unabhä ngigkeit, Freiheit und das soziali­
nische Werk unseres Volkes werden verletzt. Frieden und·Stabilit't in 
Stldostasien sind bedroht. Unser Volk muß ror seine Verteidiguna 
kämpfen. Unser Widerstandskampf aeaen die reaktionären chinesi­
schen ADressoren dauert an. Landsleute aller Nationalitllten im gan· 
zen Land und aller Glaubensrichtungen, Mitglieder der politischen Par· 
teien, Junge und Alte, Männer und Frauen, folgt der Tradition "on 

Dien Hong. Erheben wir uns alle wie ein Mann zur Verteidigung unse­
res Vaterlandes! 
Landsleute und Kämpfer in den Grenzregionen von Quang Ninh bis 
Lai Chau, die Ihr prächtiges reVOlutionäres Heldentum bewiesen und 
mit ar06em Mut gekämpft habt. geht mit Siegeselan vorwärtS! Schließt 
Euch zusammen, um den Feind zu vernichten und ..... eitere Erfolge zu 
erringen, kombiniert die Handlungen der drei Teilstreitkrafte, greift 
kraftvoll an, schließt den Ring eng, vernichtet so viel Mann des Feindes 
wie mGglich, verteidigt aktiv das Leben sowie Hab und Gut der Bcvöl­
keru",. haltet die SichCl"heit in allen Ortschaften aufre<:l1t! 
Eure ruhmreiche Aufgabe an vorderster Front des Vaterlandes ist es 
jetzt, aUe ADressaren von unserem Territorium zu "erjagen und ent· 
schlossen die Grenzen des Vaterlandes zu verteidigen. 
Landsleute und Kämpfer im ganzen Land! Bringt Euren revolutionären 
Elan zur Geltung, wetteifert mit eiserner Disziplin und hoher Arbeits­
produktivit8t um neue Produktionserfolsc, ve rsorgt die Front maximal 
mit Nachschub; nehmt aktiv an der militärischen Ausbildung teil, er· 
höht die Wachsamkeit und seid bereit, den Aggressionskrieg des Fein­
des unter allen Umständen zu durchkreuzen. 
Bei jeder Pmfung der Geschichte .... ächst die Kraft unseres Volkes, läßt 
es seinen Mut, seine Intelligenz und seinen schOpferischen Geist in der 
Produktion und im Kampf "011 \\'irksam werden, mehrt es seine mate­
riellen und moralischen Krlfte, um den Feind zu besiegen. 
Jedes Dorf, jeder Betrieb. jede Genosscruchaft, jeder Ort, jeder Kreis 
ist eine feste Bastion gegen die Aggressoren. Jede Provinz, jede Stadt 
ist ein Schlachtfeld, das ganze Land ist ein Schlachtfeld, jede Region 
unseres Landes, .... 0 sie auch .sei, ist ein Chi Lang oder ein Dons Da. 
Unsere Ge ..... ässer und unserc FlUsse sind Bach Dangs'und Harn Tus. 
Mitglieder der Kommunistischen Partei und des Kommunistischen Ju· 
gcndverbandes, Ihr, denen die Verantwortung und die Ehre zukommt, 
in der Produktion, im Kampf, in der Arbeit und beim Lernen in den er­
sten Reihen zu marschieren, er ..... eist Euch des Vertrauens des Volkes 
würdig! 
Vietnamesische Landsleute im Ausland, bringt Euren Patriotismus und 
Euren Geist der Solidaritlt zur Geltung. ent .... ickelt die Freundschaft 
mit den VOlkern der Länder, in denen Ihr lebt , tragt zum heiligen Wi­
derstand der Nation bei! 
Der Expansionismus und Gr06machthegcmonismus Peklings sind eine 
Gerahr nicht nur !Ur das vietnamesische Volk, sondern auch rur den 
Frieden, die Unabhlngigkeit, die Freiheit und den gesellschaftlichen 
Fortschritt der Länder SUdostasiens und der ganzen Welt. 

Die Kommunistische Partei Vietnams richtet den dringenden Appell an 
die kommunistischen und Arbeiterparteien der Welt, an die revolu tio­
nlren Be .... egungen und internationalen demokratischen Orgagnisatio­
nen, an die VOlker und Regierungen aller Under, im Namen des Frie­
dens und der Gerechtigkeit die aggressh'en chinesischen Reaktionäre 
energisch zu verurteilen, rechtzeitig der yerbrecherischen und lIußerst 
Icfllhrlichen, abentcuerlichen Kriegspolit ik der reaktionären Pekinger 
BeMrden entgegenzuwirken und ihnen nicht zu erJauben, die Weltöf. 
fentlichuit in der Hoffnung zu betrogen und zu verhOhnen, ihre bar­
barischen Aggressionsverbrechen am vietnamesischen Volk zu ver· 
schleiern. 
Im Namen des Friedens und der traditione llen Freundschaft zwischen 
Vietnam und China appellieren wir eindringlich an die wahrhaften 
Kommunisten Chinas und das chinesische Volk, energisch Protest 1.U 
erheben, um der reaktionären Poli tik und dem ungerechten Krieg der 
reaktionllren Pckinger Behörden rechtzeitig Einhalt zu gebieten. ( ... ) 

Je mehr die reaktionären chinesischen Aggressoren ihren Krieg aus\\·ei· 
ten und verlllngern, um so mehr werden unsere Streitkräfte und unser 
Volk im ganun Land den Kampf verstärken und l'/o'eifellos den vOlli· 
len Sieg erringen. 
"Nichts ist wertvoller als Unabhangigkeit und Freiheit." Diese Lehre 
des großen Ho Chi Minh gibt uns stetS Krdt. Mögen unsere ganze Par· 
tei, unser gesamtes Volk, alle unsere Streitkräfte wie ein Mann mutig 
vorwärtsschreiten - entschlossen zum Kampf und zum Sieg! 
Die reaktionären chinesischen Aggressoren werden eine Niederlage er­
leiden! 
Das vietnamesischc Volk wird unbedingt siegen! 

(Quelle: Verlautbarung des Zentralkomitees der KP Vietnams an das 
Volk lind die Strei tkrlfte, Hanoi, 4. 3. 1979) 



Jürgen Reusch Chinas Pakt 
mit den Westmächten 

Denll' X/Doping IJ.J ~I der Un/erze/dmun" df" dllnt~I.d1·am..,jknnIJdlen KooperaliollJVlrllnlgoe. mit US·Ptihidenl Carler und bel . e inem Slool.be, ud1 In 
Tokio mll Japa/IJ Mlnllletl)lQ,ld .. nl Fukuda Im November 1918/r.} 

Deos Xiaoping er~larte es bei seinem USA-Besuch im Januar 
1979 als )'ordringliches Ziel der chinesischen Außenpolitik, eine 
weltweite Einheitsfront gegen die Sowjctunion zusammenzu­
bringen. Kernbestandteil sei das Bündnis zwischen den USA 
und China. Die Pekinger Führung manövrien sich auf diese 
Weise in einen zunehmenden Widerspruch gegenüber den Ent­
wicklungsUlndern und Befreiungsbewegungen, denen gegen­
über sie ja den Anspruch eines "wahren'Fürsprechers" erhebt. 
Die Zusammenarbeit der chin~ischen Führung mit den impe­
rialistischen Hauptzentren und Bündnissystemen ist so eng ge­
worden, wie es sich selbst reaktionäre Politiker vor einiger Zeit 
noch nicht träumen ließen. Dem liegen in der Tat "grundsätz­
lich ähnliche Ansichten in den meisten internationalen Fragen" 
zugrunde, wie Carters Sicherheitsberater Z. Brzezinski als Fazit 
aus einem China- Besuch im Mai 1978 formulierte. 

"Chinesiche Karte" - für " 'en ? 

In den Vordergrund tretende aggressivere Kräfte in den impe­
rialislischen Führungszentrc.n neigen dazu, die "chinesische 
Karte" im Kampf gegen Entspannung und Abrüstung zu " spie­
len". Peking wiederum hoff! , von sich zuspitzenden Konflikten 
zwischen Sozialismus und Imperialismus zu profitieren und 
plant eine engere ökonomische und militärische Zusammenar­
beit zwischen China und dem Imperialismus, um mit Hilfe d~ 
\V~tens Chinas Modernisierungspläne zu verwirklichen. Des­
h'alb setzt die chinesische Führung bewußt auf die am meisten 
reaktionären und aggressiven politischen Strömungen in Euro­
pa, Japan und den USA. 
Im Februar 1978 schloß China mit der EG einen Handelsvertrag 
ab, der diese zum grOßten chin~ischen Handelspartner nach 
Japan werden läßt ; kurz danach reiste eine EG­
Spitzendelegation (unter ihr der Bonner EG-Kommissar Hafer­
kamp) nach China, um Maßnahmen der Realisierung des Ab­
kommens einzuleiten. Die chinesische Führung läßt keine Gele­
genheit aus, den engeren ökonomischen und besonders auch 
politischen Zusammenschluß der westeuropäischen Staaten zu 
fordern; die engen Beziehungen Pekings zur EG sind nämlich 
nicht nur wirtschaftlicher, sondern auch politiSCher Natur. Hier 
soll ein Potential gegen die Sowjetunion aufgebaut werden, das 
in der Lage ist, eine Hauptrolle bei der Destabilisierung der La­
ge in Europa zu spielen, also stärker als selbständig agierendes 

imperialistisches TeilbUndnis hervortritt . 
Das entspricht exakt der Europakonzeption des F. J . Strauß, 
dessen Intimus Zimmermann denn auch von seiner China-Reise 
im März 1978 den Eindruck mitbrachte, eine Stärkung des we­
steuropäischen Zusammenschlusses und eine Stärkung Chinas 
lägen im beiderseitigen Interesse, nämlich der Zurückdrängung 
der "sowjetischen Bedrohung". Das ist die "chinesische 
Karte", die Strauß auch beim diesjährigen Aschermillwochtref­
fen in Passau meinte, als er wiederholte, der Bundesregierung 
sei es bisher nicht gelungen, die wachsende Bedeutung der VR 
China im internationalen Wehgcschehen in ihre Außenpolitik 
einzubauen. 
Auf Europa ziehe auch die Balkan-Reise des chin~ischen Mini­
sterpräsidenten Hua Guo-feng im vergangenen Jahr. Er wurde 
nicht mOde, seinen Gastgebern in Belgrad und Bukarest mehr 
Zuvorkommenheit gegenüber imperialistischem Weben anzura· 
ten und warnte aufdringlich vor dem angeblichen " Hegemonis­
mus" der Sowjetunion. In Arbeitsteilung mit dem Imperialis­
mus soille hier ein Klima geschaffen werden, das Spannungen, 
Wettrüsten und Gefährdung des Weltfriedens zum Inhalt hat. 
Deshalb verfolgte die Rechtspresse diesen Besuch auch mit be­
merkenswert großer Sympathie. 

Dengs Allianzofferte in Washington 

Die NATO drängt Peking auf verstarkten Konfrontationskurs 
gegenüber dem Sozialismus, um die Vereinbarungen von Hel­
sinki rückgängig zu machen, die Wiener Verhandlungen über 
Truppenreduzierungen in Mitteleuropa zum Abbruch zu brin­
gen und das Wettrüsten zu steigern. Daher solidarisierte sich 
auch die chinesische Führung mit dem auf den jüngsten NA TC­
Ratstagungen beschlossenen Langzeitprog~amm, das neue Rü­
stungsmammutprojekte vorsieht - und das para11el zur UNO­
Sonderkonferenz über Abrüstung! Sie ist nicht nur Unterstüt­
zer, sondern aktiver Partner und wird auch als solcher ins Kal­
kül gezogen. 
General Bennecke, früherer NATO-Oberkommandeur in Mit­
teleuropa, konzedierte, China leiste schon j4tlzt einen Beitrag 
zur äußeren Sicherheit Europas, denn es binde 1/ 4 der sowjeti­
schen Streit kräfte. Und Oberkommandeur Haig halle a11en 
Grund zu der Feststellung, China sei praktisch das ,, 16. Mit­
glied der NATO" 1, d. h. auch, wie es die Frankfurter Allgemei-
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ne Zeitung (10. 1. 1976, 13. 7. 1978) formuliene, ein wichtiger 
Baustein der imperialistischen Umkreisung der Sowjetunion. 
Der Besuch Deng Xiaopings in Washington vom Januar 1979, 
der die Aufnahme diplomatischer Beziehungen zwischen beiden 
Ländern krönen sollte, brachte den Pekinger Großmachtchau­
vinismus wie selten ions Scheinwerferlichl. Rasch wurde klar, 
daß es nicht um Stabilisierung und Friedenssicherung ging, son­
dern - wie Deng am 5. 2.1979 in einem Interview mit der US­
Zeitschrift Time erkllne - um eine weltweite Allianz gegen 
den sowjetischen "EisbIren" , um die B~ndigung der Entspan· 
nung, die Sabotage von SAL T-2, das Anheizen des Wettrü­
stens. Die Falken im Pentagon spürten Oberwasser, und die ab­
schließende gemeinsame Presseerk lärung enthielt gefährliChe 
Zugeständnisse an aggressive, entspannungfeindliChe Tenden· 
zen. ' 
Deng forderte in Washington unverblümt, der Westen müSse 
China militärisch aufrüsten. Auf diesem Weg ist es schon ge­
flhrlich weit gekommen, denn seit Herbst 1978 stehen in den 
NATO-Gremien die Signale für Waffenlieferungen an China 
auf grün. Die USA, Frankreich, England, die BRD sind in 
China·Waffengeschäfte verwickelt. Peking hat Kontakte aufge­
nommen zu zahlreichen hohen Offizieren imperialistischer Län­
der, hat Waffensysteme gekauft wie " Milan" , " Hot", "Har­
rier", den Hubschrauber BO-I05 . 
Der britische Rüstungskonzern Vickers baut für China den Pro­
totyp eines neuen Panzers, die Triebwerke des neuentwickelten 
chinesischen Düsenjägers F-12 stammen von den RoUs Royce. 
Seit 1975 pflegt Peking e·nge Kooperation mit Messerschmidt­
Bölkow· Blohmj sie wurde mitten während der Aggression auf 
Vietnam durch drei neue Abkommen erweitert .] Das sind nur 
einige Beispiele, die das Ausmaß dieser Zusammenarbeit be­
leuchten. Hier wird ein Unruheherd geschaffen, von dem 
durchaus eine ernsthafte Gefährdung des Weltfriedens ausge­
hen kann . 
Ähnlich verhAlt es sich mit Chinas Handelsbeziehungen zu den 
kapitalistischen Ländern . Die Pekinger Führung ist seit etwa ei· 
nem Jahr .zu langf;istigen Kreditgeschä ften übergegangen, die 
jetzt schon in Milliardenhöhe liegen und die gesamte Wirtschaft 
des Landes in enger Bindung an den Westen umkrempeln sol· 
len. Das geflhrliche Moment liegt auch hier nkht in Handelsbe­
riehungen "an sich", sondern darin, ~aß . diese Beziehungen 

JIJ(j7 w(U#n nodt DemOlllucu1onen Qt1Ien den US·lmpetJaJJIZ1I1J$ in \.:lItna 
dle R~QeJ 
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und ihre Ergebnisse zur Untergrabung der Entspannung und 
zur Abstützung von Pekings Großmacht plänen mißbraucht 
werden sollen. 
Welch ein weiter Weg ist hier zurückgelegt wordenl 1949 haue 
sich die VR China ins neuentstandene sozialistische Weltsystem 
eingegliedert und eine wichtige Rolle im antiimperialistischen 
Kampf gespielt. 
Der VIII. Parteitag (1956) bekrlftigte die Prinzipien der friedli­
chen Koexistenz zwischen Staaten unterschiedlicher Gesell­
schaftsordnung, das Bündnis mit der Sowjetunion und den pro­
letarischen Internationalismus.· China leistete einen wichtigen 
Beitrag zum Kampf gegen die USA-Aggression auf Korea, 
wirkte konstrukt iv mit an der Bandung· Konferenz von 1955 
(Konstituierung der Nichtpaklgebundenenbewegung), schloß 
1954 einen Vert rag mit Indien, in dem die Prinzipien der friedli· 
chen Koexistenz in vorbildlicher Weise niedergelegt waren. Der 
VIII . Parteitag legte ausdrUcklieh fest, diese internationalisti­
sehe Politik auch in Zukuft fortzusetzen. 
Doch 1957/58 gelang es den Kräften um Mao, ihren groß· 
machtchauvinistischen Kurs durchzusetzen. Mao Tse·tung er­
klärte China nun zu dem "Zentrum der Weltrevolution." Der 
Antisowjetismus wurde mehr und mehr zum bestimmenden 
Element der chinesischen Außenpolitik. Besonders in der "Po­
lemik über die Generallinie" in der kommunistischen Weltbe­
wegung wurde deutlich', daß die chinesische Führung die stark 
angewachsene Rolle der nationalen Befreiungsbewegungen vom 
GesiChtspunkt ihrer Verwertbarkeit fü r ihr Hegemoniest reben 
betrachtete und sich selbst als führende Kraft eines dritten 
Blocks in Asien, Afrika und Lateinamerika zu etablieren such­
t<. 

Chinas konlrärer UNO-Slandorl 

Der Maoismus, entsprechend seinen kleinbürgerlichen sozialen 
Ursprungen, leugnete die internationale Bedeutung des. Welt· 
proletariats und ernannte die Entwick lungsländer zur revolutio­
nären Hauptkraft (siehe Beitrag zu den maoistischen Qoktri­
nen), was in Wirklichkeit, da es sie ihres Bündnisses mit dem 
Sozialismus und der Arbeiterbewegung berauben sollte, eine 
Herabwürdigung ihrer Bedeutung dars tellte. Die maoistischen 
Ideologen setzten die friedliche Koexistenz gleich mit kapitu]an­
tenhafter Erhaltung des Status quo - was sie besonders der So­
wjetunion anlasteten - und produzierten sich als wahre Hüter 
des proleratischen Internationalismus. 

Dieser Kurs brachte China in tei lweise dramatische Konflikte 
mit den sozialistischen Ländern, der kommunistischen Weltbe­
wegung und den nationalen BdreiunltSbewegungen. 

Ein Gradmesser ist Chinas Rolle in der UNO, der es seit 197 1 
angellört. In zahlreichen Fä ll~n (z. B. Chile, BangladeSh, Naher 
OSlen) stellte sich die chinesische Führung gegen die sozialisti· 
schen und die nichtpaktgebundenen Staaten und machte de fac· 
to mit den imperialistischen Ländern gemeinsame Sache. Im Ja· 
nuar 1979 trat sie vor dem UN·Sicherheitsrat erstmals gemein· 
sam mit den USA als Initiator eines Interventionsversuches ge· 
gen die zweite Befreiung Kampucheas und das mit den Befrei· 
ern solidariscne Vietnam hervor (siehe AlB 3/ 1979). Im Fe­
bruar 1979 versuchten China und die USA gemeinsam, die chi· 
nesische Aggression gegen Viet nam als "gerechte Strafe" fUr 
Vietnams angebliche " Invasion" im Kampuc::hea zu rechtferti· 
gen. China befand sich dabei wiederum in einer Front mit den 
gesamten NATO-Staaten. 
In einerGrun~satzfragewie dem Kampf der Entwicklungslitnder 
um eine Neue Weltwirtschaftsordnung (NI WO) versuchte der 
chinesische Außcnminister Huang Hua auf der XXXIII. UNo 
Vollversammlu ng (1978), diesem Streben eine antisowjetische 
Stoßrichtung zu unterschieben. Er stell te die UdSSR als Haupt­
gegner der NIWO dar und lobte die verbesserte Zusammenar­
bt'it der " dri tten" und der "zweiten" Welt, d. h. ·er stilisierte 
faktisch Praktiken des Neokolonialismus als positive Ansälze 



r--Chinas Kurs im Nahen und Mittleren Osten 1-
Gewisse Zeit stand die Politik der VR China im Nahen und Mittleren 
Osten unter den Vorzeichen des Antiimperlalismus und einer militan­
ten Solidarität mit den Befreiungsbewegungen. 
Mit der A ufnahme diplomatischer Beziehungen mit Ägypten im Mai 
1956 vermittelte China als FIIhrendes Mitglied der Nichtpaktgebunde­
neo sowjetiKhe Waffenlieferungen an das Nilland und solidarisierte 
sich mit der Regierung Nasser im Kampf gegen die Sun-Aggression 
Großbritanniens, Frankreichs und Israels vom November 1956. Man 
bot sogar die Emsendung chinesischer Freiwilliger an. Als es 1959 zu 
einer vorübergehenden Krise der ägyptisch-sowjetischen Ikziehungen 
wegen Nasser! Angriffen auf die Unkskräfte in ÄgYPten, Syrien und 
dem Irak kam, forderte ihn die chinesische Regierung auf, seine a n!i­
kommunistische Politik gegenüber dem Irak und seine "undankba­
ren Attacken auf die Sowjetunion" zu beenden (zil. nach: Orien!. 
Hamburg, Nr. 2/1976, S. 17). 
In dieser Phase unterstü tzte China sowohl d ie sowjetische Position 
für einen gerec:hten Nahostfrieden (Einlösung der nationalen Rec:hte 
des arabischen Volkes Palästinas neben Israel) als auch den Befrei­
ungskampf der algerischen Nationalen Befreiungsfront (FLN), der 
]964 gegründeten Palll.stine nsischen Befreiungsorganisation (PLO), 
der Ikfreiungsfront des Oman (P FLO) und a nderer progressiver 
Kräfte der Region. 

Ja zu Sad a ts Kapitu latio nspo li t ik 

Als 1965 eine P LO-Delegation in Peking wellte, setzte Mao Tse-tung 
noch antiimperialistische Akzente: " Der Imperialismus fü rchtet Chi­
na und die Araber. Israel und Formosa sind Basen des Imperia lismus 
in Asien. Asien ist der Weh größter KOn!inent und der Westen 
möchte ihn weiter"in ausbeuten. Der Westen, dessen müssen wir uns 
bewußt.sein, mag uns nicht. Die arabische Schlacht gegen den Westen 
ist die Schlacht gegen Israel. Deshalb, Ihr Araber, boykottiert Euro­
pa und Amerika!" (Al Anwar, Beirut, 6. 4. ]965) 
]n der P raxis gab jedoch schon in der ersten Hälfte der 60er Jahre der 
Antisowjetismus der chinesischen Nahostpolitik zuneh mend das Ge­
präge. Im Dezember ]963 suchte Ministerpräsident Tschou En-Iai in 
Kairo Nasser den Ausbau der Beziehungen zu China als Alternative 
zur sowjetischen H ilfe aufzudrängen, da ein sowjetisch-amerika· 
nisches Komplott gegen die ara bische Seite im Nahostkonflikt exist ie­
re. Als eine angebliche Verschwö rung der "Supermächte" USA und 
Sowjetunion klagte Peking nach der ve rnichtenden arabischen Nie­
derlage im Junikrieg 1967 auch d ie sowjetische Zustimmung zu der 
Kompromiß-Resolution 242 im Weltsicherheitsrat a n . Die maoisti­
sche Führung hingegen ford en e die arabischen Frontstaaten a"uf, den 
Kampf unverzüglich fonzuführen. Als Nasser erwiderte, Ägypten ha· 
be seine Armee verloren, könne also im Falle der Ablehnung eines 
Waffenstillstands seine völlige Zerstörung e inhandeln, sandte Mao 
Tse-lUng ihm einen Aktionsvorschlag. Danach soille die ägyptische 
Armee in selbsttnd ige, im Volk verankerte Brigaden unterteilt wer­
den, um nach Guerillamanier allenorts gegen Israel loszuschlagen. 
Nasser hielt dem entgegen, die Sinai- Halbinsel sei eine dec:kungs- und 
wasser lose Wüste, wo derartige Brigaden a usskhtslos bleiben mOß­
ten, zumal " wir im Sinai keinen Volksbefreiungskrieg führen (kön­
nen), wei l es dort kein Volk gibt." (M. Heikal, Das Kairo-Dossier, 
WieniMUnchen/ ZOnch 1972, S. 265/266) 
Dasselbe Abenteurertum legte Peking auch im Ausklang des O kto­
berkrieges 1973 an den T ag, als es trotZ der immer offensichtlicheren 
israelischen Terraingew.inne gegen Syrien und Ägypten deren Ja zum 
Waffenstillstand (UN-Resolution 338) anklagte. Mit dem Vorwurf, 
die beiden "Supermächte" sabotierten den Kampf der Araber, be­
grUndete man sein Fernbleiben von den Abstimmurigen im UN­
Sicherheitsrat . Desgleichen wandte sich die chinesische Führung ener­
gisch gegen die Einberufung und Wiederaufnahme der Genfer 
Nahostfriedenskonferenz, womit sie die Separatdiplomatie und neo­
kolonialistische G~genoffensive der USA begünstigte. 
An der Wende der 6Oerl7Ocr Jahre bot die Verabsolutierung des be­
waffneten Kampfes seitens der PLO für die maoistische Einflußnah­
me ("Alle Macht kommt aus den Gewehrläufen!") noch ideale An­
sanpunkte, die freilich mit der pol itisch-diplomatischen Aufwertung 
der PLO seit 1974 und ihrer schließ lichen Bejahung der Genfer Na h­
ostkonferenz zusehends schwa nden. In der Stunde der Bewährung, 
auf dem Höhepunkt des Libanonkrieges 1976 war es dann die Sowjet­
union, und nicht die VR China, welche dem paläst inensischen Wider­
stand mit materiell-militlirischer Hi lfe den tatkräftigsten Beistand lei­
stete. 

Toast auf den Sdlah, Hua Guo-feng Im Herbll J978/n Teheran 

Noch 1975 hatte Peking in einer offiziellen Verlautbarung die PLO 
gewarnt, sich nicht von "kapitulationislischen" Arabern manipulie­
ren zu lassen, doch im Februar 1978 befürwortete sie selbst offen Sa­
da ts spalterische Separat initiative. Der Nachrichtenagentur Neues 
China vom 5. 2. 1978 zufolge erk lä rte Hua Guo-feng dem ägypti­
schen Sonderbotschafter T ohami, Sadats Haltung gegenüber Israel 
sei " rechtmäßig und in übereinst immuni mit den Interessen der 
Ägypter, PaJast inenser und anderer arabischer Völker." Ein klareres 
Votum gegen den arabischen Befreiungskampf und fUr eine " a meri­
kanische Lösung" des Nahostkonflikts konnte es kaum geben. 1m 
Politischen Bericht der P LO-Exekutive an den 14. Palastinensischen 
National rat wurde denn auch das " Fehlen einer klaren und offenen 
Haltung Chinas gegenüber den Handlungen der USA in der Region" 
kritisiert . 

Pak lieren mit N u meiri , Q uabus, den Sauds und dem Schah 

Von dem einstmaligen chinesischen Bekenntnis zur revolu tionären 
Beseitigung des feudalmonan:histisch-bourgeoisen Systems der Re­
gion ist nichts geblieben. 
Das bourgeoise, proimperialislische Sada t-Regime wird seit seiner 
Aufkündigllng des Freundschaftsvertrages mit der Sowjetunion 1976 
als Symbol des a rabischen .. Unabhangigkeitswillens" gefeiert . Die 
Gendannenrolle des Schah-Regimes am Persischen Golf und dem In­
dischen Ozean lobte Chinas Vize-Ministerpräsident Li Hsien- nien bei 
seinem Staatsbesuch im April 1975 im Iran hoch: Der Schah habe 
.. nützliche Beitrage zum antiimperialistischen, antikolonia listischen 
und antihegemonistischen Kampf der Völker der Welt geleistet." (P e­
king Rundschau, \S . 4. 1975) H ua Guo-feng befürwortete noch im 
August 1978 in T eheran die Schah-Politik und die aggressive St rate­
gie des angloamerikanisch geführten vorderasiatischen C ENTO­
Paktes (Iran, T ürkei, Pakistan). 
Das feuda!monarchistische neokoloniale Stell~ertreterregime Sa udi 
Arabiens preist man in Peking wegen seiner angeblich alterna tiven 
"Wirtschaftshilfe [{Ir die Dritte Welt" und für die "nationalen Be­
freiungsbewegungen" an (Peking Rundschau, 3 . 10. 1978). Nicht ge­
nug damit, verband der chinesische Außenminister Huang Hua im 
Mai 1978 die Aufnahme diplomatischer Beziehungen zum reaktionä­
ren Regime des omanischen Sultans Quabus mit Bescheinigung, es 
habe sich unablässig "bemüht, die nationale Souvcrtlnittt aufrecht­
zuerhalten, nationale Rohsloffquellen zu schützen, d ie nationale 
Wirtschaft und Kultur zu entwickeln, und dabei beachtliche Erfolge 
erzielt." (News ftom Oman, Novem.ber 1978) Und das zu einem Ma­
rionetten regime, das mit der Übergabe der Insel Masirah an die US­
Marine, der Ölfelder an a ngloamerikanische Ölmultis und dem Ein­
sa tz iranischer Interventionstruppen beispielhaften nationalen Aus­
verkauf betreibt! 
So kann es nicht mehr verwundern, daß China den von den USA und 
der ostarabischen Reaktion gehegten Plan eines Pa ktes a m R.oten 
Meer nachdrUcklieh unterstützt und die soma li sehe Aggression gegen 
das revolutionäre Äthiopien , die nordjemenitisch-saud ischen Würge­
versuche gegen den Südjemen oder die NATO-Teilungspolitik auf 
Zypern gutheißt. Das Paktieren der maoistischen Führung mit den 
Westmtchten und der Reaktion des arabisch-persischen Raumes ist 
heute soweit fortgeschritten, daß Maos GIOckwunsch und 80 Mio­
Dollar-Belohnung [{Ir den sudanes ischen Kommunistenhenker Nu­
meiri im Juli 1971 beinahe als Regelfa ll erscheint. 
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einer neuen Ordnung. ~ Der Hau ptinhalt d ieses Kampfes, die 
Zurückdrängung der Macht der multinationalen Konzerne, 
wUrde damit zunichte gemacht. 
China ist ständiges Mitglied des UN-Sicherheitsrats und kOnnte 
von daher den Gang der Weltereignisse sehr positiv beein n us­
sen. Das Abrüstungsproblem beweist, daß das Gegenteil der 
Fall ist. 7 Die Pekinger FUhrer waren neben Pinochet und Süda­
frik a die einzigen, die sich in der UNO gegen die Vorschläge der 
UdSSR und der anderen sozialis tischen Länder zur Einberu­
fung einer WeItabrüstungskonferenz \\!andten, ebenso gegen ih­
re Vorschläge des vollständigen Verbots der Produktion und 
Anwendung von Kernwaffen, des Verbots der Herstellung neu­
er Massenvernichtungswaffen, des Vorschlags, nicht a ls erste 
Atomwaffen anzuwenden usw. 
Die VR China weigerte sich auch, der Kürzung der Rüstungs­
ausgaben der ständigen Mitglieder des Sicherheitsrats um 10070 
und die Ausnutzung eines Teils der eingesparten Millel für die 
Entwicklungsländer zuzustimmen. Sie wandte sich ebenfalls ge­
gen em allgemeines Gewaltverbot in den internationalen Bezie­
hungen, gegen die Annahme der UN-Definit ion des Begriffs der 
Aggression (1974) und gegen die Sicherheimesolution über die 
Unzulässigkeit von Gebietserwerb durch Gewaltanwendung. 
Nachdem die Pekinger Führung das Stattfinden der UN­
Sondertagung zur AbrüslUng nicht halle verhindern können, 
hielt dort H uang H ua ein von Antisowjetismus strotzendes Plä­
doyer für die fak.t ische Unmöglichkeit der AbrüslUng. 
Gleichzeitig erwies sich, daß der Mao ismus in solchen Fragen, 
vor allem mit Rücksicht auf die Entwicklungslä nder, zum La­
vieren gezwungen ist und beispielsweise versucht, die Abrü­
stung in einer Weise zu blockieren, daß Peking von den Nicht­
pakigebunden nicht dafür verantwortlich gemacht werden 
kann. Da es jedoch an Posit ionen fest hält, wie die Neutronen­
bombe sie für die USA und W esteuropa unverzichtbar,1 gerä t 
es immer wieder in scharfe Kon flikte mit den NiChtpaktgebun­
denen und Befreiungsbewegungen, die a lle Erfolge im Kampf 
um nationale Unabhä ngigkeit gegen den Neokolonialismus der 
USA, der EG, d er NATO usw . durchsetzen mUssen. 

K o llisions ku rs gegen Bef reiu ngsbewegu ngen 

Zweiter Gradmesser des Rechtsdrifts der·chihesisctien Außen­
politik ist das Kollidieren mit den Befreiungsbewe­
gungen, wie ein Blick auf Pekings Ak tivitäten in Afrika und 
Asien skizzieren mag. 9 

Im Mai 1978 bezeichnete Deng Xiaoping C hina a ls die "NATO 
des Ostens" .10 Einen Monat s~ter sicherte er Peking- Besucher 
Z . Brzezinski zu, die NATO bei bewaffneten Einmischungen in 
Afrika zu unterstO.tzen. Als erstmals seit dem Vietnamkrieg 
NATO-Söldner in dnem anderen Kontinent direkt eingriffen 
und einen Aufstand in der Provinz Shaba gegen das korrupte 
Mobutu- Regime Zaires blutig niederschlugen, spendete der .Pe­
kinger Assistent unverzüglich Beifall und übernahm bedenken­
los die etA-Legenden , dieser Volksaufstand sei von der Sowjet­
union und Kuba inszeniert. Peking kam dem bedrängten Mo­
butu mit Militä rberatern und Waffenlieferungen ( Panzer, Pa­
trouillenboote) zu Hilfe und ist bis heute einer der besten Ver­
bündeten dieses besonders verfaul ten und proimperialislischen 
Regimes, das unlängst seinen Staatsbankrott erklärte und die 
imperialist ischen Regierungen bat, die Verwaltung des Landes 
zu Ubernehmen. 11 
Im A ngolakrieg 1975/76 leistete C hina Waffen· und Ausbil­
dungshilfe für die C IA-Spalterorganisationen FLNA, UNITA 
und FLEC, unterstützte es die Aggressorstaaten Südafrika und 
Zaire gegen die angolanische Revolutionsregierung der MPLA. 
Die Maoisten nahmen auch gegenüber dem revolutionären 
Ä lhiopil;n eine feindselige Haltung ein. Sie paktieren mit Soma­
lia, dessen ISOlierung in Afrika stark zunahm, seit es versuchte, 
die äthiopische Provinz Ogaden mit ein<tm Eroberungskrieg zu 
annektieren. Hier trugen ClA- l ntrigen Früchte, die einen Aus­
gleich für die ehemalige imperialiStische Bastion Äthiopien un-
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~--Stellungnahme--­

des ANC zu China 
Erst vor vier Jahren hat das heroisehe Vietnam einen wohlverdienten 
Frieden und seine Unabhängigkeit nach Jahrzehnten des Volkskrieges 
wiedergewonnen. der mil der Niederlagc des franWsisehen Kolonialis­
mus und der Aggression und Beselzung durch die Vereinigien Staaten 
endete. 
Am 17. Februar fielen die Streilkrilfle Chinas - erneut bemllht, diesen 
Frieden und die Unabhängigkeil zu gefährden - in die Sozialistische 
Republik Vietnam ein und verwirklichten so ein Ziel, fIlr das die FUh­
rung Chinas Ober eine Periode von vieten Monaten Vorbtreitungen ge­
troffen halle_ Während dieser Periode ermutigte und UßlcrstUtzte die 
chinesische FOhrung das Pol-Pot- Regime in Kampuchea dazu, Adres­
sionsakte gegen Vietnam zu unternehmen, slacheite gesel1schaft lkhe 
Schwierigkeilen innerhalb Vietnams an und schuf entlang der 
vietnamesisc:h-chinesischen Grenze durch die Massierung von Truppen 
und Grenzverletzungen einen Zustand der Spannung. 
Während derselben Periode, am 14. t .1979, traF eine Delegation der Re­
gierung der Volksrepublik China untcr Leitung von Vizcprcmiermini­
sler Li Hsien Nien, auf die Bilte des Vizepremieres hin, Vert reter des 
Afrikanischen Nalionalkongresscs (ANC) in Lusaka. Während dieses 
Treffens drUckle die chinesische Seite die Bereitschaft Chinas aus, die 
Beziehungen mit dem Afrikanischen Nationalkongreß auf der Basis ih­
rer Unters\lllzung fIlr unseren Kampf und die Politik des ANC sowie 
einer gemeinsamen Feindschaft gegen imperialistische Vorherrschaft zu 
normalisieren. 
Die nackte Aggression gegen Vietnam ha t indessen gezeigt, daß dies 
kein ernsthafter Versuch war, sondern ein Versuch war, den ANC in ei­
ne reaktionäre Speerspitze gegen die fonschriuHchen Kräfte in der 
Welt umzubilden. 
In Loyalitllt zu den Prinzipien der Einheit und der Solidarität unler al­
len KrlIften, die gegen Rassismus, Kolonialismus, Zionismus, Faschis­
mus und Imperialismus kampfen. und überzeugt da~on, daß unser ei­
genes System der internationalen Beziehungen von einem ehrenhaften 
Handeln unterstrichen "'erden muß, 
• verurteilt das Nationale E~ekutivkomitee des Afrikanischen Natio­
nalkongresses im Namen unserer gesamlen Milgliedsehaft und der brei­
ten Mehrheit unseres Volkes vorbehahlos den verbrecherischen Aggres· 
sionsakt, den China gegen die Sozia1i\ lische Republik Viemam begeht 
und verlangl den unverzüglichen und bedingungslosen Abzug aller chi· 
nesischen Truppen aus und die Einste!iung aller Feindseligkeilen und 
AggressionsaklC gegen Viemam; 
• drückt das Nationale ExekutivkomitCC' seine vollSlllndige Solidari· 
täl mit der Regierung und dem Volk der Sozialistischen Republik Viel­
nam aus und ruft alk friedliebtnden Krafle auf, das heroische Volk 
von Viemam zu Unlerslützen; 
• erklart das Nationale E~ekU l ivkomjtce seine Bereilschaft, die Be­
ziehungen mit der Volksrepubtik China zu normalisieren, sobald China 
in die Reihcrl der Kräfte zurOckkehrl, die ernsthaft für die Befreiung al­
ler Unlerdrückten Völker, gegen Imperialismus, Für nationale Unab­
hängigkeit, Demokratie, Frieden und sozialen Fortschritt kämpfen. 

Alfred Nzo. Generalsekretär 
(Quelle: African National Congrcss, Press Statemenl, Lusaka. 22. 2. 
1979) 

ter Haile Selassie schaffen wollten. Als das bedrängte Äthiopien 
- wie schon zuvor Angola mit Erfolg - Kuba und die UdSS R 
um Hilfe bat, reagierten die Pekinger Führer mit wütenden anti­
ä thiopischen Angriffen und luden Somalias Präsident Siad Bar­
re nach Peking ein. Sie schlossen mit ihm ein Abkommen über 
verstärkte wirtschaft liche und technische Zusammenarbeit, lie­
ferten über Pakistan auch Waffen an Somalia und honorierten 
die intensivierten Beziehungen der BRD und der EG zum Barre­
Regime. 12 
Seit einiger Zeit unterstützen sie auch eine Separatistenbewe­
gung in Eritrea gegen das revolutionäre Äthiopien. IJ 

Entsprechend ihrer "Drei-Welten"-T heorie versucht die Pekin­
ger Führung in Asien verstärkt Japan in ein reak tionäres Bünd­
nis einzubeziehen. Im August 1978 schlossen beide Länder ei­
nen "Friedens- und Freundschaftsvertrag" ab, der an die anti­
sowjetiSChen Züge des gemeinsamen Kommuniques von 1972 
anknüpft und der UdSSR Hegemoniegelüste unterstelh. Die 
Pekinger Führung benutzt ihn, besonders auf Asien bezogen, 
als politiSChe und propagandistische Waffe im Kampf um eine 



Vormachtstellung. Anläßlich seines Japan-Besuchs forderte 
Deng Xiaoping die weitere US-Präsenz in Ostasien und ermun­
terte Japan zu verstärkter AufrUstung.!4 

In seinem schon berüchtigten Time-Interview bekräftigte Deng 
diese Auffassungen und ergänzte, auch die Koreanische VOR 
solle von den USA rur ein antisowjetisches Bündnis geworben 
werden, und im gleichen Sinne sei der südostasiat ische ASEAN· 
Pakl zu nutzen. Zu den ASEAN-Staaten gehören die Philippi­
nen, Malaysia, Indonesien, Singapur und Thailand. Im Herbst 
1978 su·chte Deng sie der Reihe nach auf und drängte sie auf ein 
stärkeres gemeinsames Vorgehen gegen Vietnam und die So­
wjetunion; als Preis stellte er die Einstellung der Pekinger Un­
terstützung filr einige in diesen Ländern operierende, maoi­
stisch orientierte Guerilla·Organisationen in Aussicht. Unter ih­
nen erfreut sich Thailand - besonders seit der zweiten Befrei­
ung Kampucheas vom Januar d. J . - eines besonders intensi­
ven Pekinger Liebeswerbens, aus strategisch erklärbaren GrOn­
den. 
Sowohl beim Vertrag mit Japan als auch bei der Aufnahme di­
plomatischer Beziehungen mit den USA machte die Pekinger 
Führung deutlich, daß sie bereit ist, um eines antisowjetischen 
Bündisses willen auf die LOsu ng der Taiwan-Frage zu verzich­
ten, In Taiwan könne der Kapitalismus erhalten und die Anbin­
dung an die USA bestehen bleiben, erktarte Deng in Vorberei­
IUng seines USA· Besuchs; d. h. die Pekinger Führung bietet ei­
nen Bestandteil chinesischen Territoriums den USA als KOder 
für eine gemeinsame Konfrontationspolitik an. 
Schon in den 60er Jahren hatle die Pekinger Führung Vielnam 
unler Druck gesetZt und als Experimentierfeld für maoistische 
Strategien und Hegemoniebestrebungen zu mißbrauchen ver­
sucht. n Sie machte nach der Befreiung und Wiedervereinigung 
Vietnams immer deutlicher. daß sie ein mit den anderen soziali· 
stischen Ländern verbündetes, unabhängiges, dem Maoismus 
nicht unterworfenes Vietnam nicht zu dulden bereit war. Im 
Sommer 1978 stellte sie jegliche Hilfe an ' Vietnam ein. Als im 
Januar 1979 in Kampuchea, bis dahin ein strategischer Vorpo­
sten Pekings, das diktatorische Regime des Pol Pot von einer 
machtvollen Voiksbewegung verjagt wurde, begann sie ihre ver­
brecherische Aggression gegen das sozialistische Viemam. 16 

Der Aggressionskrieg gegen Vietnam hat in aller Deutlic.hkeit 
den wirklichen Charakter der Pekinger Außenpolitik als eine 
ant isozialistische, abenteuerliche und proimperialistische offen­
bart. 
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Jürgen Reusch Maoistische Doktrinen 
Der Kern des maoistischen Nationalismus und Großmachtchau­
vinismus hat sich schon seit den späten 20er Jahren herausgebil­
det und stellte eine der proletarischen Klassenlinie entgegenge­
seizte Strömung in der KP Chinas dar. Sie trat jedoch nach der 
Revolution von 1949 zunächst in den Hintergrund und mußie 
korrekten internationalistischen Prinzipien - proletarischer in­
ternationalismus und friedliche Koexistenz - Platz machen, 
wie die Beschlüsse des VII I. Parteitags der KP Chinas von 1956 
beweisen. 

.> ' Weltstädle und Welldörfer" 

Diese Prinzipien wurden jedoch wenig später revidiert, verwor­
fen und durch die kleinbürgerliche Ideologie des Maoismus er­
setzt. Die Maoisten begannen, den chinesischen Weg der Revo­
lution rur alle Länder Asiens, Afrikas und Lateinamerikas als 
verbindlich zu betrachten, und maßten sich in diesem Bereich 
eine FOhrungsrolle an. Sie bestritten faktisch die revolutionare 

Rolle der internationalen Arbeiterklasse - wie sie auch die füh­
rende RoUe der chinesischen Arbeiterk lasse zu liquidieren be­
gonnen hallen (siehe Beiträge in AlB 5/ 1979) - und leugneten 
den Grundwiderspruch unserer Epoche, nämlich den zwischen 
Sozialismus und Kapitalismus. 
1965 wurde Lin Biaos Schrift "Es lebe der Sieg im Volkskrieg" 
veröffentlichtl. Sie verkündete das Konzept des Kampfes der 
"Weltdörfer" gegen die .. Weltstädte", eine Art Dogmatisie­
rung chinesischer Partisanenerfahrungen aus den JOer und 40er 
Jahren. Nach diesem Konzept begann die Revolution auf dem 
Dorf, hatten die Dorfer die Städte, d. h. das Proletariat, einzu­
kreisen. Die armen Länder Asiens, Afrikas und Lateinamerikas 
wurden als "Sturmzentren der Weltrevolution" bezeichnet. S0-
zialer Inhalt dieser Konzeption war die Orientierung auf die 
Bauernmassen mtd die Verallgemeinerung des Maoismus zur 
allgemeingü ltigen Strategie der Revolution und des sozialisti­
schen Aufbaus. 
Der Pekinger Kurs zielte darauf ab, diese Ui.nder in Gegensatz 
zum sozialistischen Weltsystem, besonders zur Sowjet union zu 
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bringen, die nach Pekinger Definition auch zu den" Weltstä.d· 
ten" zu zählen war, und einen der wichtigen revolutionären 
Ströme in der Welt unter maoistische Vorherrschaft zu zwin· 
gen. Dieses Konzept hat frappierende Ähnlichkeiten mit der 
bllrgerlichen Theorie des, ,Nord.Slld-KonOik ts" 2. 

Diese wurde von Ideologen wie Brzezinski, Kahn, Galbrait h, 
Rostow u. a. entwickel! und ist heute auch offizieller Bestand­
teil etwa der Entwicklu ngshilfe· Konzeption der Bundesregie· 
rung und der sozialdemokratischen Führung, d. h. ßesulOdteil 
solcher Programme, die das neokolonialistische System in mo­
dernisierter Form erhalten sollen. 
Ähnlich der Nord·Slld-T heorie hat auch die "Weltstädte· 
Weltdörfer"-Theorie die Fun ktion, die Lä nder des realen So­
zialismus als "reiche" zu diskredit ieren (Maos Schlagwort vom 
"Gu laschkommunismus") und ihr Bllndnis mit den nationalen 
Befreiu ngsbewegungen und jungen Nationalstaaten zu unter· 
graben. Der Maoismus versuchte au f diese Weise, die kolonial 
befreiten länder rur die Stärkung seiner machtpolitischen Posi­
tionen zu mißbrauchen. 
Der i963 veröffentliche chinesische" Vorschlag zur Generalli­
nie .") und Lin Biaos erwähnte programmatische Schrift 
brachten die Pekinger Führung eindeutig in Gegensatz zur ge· 
samten kommunistischen Welt bewegung. 
Die Ergebnisse der Welt konferenzen der kommunist ischen und 
Arbeiterparteien von 1957 und 1960 wurden faktisch bestritten. 
Statt des GrundwiderspruchS der gegenwärtigen Epoche wur· 
den künstliche neue Widersprüche konstruien, die die Arbeiter­
klasse weltweit zu einer Art Hilfskraft degradierten und das 
Schicksal der Weltrevolution allein von den nationalen Befrei· 
ungsbewegungen abhängig machten. Diese betrachteten die 
Maoisten als die gewü nschte Massenbasis für ihre Hegemonie­
bestrebungen, als die Kraft, mit deren Hilfe sie Sozialismus und 
Imperialismus in eine Konfrontation treiben wollten, von der 
sie zu profitieren hofften. 
Daher denunzierten sie damals d ie friedliche Koexistenz als 
Klassen kollaboration, richteten an die Sowjetu nion den Vor­
wu rf des " Revisionismus" und feuerten unter dem Schlachtruf 
des wahren "proletarischen Internationalismus" in Wirklich­
keit zu verantwortungslosen militärischen Abenteuern, an wäh· 
rend sie praktisch immer häufiger die nat ionalen Befreiungsbe· 
wegungen zu sabotieren und den Stoß gegen den realen Sozialis· 
mus zu richten begannen. Hier lag auct} der Grund, warum sie 
bewaffnete Kampfformen als die ei nzig möglichen und richti· 
gen bezeichneten. 

Theorie der "Supermächte" 

In Wirklichkeit ist es natü rlich nicht so, daß friedliche Koexi­
stenz und proletarischer Internationalismus einander ausschlie­
ßen, im Gegenteil. In einer Welt, die maßgeblich durch die Exi­
stenz sowohl kapitalistischer als auch sozial istischer Staaten ge­
kennzeichnet ist, gibt es fO r die sozialistischen Länder nach der 
Seite des Kapitalismus hin zur friedlichen Koexistenz keine 
nicht militärische Alternative. Friedliche Koexistenz is t keine 
Konservierung des Status quo, wie die Maoisten unterstellten, 
sondern eine Form scharfen Klassenkampfes. Erst in einem lan· 
gen Prozeß konnte der Imperialismus gezwungen werden, sich 
mit der Existenz eines sozialistischen Systems abzufinden und 
ihm gegenüber auf die militärische Konfrontation zu verzich­
ten. Das stärkte die Position der sozialistischen Länder im inter· 
nationalen Kräfteverhältnis ungemein und verringerte erheblich 
die Operat ionsmöglichkeiten des Imperialismus. 
Friedliche Koexistenz schafft günstige Bedingu ngen sowohl für 
die Entwicklung des realen Sozialismus selbst als auch für den 
Aufschwung der Arbeiterbewegung der kapitalistischen Länder 
und der nationalen Befreiungsbewegungen. Sie ermögliCht es 
dem Sozialismus sogar in besonderem Maße, die nationalen Be­
freiungsbewegungen pOlitisch-moralisch, ökonomisch und auch 
- wo erforderlich - militärisch zu unterstOtzen. Die Erfahrun­
gen der letzten Jahre haben das in der Praxis bewiesen und die 
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Sclbstbclobigungen der Pekinger Führung, der eigentliche 
Gralshüter des proletariSChen Internationalismus zu sein, Lü­
gen gestraft. 

Das innen- und außenpolitische Scheitern des Maoismus, vor 
allem am Ende der " Kulturrevolution" um 1969 sichtbar, und 
die erfolgreic he Entwicklung der drei großen revolutionären 
Ströme in der Welt veranlaßten die maoistischen Strategen zu 
Modifizierungen ihrer Konzeption. Sie versuchten nun nicht 
mehr nur die nationale Befreiungsbewegung, sondern auch re· 
aktionäre und antisozialistische Kräfte in der Welt zu einem 
Bündnis unter ihrer Hegemonie zusammenzufassen. 
Der Inhalt dieser Theorie der "Supermächte" (der Begriff war 
schon in den 60er Jahren erstmals vereinzelt aufgetaucht), die 
mit Hilfe von Versatzstücken imperialistischer Ideologien zu· 
sammengebaut war, bedeutete eine Art Weiterentwicklung der 
frOheren ,. Weltstädte-Weltdörfer-Theorie". Es wurde behaup­
tet, alle Konflikte in der Welt seien auf das Rivalisieren, das He­
gemoniestreben der beiden "Supermächte" USA und Sowjet­
union zurUckzuführen4 , die alle anderen kleinen und mittleren 
Länder, darunter auch China, unterdrücken und beherrschen 
woll ten. Bei der Sowjetunion wurde das daraus "erklärt". daß 
diese nicht mehr nur "revisionistisch" sei, sondern sogar wieder 
kapitalist isch. Sie wurde als "Sozialimperialismus" und sogar 
"Sozial faschismus' , d iffamiert~. 

• Wellen -·TheorellJi.er Moa T.re·tunl1 (1.1 und LJn Bioo (mil Moo·Blbel) _ 

Bisher immer noch gebrauchte marxistische Termini wurden 
auf diese Weise abgelegt und durch geopolitische Kriterien er­
setzt. Es wurde nicht mehr die Frage nach' dem Klassencharak­
ter gestellt, sondern nach "Gföße" und "Macht" geurteilt. Der 
wachsende Einfluß des sozialist ischen Weltsystems - dessen 
gewaltsame Ausdehnung die Maoisten noch wenige Jahre zuvor 
gefordert hatten - erschien nun als Aggression und Hegem0-
niestreben, während in der Theorie bereits der Boden für eine 
mildere Behandlung des Imperialismus vorbereitet wurde; es 
war nämlich flu r noch \Ion der "Supermacht" USA die Rede. 
Die Obrisen NATO-Länder und Japan wurden primar nicht 
mehr als imperialistisch eingestuft, sondern als von den, ,Super­
mächten" unlerdrOckt. 
Faktisch kam das einer Leugnung des Imperialismus als Weltsy­
stem und damit einem Abschied von der Lenin'schen Imperia­
lismustheorie gleich. Auch die Definition der USA als "Super­
macht" ging nicht von klassenmäOigen Kriterien aus und ebnete 
den Weg rur eine Verniedlichung der Aggressivität des US­
Imperialismus. Es kann daher nicht verwundern, daß diese au· 
ßenpolitischen Konzepte des Maoismus von bürgerlichen Kom· 
mentatoren im allgemeinen mit Wohlwollen verfolgt und vor al­
lem ihres antisowjetischen Charak ters wegen positiv einge­
schätzt wurden. 



Bald nach dem IX. Parteitag der KP Chinas (1969) war festzu· 
stellen. daß aus der Theorie der "Supermächte" immer mehr ci· 
ne Theorie der "Supermacht" wurde und die chinesische Füh· 
rung ihre gesamte Außenpolitik ihrem strategischen Hauplziel , 
der Erringung einer Großmachtstellu ng im Hauptstoß gegen die 
Sowjetu nion, unterordnete. Die Ursachen für diese taktischen 
Veränderungen waren in folgendem zu suchen: Ihr Versuch. in 
den 60er Jahren in den Ländern Asiens, Afrikas und Latein­
amerikas eine Vormachtstellung zu erreichen und auf dieser 
Grundlage vom Konnikt der beiden "Supermächte" zu profi. 
tieren, war gescheitert. Die chinesische Führung ging nun zur ­
schon seit längerer Zeit theoretisch wie auch praktisch vorberei· 
teten - Annäherung an die "Supermacht" USA über und 
strebte mehr und mehr ein BOndnis aller reaktionären Kräfte 
gegen den "Haupt feind Nr. I" an. 

" Drei Welten" 

1977 rief der Xl. Paneitag der KP Chinas auf zur Schaffung ei· 
ner internationalen Einheitsfront gegen die Sowjetunion, den 
"Hauptfeind Nr. 1; '6 Dieser Wahnsinn hatte Methode, Theorie 
der "Drei Welten" genannt. Die ausführlichste Darlegung die· 
ser Theorie hatte die Pekinger Volkszeitung am I. 11 . 1977 un· 
ter dem Titel veröffentlicht: "Die Theorie des Vorsitzenden 
Mao über die Dreiteilung der Welt - ein bedeutender Beitrag 
zum Marxismus--Leninismus" 1. Dieser Artikel wurde in vielen 
Sprachen in hoher Aunage vertrieben und dichtete der "Drei· 
Welten".T.heorie einen weltweit verbindlichen und richtungs· 
weisenden Charakter an. 
Hua Guo-feng betonte (zu Rttht), sie sei noch von Mao perSÖn· 
lieh aufgestellt worden. Dieser hatte 1974 gesagt: "Meiner Mei· 
nung nach bilden die Vereinigten Staaten und die Sowjetunion 
die Erste Welt. Japan , Europa und Kanada , die Kräfte der Mit· 
te, gehören zur Zweiten Weil. Wir sind die Dritte Welt. . Mit 
Ausnahme Japans gehOrt Asien zur Drillen Welt. Ganz Afrika 
gehön zur Dritten Welt und Lateinamerika ebenfalls" l. 

Deng Xiaoping hau e kommentiert, er hoffe, daß alle drei Wcl· 
ten, d. h. auch die USA, sich dem Kampf gegen die Sowjet· 
union anschlössen. In seinem Interview mit dem US.Magazin 
Time am 5. 2. 1979 sagte er wörtlich: "Wenn wir den (sowjeti. 
sehen) Eisbä ren wirklich an die Kandare nehmen wollt;n, kön· 
nen wir nur eins tun: Uns vereinigen. Es 'reicht nicht, daß wir 
uns auf die Slärke der USA allein verlassen. Es reicht auch 
nicht. sich allein auf Europas Stärke zu verlassen. Wir selbst 
sind ein unbedeutendes, armes Land. Aber wenn wir uns alle 
vereinigen, dann kann unser Kampf Gewicht bekommen". 
Maos " Drei-Welten"·Theorie machte einen Rückgriff auf sei ne 
schon 1946 gcltußerte "Zwischenzonen.".Theorie. Sie war da· 
mals in einer Phase ausgearbeilet worden, als Mao, Zhou Enlai 
u. a. intensiv ein Bündnis mit den USA anstrebten, es allerdings 
damals noch nicht erreichten. Mao erklärte, zwischen den bei· 
den Polen USA und Sowjetunion befände sich eine Zwischen· 
z0l'!e, die er später in zwei Zwischenzonen unterteilte, nämlich 
die Länder der "Dritten Welt" und die kapi talistischen 
Länder9• Darin steckte bereits die Leugnung des Gnindwider: 
spruchs der gegenwärtigen Epoche, der maoistische Führungs· 
anspruch innerhalb der Länder Asiens, Afrikas und Latein· 
amerikas und die Stjlisierung der beiden "Pole" USA und 
UdSS R zu "Supermächten". 
'Insofern stell te die " Drci-Welten"·Theorie auch eine Art Wei· 
tcrentwicklung der "Supermächte··'·Theorie dar. Ihrem Klas· 
~nwesen nach entgegengeselZte Länder, nämlich kapitalistische 
und sozialistische, werden zu einer Kategorie zusammengefaßt 
und umgekehrt fanden sich auch Länder des gleichen Typs, 
nämlich sozialistische, au f alle drei" Welten" ver teilt. 
Der Maoismus betrachtet also die in der Welt wirkenden Krllfte 
nich' nach ihrem Klassencharakter , sondern ausschließlich nach 
ihrer vermeintlichen Verwertbarkeit im Hinblick auf seine anti· 
sowjetische Großmachtpolitik. Soziale Kräfle wie die Arbeiter· 

bewegung und die nationalen Befreiungsbewegungen scheinen 
rur ihn überhaupt nicht mehr zu existieren. Die Weh wird nicht 
nach Klassen- sondern naeh LlI.ndergrenzen aufgeteilt. 
Das ist weiter nichts als eine pseudomarxislisch verbrllmte Legi· 
timation fOr das Pekinger Streben nach Allianz mit allen impe­
rialistischen, reak tionären und antisowjetischen Kräften. Da 
die maoistischen Strategen den Staaten Asiens, Afrikas und La· 
teinamerikas dabei eine besondere Rolle zumessen und hier 
auch ihre eigentliche "Hausmacht"·Basis sehen, sind sie seit ei· 
niger Zeil dazu übergegangen, China als "sozialistisches Ent· 
wicklungsland" zu bezeichnen und praktisch einen Modellcha· 
rakter für die " Dritte Welt" zu beanspruchen. 

In dieser Theorie schlagt sich auch das zugunsten des Sozialis­
mus veränderte Kräfteverhttltnis auf "erzerrte Weise nieder. 
Hua betonte nämlich auf dem XI. Parteitag, die Sowjetunion 
befinde sich in der Offensive, die USA dagegen in. der 
Defensh'e 'o. Daraus leitete er die Notwendigkeit ab, den 
Hauptstoß gegen die Sowjelunion zu richten. Das heißt, daß die 
Pekinger Führung sich in einer Situation, in der der Imperialis· 
mus weltweit die Initiative verloren hat, in der wichtige Bastio­
nen imperialistischen Einnusses wanken oder schon gefallen 
sind, bewußt zum Verbündeten dieser untergehenden Gesell· 
schaftsordnung macht, um dem Vordringen der revolulionären 
Kräfte entgegenzuwirken und dabei für sich eigene Machtposi· 
tionen herauszuschlagen. 
Ein weiterer ideologischer Grundpfeiler des Maoismus von heu· 
te iSI die These "on aer Um'ermeidbarkeit eines Weltkrieges, die 
Hua Guo-feng auf dem XI. Parteitag noch einmal nachdrück· 
lieh unterstrich ". Deng erläuterte gegenOber der Time: "Wir 
meinen, die wahre Brutst!itte eines Krieges ist die Sowjetunion, 
nicht die USA ... GegenwlI.rtig haqen die USA keinen Grund 
und gibt es für sie keine Notwendigkeit. einen Krieg zu begin· 
nen. Vielmehr liegt es im Interesse der USA, den Status quo 
aufrechtzuerhalten" . 
Auch diese Haltung hat ihre Tradition in den abenteuerlichen 
Auffassungen der 60er Jahre, wie etwa der Kampf um den Frie· 
den sei sinnlos, sei Verrat an der Revolution, und Abrüstung sei 
unmöglich. Diese geradezu wahnwitzige Vorstellung. deren Er· 
gebnis in der chinesischen Aggression gegen Vietnam er· 
schreckend deutlich wurde, erhellt: Die chinesischen Führer 
sind heute bereit, mit wesentlich aggressi\'eren, abenteuerliche­
ren Methoden ihre Großmachtziele zu verfolgen und dabei vor 
dem Anheizen von Spannungen und Konnikten, ja vor dem Ri· 
siko eines Krieges, nicht zurückzuschrecken. 
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Frankfurt/ M. t974. S. 142 fr. und G. Hautsch. Papiertiser, S0-
zialimperialismus. SupermAchte. Maoistische Re\'olutionsrezepte 
im Lichte des r-,·Iarxismus. FTan~furt/M . 1974. S. 42 rf. 

S) Zur Auseinanderset~ung mit dieser unsinnigen und verleumderi· 
schen Behauptung siehe W. Gerns: Krise der bllrserlichen Ideolo­
gie und ideologisch~ Kampf in der BRD. Frankfurt/ M. 1976. 
S. III fr. Die Besnffe tauchen z. B. auf in den Dokumenten des 
IX . Parteitages. Peking 1969. S. 99 

6) Siehe zum folsenden ausfUhrlicher meinen Artikel: Die Politik der 
PekinscT Führer im internationalen Klassenkampf. Marxistische 
Blllller. Nr. 6/ 1978. S. 60 fr. Die "Drei-Welten"·Theone wird 
ausfOhrlich untersucht von W. Namozkie ... ·icz: Der chauvinistische 
HinterSrund drr "Drei·Welten"·Theorie. in: Probleme des Frie· 
dcns un'd des Sozialismus, Prag. Nr. 11/ 1978, 5, 1516 fr. 

7) Deutsch in Peking Rundschau. NT. H / 1977, S. II rr. 
8) Zit. nach: Horizont. Berlin, Nr. H / t975 
9) Siehe ausführlich: J. Reusch. Außenpolitik .... a. a. 0 .. S. 68 ff. 

tO) Pekins Rundschau. H / t977. S. 43 r. 
11) Ebenda, S. 43 

15 



Ivan Ljubetii: Verrat an Chiles Volk 
Gegen Ende September 1973 befand ich mich mit uber 300 wei­
te ren politischen Gefangenen in der Haftanstalt von Temuco, in 
Südchile. Zu unserer Gruppe gehöne auch ein Arzthelfer, ein 
leidenschaftlicher Anhänger der Volk.srepublik Chinas und Ma­
os. Ich hatte ihn 1964 im Wahlkampf zu den Präsidentschafts­
wahlen kennengelernt , als er noch unsere politischen überzeu­
gu ngen teilte. Nach der damaligen Niederlage Allendes verfiel 
er, wie auch andere Mitglieder der Linken ohne polilisehe Rei­
fe, in ultralinke Positionen. 
Die maoistische Kamarilla, die damals diese Linie vertrat, 
schickte 1964 einen unverschämten Brief an die Kommunisti­
sche Partei Chiles, in dem sie erkläne: " In Lateinamerika steht 
der ,friedliche Weg', ror den Sie eintreten, in hartem Gegensatz 
zum revolutionären Weg Fidel Castros und seiner Kameraden, 
die das kubanische Volk zum Sieg geführt haben".1 Die Zeit 
sollte d ie Heuchelei der Maoisten an den Tag bringen: Sie haben 
die kubanische Revolution verraten (siehe AlB-Sonderdruck 
111978: Moncada-Rede Fidel Castros) und kein Volk, das fü r 
seine Befreiung zu den Waffen griff, unterstützt. 
1964 versuchten die Maoisten vergeblich, die KP Chiles zu spal­
ten. Daraufbin bildeten sie eine Splittergruppe, die sie Revolu­
tionäre Kommunistische Partei (PCR) nannten und deren Ak· 
tionen stets gegen die Volksbewegunggerichtet waren. So gaben 
sie 1970, .als sich das Volk im Kampf um die Erringung der Re­
gierungsmacht befand, ein Manifest heraus, in dem sie erklär- . 
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ten; " Keiner der d rei Kandidaten vertritt die Interessen der brei­
ten ausgebeuteten Massen. Man muß den reformistischen 
Wahlschwindel besiegen, die Kämpfe verstärken und die pOliti­
sche Macht auf dem einzig möglichen Weg, dem des bewaffne­
ten Aufstandes, erringen". 2 
Ebenso wie die Bewegung der Revolutionären Linken (MI~) 
hat die PCR versucht, den Volkssieg zu verhindern. Das miß· 
lang. Nachdem Allende die Regierungsgewalt Ubernahm, bilde­
ten die peR und die MIR die sog. "linke Opposition", die dem 
Imperialismus und der nationalen Reaktion in die Hände spiel­
te. Man kann a lso sagen, daß über die PCR die Maoisten schon 
vor dem Putsch mit den Faschisten kollaborierten. Die Gruppe 
hat bei den Massen jedoch keinerlei Unterstützung gefunden. l 

Nach dem Putsch blieben nicht nur die Tore der Botschaft der 
VR China für alle Asylsuchenden verschlossen, sondern ihre 
Regierung nahm außerdem sehr bald diplomatische Beziehun­
gen zur Junta auf. 
Ich kann die Reaktion des maoistischen Arzthel fers, als diese 
Nachrichten im Gefängnis in Temuco bekannt wurden, nicht 
vergessen. Zuerst konnte er es nicht glauben. Dann rief er mich 
eines Tages, nachdem er furchtbar gefoltert worden war, und 
ihm sogar das Reden schwer fiel, zu sich und sagte mir: " Ihr 
hattet recht . . man kann nicht Revolution spielen. . Wenn 
ich hier wieder rauskomme, will ich mit Euch arbeiten." Am 2. 
OklOber 1973 wurde er von den Faschisten ermordet. 
Sechs Tage später schrieb das faschistische Sprachrohr EI Mer­
curio: "A lles scheint darauf hinzuweisen, daß der Regierungs­
wechsel die Beziehungen zwischen Chile und der Volksrepublik 
China nicht stören wird. . Dieser Eindruck wird durch die 
Haltung des chinesischen Außenministeriums bestärkt, das dem 
ehemaligen Botschafter der Unidad Popular in Peking, Arman­
do Uribe, mitteilte, daß er nicht mehr als solcher anerkannt 
wird."4 

Chinas Stützung der Faschisten 

Am 9. Oktober 1973 sprach der Außenminister der Diktatur, 
Konteradmiral Ismael Huerta, vor der Vollversammlung der 
Vereinten Nationen, um das Verbrechen gegen die chilenische 
Demokrat ie zu rechtfert igen. Als Ausdruck ihrer Ablehnung 
verließen die Vertreter fast aller Länder der Welt den Saal. Nur 
ein paar, zu denen die Vertreter der lateinamerikanischen Dik­
taturen und der Volksrepublik China gehörten, hörten ihn an . 
Noch .war kein Monat seit dem blutigen Putsch vergangen a ls 
die Maoisten so ihren Verrat am chilenischen Volk vollendeten 
und ihrer Unterstützung für die Mörder .Allendes und Tausen­
der von Pario ten öffentlich Ausdruck gaben. FOlgerichtig hat 
dann auch bis heute, jedesmal wenn in der UNO die Verurtei­
lung der faschistischen J unta abgestimmt wurde, die Vertretung 
der VR China den Saal verlassen. 
Am 17. Oktober 1973 wurde der Botschafter der Volksregie­
rung gezwungen, China zu verlassen, und bald danach empfing 
man in Peking den Botschafter der Faschisten, Heman Ir iart. 
Dankbar für diese Unterstüt,,:ung schickte Pinochet am 19. No­
vember 1973 Mao zu seinem 80. Geburtstag ein überschwengli­
ches Telegramm. 
Die Maoisten haben die chilenische Diktatur nicht nur auf di­
plomatischer Ebene unterstü tzt. Nach Angaben einer junta­
freundlichen Zeitschrift aus Santiago erreichte d ie Warenaus­
fuhr in die VR China im Jahr 1973 einen Wert von 59 Mio 001-
lar, $ wovon nur 463000 Dollar auf die Zeit bis zum 11. Septem­
ber entfa llen, d. h. auf die Zeit, in der noch Allende regierte. Im 
Jahr 1974 stieg der chilenische Export in die VR ·China auf 
117204 000 Dollar, das Fünffache dessen, was 1972 unter der 



Volksregierung exponiert werden konnte. a ls nur 23 172<XX> 
Dollar erreicht wurden. Die Importe aus der Volksrepublik Chi­
na waren 1974 vier mal so hoch wie 1972. 6 

Das ist es, was die Regierungsclique in Pek ing unter Solidarität 
mit den Völkern der Dritten Welt versteht, zu deren Führer sie 
sich gerne aufschwi ngen möchte. Der Handelsauuausch zwi­
schen der VR China und der Junta nimmt slandig zu. 197!5 
kaufte China 20<XX> t Salpeter. Als Dank dafür stellte Pinochet 
der maoistischen Kamari lla ein Wohlverhaltenszeugnis aus. En­
de 197!5 erklarteer, daß während die UdSSR und Kuba das chi­
lenische Volk bewaffnen wollten, "China sich daran nicht be­
teiligte. China hat sich gut betragen." 7 

1976 kündigte die VRChina einen Kreditllber !50 Mio Dollar fll r 
Pinochet an und die Lieferung von Landwirtschaftsmaschinen. 
Neben vielen anderen Waren lieferten die Chinesen Chile 101 17 
t Reis und Medikamente (die von Privatunternehmen wei terver­
kauft werden) im Wert von 200000 Dollar. Außerdem verkauf-

,---IUnidad Popular ZU China-----, 
Die chinesischen FlIhrungskreise haben einen Krieg gegen die Sozialisti· 
sche Republik Vietnam begonnen. Das I'iemamesische Volk muß er­
neut seine nationale Souver.1nitllt und Unabhängigkeit ,·eneidigen. 
Der Sieg Ober den nordamerikanischen Imperialismus so ... ie die darauf· 
folgende Wieden'ereinigung und Proklamierung der Sozialistischen 
Republik Vietnam stellen einen großen Beitrag und Umerstiltzung fOr 
alle Völ ker dar. die um ihre nalionale Unabhä ngigkeit. Demokratie. 
Frieden und sozialen Fortschritt kampfen. 
Die Errungenschaften des vittnamesischen Volkes im Wiedcraulbau 
des Landes, in seinem immer freundschaftlicheren und solidarischeren 
Beziehungen zu vielen Undern, so ... :ie in seinem Festhalten an einer un· 
abhängigen und sou,'er.1nen Politik amiimpcrialistischer Solidaritllt 
riefen die Feindschaft des Imperialismus und seiner Alliierten hervor. 
Einer intensil'en Diffamierungskampagne fQlgte die von der jet~i8en 
chinesischen Führung erklllrte Aggression. 
Uns Chilenen. die ""ir in diesen filnf Jahren faschistischer Diktatur in 
unserem Land die Unterstützuna erfahren haben. die die chinesiSl;hen 
FOhrongskreise dem T)'rann PinOl,: het gewähn haben, kann das jeuige 
Verhalten Chinas kaum wundern. Wir rufen alle demokratischen und 
fortsch ri llikhen Kräfte auf, die chinesische Aggression ~u .-erurteilen 
und ihre Solidarillit mit dem vietnamesischen Volk zu verstllrken. in­
dem sie sich filr die sofonige Einstellung des Krieges und die Wahrung 
der Souver.1nitlt Vietnams einsetzen . 

(Quelle: Pres~rkllIrung der Unidad Popuhu Chiles. o. 0 .• Februar 
1979) 

ten sie der Junta zahlreiche SchneJlfeuerwaffen, die in der Re­
pression gegen das Volks eingesetzt ..... erden. Ende 1976 ver­
pflic htete sich die VRCh dazu, im Jahr darauf 40.000 t Salpeter 
zu kau fen, die monatlich geliefert werden sollten. 
Als am 9. September 1976 Mao starb, setzte Pinochet drei Tage 
lang nationale T rauer an. 

Der Tod von Mao änderte nichts an der Haltung der VR China 
zu Chile. Im Gegenteil, 1977 wurden die Beziehungen zwischen 
den Faschisten und der Regierungskamarilla in Peking noch en­
ger. Im März erhielten 23 chilenische Unternehmer die notwen­
digen Visa, um in die VR China zu reisen und den HandeIsau­
stausch noch intensiver zu gestalten. 
Im gleichen Monat stellte Peking die Akkreditierung für den 
neuen Botschafter der Junta, Konteradmiral Sergio Huidobro 
aus, ein bekannter Faschist und grausamer Folterer, der sich 
dessen noch in einem Interview rühmte: " Ich bin ein bekannter 
Antimarxist, ... man beschuldigt mich, Putschist und Folterer 
zu sein. Aber Chinil hat mir dennoch die Akkredi tierung mit 
größter Geschwindigkeit und ohne jegliche Schwierigkeiten er­
teilt ... • 
Im Jahr 1977 rAumte die VR China der J unta einen Kredit über 
62 Mio Dollar ein, si(: verkauft e Chile Waren im Wert von \0 
Mio Dollar (darunter Fernseher ru r über 2 Mio Dollar), wä h­
rend ihre Importe aus Chile weiter anstiegen. Bis September 
1978 hatte Pinochet von Peking bereits Darlehen von mehr als 
200 Mio Dollar erhalten. 
Im Oktober 1978 reiste der Außenminister der Junta nach Pe-

king, wo man neue Handelsabkommen unterzeichnete und in 
einer gemeinsamen Erklarung festgehalten wurde. daß beide 
Regierungen " in ihrer Einscll'ätzung der internationalen Proble­
me übereinstimmen." Was Faschisten und die Pekinger Führer 
verbindet ist der Antisowjetismus. Ende September 1978 hatte 
der chinesische Botschafter in Santiago erk lart: "Wir liefern zu­
sammen mit anderen Nationen der Dritten Welt einen Kampf 
gegen den gemeinsamen Feind , besonders gegen den sowjeti­
schen Sozialimperialismus." ~ 

Die Haltung der Pek inger Regierung beweist einmal mehr, daß 
die Beklimpfung der Sowjetunion gepaart ist mit einer feindli­
chen Haltung allen Völkern gegenüber, die für Freiheit, Demo­
kratie, Frieden und Sozialismus kämpfen. Es erregt Abscheu , 
daß die chinesische Kamarilla hierin den gleichen Weg ei nes. 
H it ler. eines Mussolini und anderer ihrer Art verfolgt. 

E rrahrung der U nidad Popular-Parteien 

Das chilenische Vol k unterstUtzte mit Entschiedenheit die chi­
nesische Revolution und grüßte sie als ein historisches Ereignis 
größter Bedeutung. Eine der ersten Maßnahmen der Volksre­
gierung Allendes bestand 1970 darin, diplomatische und win­
schaftliche Beziehungen zur VR China aufzunehmen. Auch 
heute sind die Chilenen dem chinesischen Volk weiterhin 
freundschaftlich gesi!lnt, doch sie verurte ilen den Verrat der 
Regieru ngskamarilla, 
Auf ihrem im September 1976 in Chile im Untergru nd abgehal­
tenen Plenum erkläne die Sozialistische Partei: "Die chinesi· 
sche Regierung hat in der internationalen Politik die Fahne des 
Opportunismus erhoben und in den Taten den proletariSChen 
Internat ionalismus aufgegeben . Der Verrat des Kam pfes des. 
angolanischen Volkes, ihre Angriffe gegen die revolutionären 
Kräfte in Portugal, ihre EiTlJeihung in die NATO gegen die s0-

zialistischen Länder, ihr Koketlieren mit den reaktion!lrsten 
Kreisen des Imperialismus und besonders ihre unglaubliche Un­
ters tützung fOr die faschistisc he Militärjunta in Chile verdienen 
nichts anderes als die Veru rteilung der revolutionären Bewegun­
gen."tG 
Das Zentralkomitee der KP Chiles erk lärte seinerseits im Au­
gust 1977: " Das Ausmaß der solidarischen Bewegung fllr Chile 
zeigt die Existenz eines gemeinsamen Nenners bei a llen Natio­
nen, seien sie aus dem sozialistischen oder aus dem kapital isti­
schen Lager: es ist die Abscheu vor dem Faschismus. Diese Be­
wegung und dieser gemeinsame Nenner haben nur eine Ausnah­
me, die so bedauerlich wie verachtenswert ist: die Volksrepublik 
China. Ihr Fernbleiben von der internationalen Solidarität und 
die Hilfe, die sie dem blutigen Regime Pinochets gewährt, de­
maskieren den Maoismus und beweisen, daß die Hauptorientie­
rung Chinas seit fast 20 Jahren - ihr Antisowjetismus - di rekt 
oder indirekt alle Völker der Welt betrifft."11 
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Korea 
Vor dem Himergrund der chinesischen Vietnamaggression und 
Allial/~ mit den USA sind auch die seit /972 starren Fronten in 
Korea in Bewegung geraten. Dies /sI namentlich au/das Taktie­
ren Washingtons zurlick1.u!iJhren, das in der Korea-Frage aus 
mehreren Grlinden in Zug1.wqng geraten ist. 
Zum einen mehren sich die Stimmen, die den sofortigen Abzug 
der immer noch illegal unter der Flagge der Verein/en Nationen 
in SiJdkorea stationierten US- Truppen ~'erlangen und sich Ja, 
eine friedliche und nicht vom Ausland beeinflußte Wiederverei­
nigung Koreas einsetzen. Diese zwei Kernjorderungen wurden 
insbesondere auf der Ende November 1978 in Tokio abgehalte­
nen 2. Weltkonferenz Ja, die Wiedervereinigung Koreas (1. 
Welrkonjerenz siehe AlB 211977) erhoben, an der Delegierte 
von politischen Parteien, gesellschaftliChen Organisationen und 
SolidaritOtskomittes aus 60 LOndern und 12 internationalen Or­
ganisationen teilnahmen. Schon in der breiten Teilnahme mani­
festiert sich ein Erfolg der Konferenz, weil zuvor von der japa­
nischen Regiernng nichts unversucht gelassen worden war, ihr 
Zustandekommen zu verhindern; die Delegation aus der Demo­
kratischen Volksrepublik Korea (DVRK) hinderte an der Ein­
reiM. 
Z'I'I'eitens hinterließ die Aufdeckung eines Bestechungsskandafs 
in den USA Wirkungen . Dabei wurde bekannt, daß ein bedeu­
tender Teil einflußreich~r amerikanischen Politiker und Senato­
ren vom siidkoreanischen Geheimdienst KCIA Bestechungsgel­
der erhielt. 
Drittens kündigte Prlisident Carter an, dqß er von den etwa 
40000 US-MilitlirangehOrigen in Südkorea 30 000 Mann abzie­
hen werde, gleichzeitig jedoch die Schlagkraft der Truppen des 
Park Chung Hee-Regimes erhOht werden sollte. Vor wenigen 
Wochen widerrief Carter vor Presse vertretern diesen BeSChluß, 
.. um auf dem Hintergrnnd der Normalisiernng mit China, der 
neuen Friedensvorschltige Stoufs und Py(Jngyangs und der Ge­
heimdienstin/ormationen aber die SUlrke der nordkoreanischen 
Truppen neue Oberlegungen anzustellen" (Saddeursche Zei-

tung, 12. 2. 1979). Zu diesen Ober/egungen geMrt es offenbar 
auch, der Diktatur in Seoul ein Image zu verschaffen, das bes­
ser zu Carters Menschenrechtskampagne paßt. 
Daher fanden viertens im SUden am 12. Dezember 1978 Wahlen 
statt, bei denen sich zum ersten Male die Manipulationen in 
Grenzen hielten. Tatsdchlich erhielt die offiziell zugelassene op­
positionelle National-Demokratische Partei mehr Stimmen als 
die regierende Demokratisch-Republikanische Partei Parks. Da 
Park aber 1/3 affer Abgeordneten selbst ernennt, linderte sich 
an der Sitz verteilung im Parlament nicht viel. Kurze Zeit spiUer 
ließ Park erk/liren, daß sich amtliche Vertreter aus Nord- und 
Südkorea an einem beliebigen Ort zu einer beliebigen Zeit tref­
fen klJnnten, um den seit M itte 1973 von ihm unterbrochenen 
Dialog über die Wiedervereinigung wiederaufzunehmen. 

Die hier dokumentierte Antwort der DVRK auf diesen Vor­
schlag, das 4.Punkte-Programm zur friedlichen Wiedervereini­
gung vom 23. Januar 1979, ist offenbar hauplsdchlich in Punkt 
4 (Einrichtung eines Na/ionalen Volkskongresses zur Vorberei­
tung der Wiedervereinigung) umstrillen. Park m(Jchte zur A ufo 
wertung seines Regimes im Gegensatz zur DVRK, die eine Ein­
beziehung aller poli/ischen Parteien und gesellschaftlichen 
Krli/te 'wünscht, ausschließlich auf Regierungsebene verhan­
deln. Zweifelsohne sind auch angesichts des Scheiterns der er­
sten beiden Gesprlichsrunden in Panmunjon Anfang MOrz d. J. 
die Aussichten auf eine baldige Wiedervereinigung wohl relaliv 
gering. Dies zuma{ bis zum heutigen Tag aufgrnnd der Haltung 
der USA noch kein Friedensvertrag zwischen den Kon/liktpur­
teien des Koreakrieges von 1953, der DVRK und Washington, 
zustandekam. Daß die USA und SUifkorea dann just zum I. 
MOn /979, dem von der DVRK vorgeschlagenen Terminfürdie 
Einstell/mg aller Feindseligkeiten, ein gemeinsames Kriegsma­
n(jver " Team Spirit 79" mit /40 000 Mann ansetzten, muß als 
eine flagrante Provokation gegen die Normalisierungsbemü­
hungen gewertet werden. Die KOrea/rage bleibt explOSiv. 

Stellungnahme der 
Demokratischen Front 

I für die Wiedervereinigung. Koreas _. 

Aur Vorschlag der Arbeiterpartei Koreas veranstaltete das Zentralko­
mitee der Demokrat ischen Front rUr die Wiedervereinigung des Vater­
landes eine gemeinsame Tagung der politischen Parteien und Offent!i· 
ehen Organisationen in der nord lichen Half te unserer Republik fUr den 
23. Januar (1979; d. Red.). Die Tagung diskutierte d:u Problem, d:u 
mit der Vorant(eibung der unabhlngigen und friedlichen Wiederverei· 
nigung des Landes verbunden ist. C ... ) 
Die gemeinsame Tagung beschloß, konkrete Vorschlage zu entwickeln, 
um mit erneuten Anstrengungen die unabhlngige und friedliche Wie. 
dervereinigung des Landes in der gegenwlrtigen Si tuation voranzutrd· 
b<n. 
Sie Irug ebenfalls der kürzlich von Seiten Sudkore:u gea:ußenen Ab­
sieht Rechnung, einen Nord-SUd-Dialog zur friedlichen Wiedervereini­
gung $Ies Landes zu fUhren. Sie betrachtet die Absichtser'klärung eines 
Vertreters der sDdkoreanischen Behorden, einen Dialog zwischen dem 
Norden und dem Silden zu halten, als eine positive Antwort auf den un­
vmnderten Standpunkt unsererseits, die wir die TIlr des Dialogs offen 
halten. Wir. würden es begrUBen (alls diese Erklarung bedeutet, daß 
SOdkorea seine vergangene Position der ,.zwei KorC35" aufgibt und d· 
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nen neuen Anfang mach!. Ob .... ·ohl es ziemlich spat ist, schlug es vor, 
von einem Bruderkries in unserem Lande Abstand zu nehmen und se­
meinsam die Stralle der nationalen Wiedervereinigung und des Auf­
schwungs zu suchen. Wir halten dies fOr gut und heißen es willkom-
men. 
Nur ..... enn wir den Dialog und die Zusammenarbeit zu einem frUhen 
Zeitpunkt realisieren, können wir den Weg der Wiedervereinigung 
durch das koreanische Volk selbst bahnen, und nur wenn wir die Sache 
der Wiedervereiniauna vollenden, können wir das Land und die Nation 
von auswlniger Einmischung und Kontrolle befreien und das endgOlti­
ge GIUck des Landes erreichen. 

VOrsl' hläge und Prinzipien zu r Wiedervereinigung 

Aus dem aufrichtigen Wunsch heraus, die Sache der nationalen Wie­
dervereinigung voranzut reiben, machen wir feierlich die folgenden 
Vorschllge vor allem an alle Schichten des sOdkoreanischen Volkes, 
überseeische Landsleute, an die sodkoreanischen pol itischen Parteien 
und öffentlichen Organisationen und die südkoreanischen Behörden: 
1. Der Norden und der SOden sollten zu den inhaltlichen Vorstellungen 
und Prinzipien der gemeinsamen Erklllrung des 4. Juli (gemeinsame 
Nord-SUd-Erklllrung 1972, siehe AlB 7-8/ 1976; d. Red.) zurückkeh­
ren. 
In der gemeinsamen ErklIIruns des 4. Juli pllldierten der Norden und 
Silden _ ausgehend von der nationalen Idee - feierlich an die ganze 
Nation, die Wiedervereinisuns des Landes zu erringen, unabhllnsis 
und auf der Grundlage des Prinzips der nationalen Selbstbestimmung, 
ohne sich auf auswlrtise KrlIfte oder ihre Einmischung zu \'erlassen, 
und mit fried lichen Mitttln, ohne auf die Benutzuns von Waffen gegen 
die andere Seite zurückzugreifen und die sroße nat ionale Einheit zu 
fOrdern, indem die Unterschiede der Ideologie, der Ideale und des ge· 
sellschaftl ichen Systems Il berwunden werden. Das hohe Ideal und die 
Prinzipien der nationalen Prosperltllt und Wiedervereinigung, die in 
der gemeinsamen ErkUlruns des 4. J uli enthalten sind, sind der .... ·ert­
vollste Erfolg, der \'on unserer Nation errungen wurde im harten 
Kampf um Wiedervereinigung und einen scmeinsamen ""'Iarkstein bei 
der Verwirklichung der Sache der nationalen Wicden'ereinigung in 
übereinstimmung mit dem Wunsch und den Interessen der ganzen Na-
tion. 
Da wir es als eine dringende Notwendigkeit betrachten, daß sowohl der 
Norden als auch der Silden zum Gedanken und den Prinzipien der ge­
meinsamen Erk lll rung vom 4. Juli zurock kehren, schlagen wir vor, daß 
die Behörden beider Sei ten sie bestllt igen und offiziell ihre HallUng be­
kanntgeben. daß sie sie ab I. Februar (1979), 10.00 Uhr, Seueu beach­
ten .... erden. Wenn beide Seiten tatsächlich das gemeinsame Abkommen 
vom 4. Juli beachten, stUnden dem Dialog zwischen dem Norden und 
dem SOden sowie Verhandlungen Ober die Fraie der nationalen Wie­
dervereinigung keine fundamentalen Hindernisse im Wege und eine 
neue Phase fUr die Wiedervereinigung des Landl'S wird sich sicherl ich 
früher oder spll ter vor unserem Volke auftun. 
2. Verleumdungen und üblen Nachreden gegeneinander sol lte schleu­
nigst ein Ende gCSCtzt .... ·erden. Wenn der Norden und der Silden bei ge­
genseit igen Verleumdungen bleiben, werden Verstllndnislosigkeit und 
Mißt rauen wachsen, Konfrontation und Antagonismus statt Einigkeit 
mnerhalb der Nation zunehmen und der Wiedervereinigung des Landes 
wird ein gröBeres Hindernis in den Weg geteilt werden. Beide Sei ten 
soll ten den Weg der ErzeUlLung eines Klimas der nationalen Einheit 
nehmen und vor allem aufhOren, schlecht voneinander zu sprechen. In 
Erwägung, dall es besser ist, diese Schritte so fru h wie moglich zu un­
ternehmen, sind wir dafür, daß beide Seiten das gemeinsame Abkom­
men vom 4. Juli bekräfti,en und zur gleichen Zeit die Verlcumdunsen 
und üblen Nachreden, gleich .... elcher An und Methode, sei es offiziell 
oder privat, beenden. 

J , Alle militärischen Aktionen, die die Gegensei te bedrohen oder be­
kllmpfen, sollten bedingungslos und unverzOglich eingestellt .... erden. 
SolanSe noch so wie heute Spannung zwischen dem Norden und dem 
Süden fonbesteht , kann .... ·eder ein Klima echten Vertrauens und der 
nationalen Einheit erzeUlLt .... ·erden. noch kann unsere Nation frei von 
~riegsgefahr sein. 
Zur Entspannung zwischen dem Silden und dem Norden sollten beide 
Seiten zumindest alle militärischen Aktionen, die die andere Seite be­
drohen, beenden, den Bet.ug von Waffen von außerhalb einstellen und 
alle Möglichkeiten eines militärischen Konflikts unterbinden. 
Zu diesem Zweck verlangen wir. daß die Militllrbehörden beider Seitcn 
zua llererst alle feindlichen militärischen Aktionen wie Aufrostung, mt· 
litlrische Operationen und das Errichten von militl rischen Einrichtun­
len in den Frontgcbieten entlang der mi litlirischen Demarkationslinie 
einstellen und bcdillJungslos alle militlirischen ü bungen VO Iß 1. MlIn 
0.00 Uhr an beenden. Solche Schritte werden klarer die ernsthafte Hal-

tung betder Seiten gegenUber der gemeinsamen Erkllirung vom 4. Juli 
zeigen und einen großen Beitrag leisten zur Verwirklichung der natio­
nalen Versöhnun, und der Sache der Wiedervereinigun,. 
4. Wir schlagen die Einberufung einer Gesamt-Nationalversammlung 
vor. die alle politischen Parteien und ö ffentlichen Organisationen im 
Norden und im Silden reprlisentiert. Wir betrachten die Form der 
Gesamt-Nationalversammlung, die Reprisentanten aller politischer 
Parteien, Gruppierungen und Menschen aller Schichten des Nordens 
und des Südens umfallt, als den Weg der sachverstlndigsten, breitangc­
kgten und realistischen bilateralen Gesprllche und Verhandlungen, die 
den allgemeinen Willen des gesamten koreanischen Volkes reprtsentie­
ren. 
Diesem Konllrell solhen Reprtsentanten aller politischer Parteien und 
öffentlichen Organisationen im Norden und Reprllsentanten aller poli­
tischen Parteien und Organisat ionen, einschließlich des PrlIsidenten der 
Demokratisch-Republikanischen Partei, und patriotische Persönlich­
keiten verschiedenster Kreise in SUdkorea sowie Repräsentanten von 
Organisationen von Landsleuten und Individuen aus übersee angehö­
ren. Auf dem gesamtnationalen Kongrell werden der Norden und'der 
SUden aus dem Wunsch nach sroßer nat ionaler Einheit heraus ausfUhr­
lieh die Probleme der völligen Ö ffnung der Gesellschaft und der Ver­
wirklichunI vielseitiger Zusammenarbeit und des Austausches auf allen 
Gebieten, sei es politisch, ö konomisch, kulturell oder militllrisch, ein­
schließlich der freien Betätigung politischer Parteien im ganzen Norden 
und SUden und andere Probleme, die bei der Lösung der Wiederverei­
nigungsfrage auftauchen, diskut ieren. Wir schlagen \'or, diesen Kon­
grell Anfang September dieses Jahres in Pjöngjang oder Scoul einzube­
rufen und zur erfolgreichen Vorbereitung des Kongrcs.ses ein bilaterales 
oder multilaterales vO rläufi,es Arbeitstreffen \'on Repräsentanten aller 
politischer Parteien und Organisationen in der Heimat und in übersee 
Anfang J uni in PjOngjang abzuhal ten, 
Wir glauben, daß alle unsere Bemerkungen und Vorschillge eine ange­
messene Antwort bei den süd koreanischen Behörden und dem gesam­
ten koreanischen Volk in der Heimat .... ie in Übersee, die nach der Wie­
dervereinigun, des Landes st reben, finden .... erden. 

PjOngjang, den 2). Januar 1979 

(Quelle: The Pyongyang Times, Pjö ngjang, 27. I. 1979) 

De1llschlaoCls duakIe UeJ'llllllQeoheil in ftlrÜIA 

Die Webe zum Imperium 
Wie ein deutscher Kle inbür­
ger, der Schullehrer Dr , 
earl Peters , zu dem Aben­
teuer auszog , in Afrika 
ein Reich nach seinem Ge­

,schmack zu gründen und da ­
mit für Deutschland ein 
Ko l onialimperium begrün-
de te ... 
Anhand von Zeugnissen aus 
dem afrikanischen Widerstand und 
Fakten der deutschen Kolonialkritik 
macht der Film Schluß mit der Le­
gende vom "guten deutschen Kolonial­
herrn" . 
Ein Fi l m von Peter Heller 
16 mm-Format , Lichtton, 68 Minuten. 
Weitere Fi lme zu die sem Thema : 
Wer fürchtet sich vorm schworun Monn? 
Wenn st. mkhfinden,werde kh nicht weinen 
Namibia 
Alle, was Du brauc:hs\ 
ist Freiheit 

Dantestraße 29 
8000 München 19 
Tel: 089/ 156061 
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Türkei 

Kemal Sah in 

Von Atatürk zu Ecevit (3. Teil) 
Der nach der Republiksgrtlndung e)"gcschlagene Weg zur 
"Schaffung von tllrkischen Millionären" halle bereits vor der 
Weltwirtschaftskrise ( 1929) Schiffbruch erlitten. 
Politilcer wie Präsident I. ]nönü, (jic die langfristigen Interessen 
der Bourgeoisie im Auge hatten, mußten feststelle n, daß das 
Kapital es vorzog durch 'l\ußenhanddsspeku lationen, Ausnut­
zung von Monopolredllcn, 'Übernahme von Strohmannfunk­
lionen für das imperialistiscrie Kapital und VO ll Staalsauftrllgen 
höchste Profitraten' zu erzielen, anSlan durch Investitionen in 
längerfristige Induslrieprojekte die ökonomische Abhängigkeit 
des Landes zu mindern. Die verheerenden Folgen der Weltwirt­
schartskrise bestärkten diese Einsicht. Im Sommer 1929 führte 
die Regierung neue, höhere Zolltarife ein, 1930 folgten eine Rei· 
he von Maßnahmen, die zur Zurückdrängung des Einnusses des 
imperialist ischen Kapitals und seiner inländischen Handlanger 
dlenten: Höhere Zoll tarife wurden durch mengenmäßige Im­
portbeschränkungen ergänzt, Gründung einer staatlichen Zen· 
tralbank mit Monopolrecht fü r Papiergeldemission, Einfüh· 
rung von DevisenkollIrollen waren weitere Hauptpunkte. 

Die Enhl-k ldun& der Industrie und des TMilnsport ... nens 
In drn Jahren 1929- 1939 

Zunahme 
1929 1939 in .,. 

Ei~nbahnnelZ (km) 51" 7 324 42 
EisenbahngOten·erkehr (Mio km) 'l6 " .. 'J9 
Straßenneu. (km) 29636.) 4t 600 t) 41 
Elektrizitlltserzeugnisse (Mio kWh) 106 a) '" 2JJ 
Steinkohleförderung ( 1000 t) 1 4~1 2696 .. 
Chromförderung (1 000 t) 16 18' 1044 
Zementproduktion (1000 t) 61 28. m 
Zuckerproduktion (1000 t) 8 " I 088 
Garnproduktion (100 t) lJ 9Ob) 291 

a) 1930, b) 1938. t) 1!MO 
(Quel1e: K. Steinhaus, Soliologie der tOrkisthen Revolution. Frank· 
fun/ Mo 1969, S. 133) 

Damit wurden die Interessen der Importeure (Kompradoren­
bourgeoisie) beschnitten. Die gleichzeitig mit der Welt wirt­
schaftskrise elllstandene :Agrarkrise fUhrte zu einem drastischen 
Rückgang der Weltmarktpreise ror die Hauptprooukte der tOr­
kischen Exponwirtschaft und brachte die Bauern (hauptSäch­
lich Groß- und Mittelbauern, aber auch Kleinbauern) in eine 
llußerst SChwierige Lage. Die Unternehmer konmen den Rück­
gang der Preise für ihre Produkte durch willkürliche Verlänge· 
rung der Arbeitszeit und Herabsctzung der Lö hne ausgleichen. 
Die Lage der Arbeiterklass~ verschlimmerte sich. Sie wehrte 
sich gegen diese Situation mit Streiks. Die Forderung nach ge­
setzlicher Regelung der elementarsten Rechte wie geregelte Ar­
lK'itszeit, Wochen· und Jahresurlaub, Kranken- und Altersver­
sorgung wurde immer wieder erhoben. Trotz ständiger Verhaf­
tungen und Verurteilungen in ganz Anatolien. Izmir, Adana, 
Samsu n. Ankara und Trabzon konnte die Agitation der TOrki­
schen Kommunistischen Partei (TKP) nicht geStoppt werden. I 
Obwohl Arbeitsniederlegungen \·erboten waren und brutal uno 
terdrückt wurden. dauerten die Streikkllmpfe auch 1931 an. In 
den ersten Stths Monaten von 1932 wurden allein in Istanbul 18 
Streiks gezählt. 2 
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Im gleichen Jahr wurde in Istanbul illegal der IV. Kongreß der 
TKP durchgeWhTl. Die anhaltende, chauvinistische Unter­
drückung des kurdischen Volkes im OSlen der Türkei fOhrte 
1930 zu einem weiteren Aufstand, der von der Regierung erst 
nach mehreren Monaten und blutigen Kämpfen niedergeschla­
gen werden konnte. Die Zuspitzung der Gegensätze innerhalb 
der Koalition der Herrschenden (Großgrundbesitzer. Kompra­
dorenbourgeoisie und nationale Bourgeoisie) und der Wider­
sprüche zwischen der Bourgeoisie und der Arbeiterklasse fOhrte 
auch zu Auseinandersetzungen innerhalb der höchsten politi. 
schen Range der Republik. So reifte eine tiefe politische Krise 
heran. 

Folgen der Weltwirlschaflskrise 

Mustafa Kemal Pascha, der die Gefahr wahrnahm, regte zu­
nächst die GrOndung einer bürgerl ichen Oppositionspartei an 
(Sommer 1930) und lK'auftragte einen seiner engsten Vertrauten 
mit deren Vorsi tz. So wurde die Freie Republikanische Partei 
gegründet. Die Rechnung, auf diese Weise den Unmut der Be­
"ölkeru ng besser kontrollieren zu können, ging jedoch nicht 
auf: Die Freie Partei erhielt innerhalb von zwei Monaten ei nen 
so starken Massenzulauf, daß sie die Diktatur der Republikani­
schen Volkspartei ernsthaft erschülterte. Es kam zu Massende­
monsITationen und zu Streik bewegungen. Die Istanbuler Kom­
pradorenbourgeoisie nutzte die Unzufriedenheit der Volksmas· 
sen aus und setzte sich an die Spitze dieser Oppositionsbewe­
gung mit reaktion3rer Zielsetzung (Ausweitung des Privatsek­
tors) . 
Nach den Kommunalwahlen im Herbst 1930, in denen trotz 
massiver Manipulation die Stärke der Oppositionsbewegung 
deutlich wurde, erzwang die Regierung die Selbslaunösung der 
Freien Partei. Kurz darauf wurden auch die Freimaurerlogen 
verboten , die seit jeher eine Organisation der Kompradoren­
bourgeoisie gewesen waren. 

Die Krise des Jahres 1930, die im Gegensatz zu der von 1925 
überwiegend ökonomische Ursachen halte, zwang die FOhrung 
der nationalen Bourgeoisie, Vorkehrungen für die langfrist ige 
Sicherung ihrer Vorherrschaft zu treffen. Sie antwortete mit ei­
nem Bündel von wirtschaftlichen und ideologischen Maßnah· 
men, die unter der Bezeichnung I\emalismus propagiert worden 
sind. 
Im ökonomischen Bereich wu rde ein staatskapitalistisches Pro-­
gramm in Angriff genommen. Die wichtigsten Bestandteile die­
ses Programms waren: a) ein Fünfjahresplan, der von sowjeti. 
schen Experten vorbereitet wurde und staat liche Investit ionen 
in Textil·. Zucker·. Papier-, Glas· und Chemiewerke vorsah; 
b) Verstaatlichung der Mehrzahl der ausländischen Firmen in 
der Türkei durch Aufkauf nach ausgehandellen Bedingungen; 
c) Gründung zweier neuer staatlicher Banken, die als organisa­
torische Zentren der staatlichen Industrie (Sümerbank) und 
Bergbaus (Etibank) auch heute eine wiChtige Rolle spielen. 
Bei dcr Finanzierung dieses Planes hatte ein sowjetischer Kredit 
in Höhe von 18 Mio Dollar l (zinslos und rUckzahlbar nicht mit 
Devisen sondern mit den Exportprodukten der Türkei) eine ent· 
scheidende Bedeutung. Die UdSSR Obernahm darüber hinaus 
die Ausbildung von türkischen Technikern. 
Bis zum Ausbruch des 2. Weltkrieges wurden noch ein Stahl· 



werk und verschiedene Rüstungsbclriebc errichtet. Eine Reihe 
VOR Maßnahmen zur Modernisierung des Verkehrswesens wur­
den durchgeführt. Die privaten Unternehmer profitierten von 
den staatlichen Aufträgen und von der Niedrigpreispolitik des 
staatlichen Seklors, deren Produkte sie weiterverarbeiteten oder 
vermarkteten. 
Die UnterstUtzung der Bauernschaft erfolgte indirekt über die 
Schaffung von Industriebetrieben, die als Abnehmer der land­
wirtschaftlichen Erzeugnisse auftraten . So konnte von 1928 bis 
1939 die Produktion von Getreide um 234 ~/o, von Baumwolle 
um 444 t.'o und von Zuckerrüben um 1009 t.'. gesteigert werden. 
Die Finanzierung des staatskapitalistischen Programms erfOlgte 
auf Kosten der Werktätigen: Die indirekten Steuern, die haupt­
sächlich von den Werktätigen getragen werden, nahmen um 
mehr als das Fünffache zu, wahrend die direkten Steuern ab­
nahmen. 
Dieses ö konomische Programm wurde durch umfangreiche 
Maßnahmen au f ideologischem Gebiet ergänzt. 1931 wurde die 
allgemeine Schulpflicht eingefü hrt (sie ist jedoch bis heule nicht 
verwirklicht worden!). Es folgte die Gründung der Gesellschaft 
zur Erforschung der Türk ischen Geschichte (193 1) sowie des 
Türkischen Sprachinstituts (1932), die die offizielle, extrem­
nationalistische Ideologie theoretisch untermauern sollten. Die 
Volkshauser und die Volkszimmer, die ab 1932 zur ideOlogi­
schen Bearbeitung der mitt leren und unteren Schichten des Bür­
gertums sowie der Intelligenz im Sinne der Republikanischen 
VolkspaTlei gegrUndet wurden. stellten den umfassendsten 
Schritt auf diesem Gebiet dar. Neben anderen Maßnahmen auf 
dem Gebiet der Massenmedien mUssen auch die verstärkten Be-­
mUhungcn zum Ausbau des Schulwesens sowie das Programm 
der Dorfinstitute in diesem Zusammenhang gesehen werden. 

KemaliSlisches Programm - Anlwort auf die Krise 

Bereits 1931 waren die vier Grundsätze der Republikanischen 
Volkspartei (Populismus, Nationalismus. Republikanismus. 
Laizismus) durch zwei weitere (Elatismus und Reformism us) er­
gä nzt und als die "Sechs Pfeile" verkündet worden. 1937 wur­
den diese Gru ndsätze auch in die Verfassung aufgenommen. 
Wegen des Widerstandes der Großgrundbesitzer hatten diese 
Maßnahmen jedoch einen sehr begrenzten Erfolg: die Analpha­
betenrate sank von ca. 89 117, im Jahr 1917 aufledigJich 76 ~/~ im 
Jahr 1947'. Im Ergebnis des Industrialisierungsprogramms 
wurden die materiellen und organisalOrischen Grundlagen der 
tUrk ischen Industrie geschaffen (siehe Tabelle). Damit konnte 
bei einigen wichtigen Produkten die Importabhängigkeit gemin­
dert werden. 
Der wachsende Anteil des staatlichen Sektors widersprach den 
Interessen jener Teile der Bourgeoisie, die bis dahin von den 
Förderungsmaßnahmen stark profitiert und große ReichtOmer 
angehäuft hatten. Sie erkannten im wachsenden Gewicht des 
staatlichen Sektors auch ei ne politische Gefahr. Als 
ökonomisch-politisches Zentrum dieser Gruppe hatte sich die 
Is- Bank herausgebildet. deren Hauptvorstand im Volksmund 
,.die kleine Nat ionalversammlung" genannt wurde. Die Is­
Bank verfügte um 1931 über eine große Zahl von Beteiligungen 
in allen Sektoren der Wirtschaft (Industrie, Versicherungswe­
sen, Außenhandel, Bergbau). 
Die Auseinandersetzungen zwischen der Regierung und der Is-­
Bank-Gruppe spitzten sich 1932 zu und endeten mit dem RUck­
tritt des Wirtschaftsministers. der durch eelal Bayar, den Gene­
raldirektor der Is- Bank, ersetzt wurde. Das war eine deut liche 
Wende zugunsten des reaktionären Flügels der Bourgeoisie. 
Es gab auch andere Signale für diese Wende: 1936 wurde das er­
ste Arbeitsgesetz verabschiedet, das zwa r einige Zugeständnisse 
an die Arbeiterklasse machte, aber im Gegensatz zum Regie­
rungsentwurf von 1932 Streiks verbot. 1936 wurden die berüch­
tigten Paragraphen 141 / 142 aus dem italienisch-faschistischen 
in das türkische Strafgesetzbuch übernommen: sie richteten sich 
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gegen a'lle fortschrittlichen Kräfte, insbesondere aber gegen die 
TKP. 
Mit der Absetzung von I. Inönü als Ministerpräsident und der 
Ernennung von Celal Bayar an seiner Stelle waren die inneren 
Auseinandersetzungen entschieden: Knapp sechs Jahre nach 
der Verkündung der Kemalistischen Grundsätze halle die türki­
sche Bourgeoisie ihre Fähigkeit zu einer selbständigen fort ­
schrittlichen Rolle endgültig eingebUßt. 1934 begannen die Vor­
bereitungen für einen großangelegten Angriff auf die kurdische 
Be,·ölkerung. Die Regierung versuchte die kurdischen Stämme 
zur Entrichtung von neuen Steuern und zum Verlassen ihrer alt­
hergebraChten Gebiete zu zwingen. Der Aufs tand von Dersim, 
der daraufhin ausbrach (1937), wurde nach schweren KAmpfen 
blutig unterdrückt. Die türk ische Bourgeoisie richtete unter 
dem kurdischen Volk ein großes Blutbad an (wehrlose Frauen 
und Kinder wurden zu tausenden ermordet) und erzwang die 
Umsiedlung der ü berlebenden in die westlichen Gebiete der 
TUrkei . 

W a ndlung in der Außenpolitik 

In der Außenpolitik der Türkei spielte seit 1926 die enge 
Freu ndschaft mit der UdSS R eine grundlegende Rolle. Die Be-­
ziehungen beider Länder wurden 1931 von dem sowjetischen 
Volkskommissar für AußenpOlitik Lit vinov als "beispielhaft 
ror die Beziehungen zwischen zwei Ländern mit unterschiedl i­
chen sozio-ö konomischen Systemen" bezeichnet. Eine ähnlich 
positive Einschätzung wurde von Mustafa Kemal Atatürk 1935 
gegeben: .,Wie immer blieb unsere Freundschaft mit den So­
wjets dauerhaft und aufrichtig. Diese Freundschaft, geboren in 
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den schwarzen Tagen unserer Geschichte, wird fUr das türki­
sche Volk immer eine teuere und unvergeßliche Erinnerung 
sein ... Die türkisch-sowjetische Freundschaft hai bis jetzt fOr 
die Sache des Wdtfriedens nur Gutes und nur Nutzen einge­
brach!. Und auch fernerh in wird sie nur nützlich und wohl­
tuend sein.'" 
Die wirtschaftliche und diplomatische Unterstützung durch die 
Sowjetunion verstärkte die internat ionale Posi tion der TUrkei 
ganz erheblich. So waren die imperialistischen Mächte (in erster 
Linie England, Frankreich und Deutschland, aber auch die 
USA) gezwungen, ihre kolonialistische Politik der nackIen Dro­
hung und Erp~sung aufzugeben und zu neuen, ausgeklOgehe­
ren Methoden zu grei fen. Dabei spielte das Nazi-Regime in 
Deutschland eine fOh rende Rolle. 6 

Kl!mal Alalürll (I.} und Sch ah Rl!la Pahll!wlll!n. /1937} 

Nach 1933 hatte das Deutsche Reich mit dem Ausbau der Han­
delsbeziehungen zur Tur.kei begonnen, die als Produzent kriegs­
wichtiger Rohstoffe (Chrom, Baumwolle, Futtermittel usw.) 
und ':Vegen ihrer st rategischen Lage in den Kriegsplänen der Im­
perialisten eine bedeutende Rolle spielte. So betrug 1938 der 
Anteil des Dritten Reiches (zusammen mit Österreich und der 
Tschechoslowakei an der Itlrk ischen Ausfuhr 45,6 IIJo und der 
Einfuhr 49,4 11,',. 
Die Bemühungen um größeren Einfluß in der Türkei be­
schränkten sich nicht auf das winschaftliche Gebiet: Der zivile 
und das militärische Staatsapparat wurde bis 1939 mit tausen­
den von " Beratern" durchsetzt. 7 Der wachsende Einfluß der 
Großbourgeoisie, die Angst der Herrschenden vor der erstar· 
kenden Arbeiterklasse' und die differenziertere Politik des Im­
perialismus bewirkten um 1936 die Abkehr von der Polit ik der 
Freundschaft mit der UdSS R. 
Die Zusammenarbeit mit dem Imperialismus wurde ab 1937 
zum charakterist ischen Element der Iilrkischen Außenpolitik . 
Dies zeigte sich z. B. auf der Montreux-Konferenz über die 
Meeresengen ( 1936), mit dem Abschluß eines Beislandspaktes 
mit Großbritannien (1939) sowie während des 2. Weltkrieges. 
als die türkische Bourgeosie u. a. durch umfangreiche Chrom­
und Get reidelieferungen sowie durch die Konzentration von 24 
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Divisionen an der sowjetiSChen Kaukasusgrenze (zum Ein­
marsch in die UdSSR nach der erwarteten Niederlage der Roten 
Armee in Stalingrad) die faschistische KriegfUhrung unterstütz-

". 
Nach der Niederlage der fasch islischen Wehrmacht an der Wol· 
ga setzte sich der türkische Staatspräsident Inönü persönlich für 
eine Vermittlung zwischen den britischen und den deutschen 
Imperialisten und fOr deren gemeinsames Vorgehen gegen die 
UdSS R ein. 9 Gleichzei tig bemühte man sich verstärkt um die 
UnlerstOtzung der USA. Schließl ich wurden die in Potsdam 
durch die drei Siegermächte beschlossene 10 Forderung nach der 
Revision des Status der türkischen Meeresengen (die türkische 
Regierung hatte während des 2. Weltkrieges die vertragswidrige 
Durchfahrt deutscher Kriegsschiffe gestattet) und die gespann­
ten tU rkisch-sowjetischen Beziehungen zu einer "sowjetischen 
Bedrohung" hochstilisien. 

Anschluß IIn die' US·G lobalstrlllegie 

Auf diese Weise begründete man die völlige Unlerordnung der 
Türkei unter die aggressive Globalstrategie der USA. Die Ver­
kündung der Truman-Doktrin (1947) u'nd die Einbeziehung in 
den Marshall-Plan (1948) bedeutete die offizielle Deklaration 
der TOrkei als Teil der US·imperialistischen Einflußzone. 
Den strategischen Plänen des Imperialismus entsprachen die 
Klasseninteressen der Herrschenden innerhalb des Landes. Hier 
befan den sich auf der einen Seite die I<ompradorenbourgeoisie 
und die Großgrundbesitzer. die durch die ExportgeschIlfte und 
durch Spekulat ionen riesige Vermögen angehäuft hauen: In der 
Nationalversammlung sprach man von 30()()(}.-40000 Kriegs­
reichen. In Izmir z. B. stieg die Zahl der Großfirmen während 
des Krieges von 9 auf 41. 11 

Auf der anderen Seite standen die Massen der kleinen und ar­
men Bauern sowie die zahlenmäßig gewachsene Arbeiterklasse, 
die von Zwangsarbeit, Hungersnöten und enorm gesunkenen 
Reallöhnen betroffen waren . Selbst in den staatlichen Industrie­
betrieben betrugen die Reallöhne 1943 nur noch 30 IIJo des Stan­
des von 1939. Die in der Geschichte der Tü rkei bis dahin einma­
lige Inflatio nsrate hatte auch die städtischen Miuelschichten 
hart getroffen. So stiegen die Großhandelspreise ror Getreide 
(Hauptnahru ngsmitte i) zwischen 1938 und 1943 um 1008 'Jo. 
Die Bourgeoisie hatte sich durch ihr unverhohlenes Paktieren 
mit den Nazis politisch isoliert . Der Sieg der Roten Armee ver­
lieh den demokratischen und fortschrittlichen Kräften einen 
starken Auftrieb. Die TKP konnte trotz brutaler Verfolgu ngen 
ihren politischen Einfluß rasch vergrößern. IZ In dieser Situation 
sahen die Großgrundbesitzer und die Kompradorenbourgeosie 
den Verrat der nationalen Unabhängigkeit und die bedingungs­
lose Unterwerfung unter die Kriegspläne der USA als einzigen 
Ausweg zur Rettung ihrer Herrschaft. 
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Libyen 

Monika Preuß 

Libyens radikaler Aufstieg 

Ende 1978 fand in der Sozialistischen Libyschen Arabischen 
Volksrepublik die 4. Tagung des Allgemeinen Volkskongresses 
statt. Gestützt auf die BeschlUsse und Empfehlungen der örtli­
chen Basis-Volkskongresse gab diese oberste Legislative des 
Landes ein überzeugendes Votum fOr die Fortsetzung der seit 
nunmehr über neun Jahren erfolgreichen Politik ab. 
Eine wichtige Rolle bei der Verwirklichung der beschlossenen 
Maßnahmen spielen die Revolutionskomitees, die in den ver­
gangenen Monaten überall im Lande aufgebaut wurden. Sie 
sollen "mobilisierende und organisierende Zentren" sein, die 
das Volk zur Ausübung der Macht in den Volkskongressen und 
Volkskomitees befähigen. um die progressive Entwicklung zu 
sichern und zu vertiefen. Ferner ist das Volk aufgerufen, mit 
der Errichtung von Volkskomitees in den Betrieben, die "volle 
Kontrotle .der Werktätigen über die Produktion zu verwirkli­
chen ." Die Leitungsverantwortung in zahlreichen öffentlichen 
und privaten Betrieben ist inzwischen 'auf Volkskomitees über­
gegangen, denen Arbeiter und Angestellte des jeweiligen Betrie­
bes angehören. Durch diese Volkskomitees soll die Verantwor­
tung der Werktätigen im Betrieb erweitert werden. Diese Verän­
derungen bedeuten eine weitere Schwächung der Positi9nen des 
nationalen Kapitals und die Stärkung der nationaldemokrati­
schen Revolution. 
Seit die nationaldemokratische Revolution am I. September 
1969 eingeleitet wurde, haben sich bedeutende Veränderungen 
in Libyen vollzogen. 

Verfall unler dem Idris-Regime 

Bis zum Sturz der proimperialistischen Monarchie durch die 
Union der Freien Offiziere zählte das Land - trotz der Ent­
deckung der gewaltigen Ölvorkommen im Jahre 1957 - zu den 
rückständigsten der Weh. Die Säuglings- und Kindersterblich­
keit lag bei rund 50-60 010 innerhalb der ersten fünf Lebensjah­
re. ~rnährungs- und Augenkrankheiten, Tuberkulose und Ma­
laria waren weit verbreitet. Das Idris-Regime unternahm kaum 
Anstrengungen, um die hohe Analphabetenquote, die im Jahre 
19561 bei 90010 'Iag, abzubauen. Während neben den ausländi­
schen Ölgesellschaften - ihre Zahl betrug 42 bis zum Jahre 
1969 - die herrschende Schicht der mit dem 'angloamerikani­
schen Imperialismus paktierenden Stammesaristokratie und ka­
pitalistische Kräfte in Handel und Baugewerbe die Fruchte d"es 
Ölbooms ernteten I, blieb die Lage der Masse der vorwiegend 
ländlichen Bevölkerung unverändert. 
Die libysche Wirtschaft entwickelte sich mit Beginn der Ölför­
derung sehr ungleichmäßig. Während der Ölsektor, der .eine 
isolierte Enklave darstellte und kaum in die nationale Wirt­
schaft integriert war, zum führenden Wirtschaftszweig wurde, 
ging vor allem der von feudalen und vorfeudalen Abhängigkei­
ten gekennzeichnete Ag~arsektor 'in seiner Bedeutung zuTUck. 
Das Ergebnis der mit dem Beginn der Ölförderung stark einset­
zenden Landflucht waren verlassene Bauernstellen und der ab­
solute Verfall großer Teile der Landwirtschaft. 
Eine Industrie entwickelte sich kaum, da vorhandenes Kapi tal 
vorrangig in Handel, Transport und Baugewerbe angelegt wur­
d., 

Llbv,~RevoluUoMlührel Jolloud (,jehendl und Ghaddofl bel den Revo­
Ju/lorufe1em 1911 

Nicht nur für die wirtschaftlichen sondern auch für die militär­
strategischen Interessen des Imperialismus hatte König Idris ein 
offenes Ohr. Die USA und Großbritannien sicherten sich große. 
Militärstützpunkte, die u. a. für die Aggression Großbritan': 
niens, Frankreichs und Israels gegen Ägypten im Jahre 1956 
und die Intervention amerikanischer Truppen im Libanon 1958 
benutzt wurden. 
Gegen die neokolonialistische Abhängigkeit und das reaktionI­
re monarchistische Regime formierte sich seit Anfang der 6Oc:r 
Jahre wachsender Widerstand nationaldemokratischer, 'Kräfte 
vorwiegend aus den Reihen des Kleinbürgertums, besonders der 
Intelligenz und von Teilen der Armee. Aufgrund der geringen 
industriellen Entwicklung spielte die Arbeiterklasse noch keine 
selbständige Rolle im Kampf um nationale Unabhängigkeit. . 
Am I . ~ptember 1969 kam es schließlich zum Sturz der Monar· 
chie durch die am nasseristischen Vorbild orientierte Union der 
Freien Offiziere 'unter Führung Muammer Ghaddafis. Die pa­
triotischen Offiziere wollten das Land sowohl von der Domi­
nanz des ausländischen Einflusses als aueh von dem überlebten 
monarchistischen System befreien. 



Auch wenn die Werktätigen selbst an der Umwälzung nicht be­
teiligt waren, kam es bereits einen Tag nach der Machtilbernah­
me und der Ausrufung der Arabischen Republik Libyen zu gro­
ßen DemonslTationen zugunsten der Revolution. 
Mit der Machtergreifung der nationaldemohatischen Kräfte 
begann ein Prozeß der revolutionären Umwälzungen, der sich 
zunächst gegen die einheimische Reaktion richtete. Zu den er­
sten Maßnahmen des Obersten Revolutionären Kommandora­
tes zählte die Säuberung des Staatsapparates von den korrupten 
Beamten des alten Regimes als Voraussetzung für die Durch­
f{lh rung progressi\ler Umgestaltungen. 

Praktizierter " libysch-arabischer Sozialismus" 

Der gesamte Umgestahungsprozeß vollzieht sich in Libyen auf 
' der Grundlage eines "libysch-arabischen Sozia,Jismus", der sich 
an religiös-ethischen Wertungen orientiert und vom wissen­
schaftlichen Sozialismus abgrenzt. 
Die Hervorhebung der islamischen Religion und der nationalen 
Geschichte hat zur Konzeption eines sog. Dritten Weges, eines 
Weges zwischen " Kapi talismus und Kommunismus" geführt. 
Insbesondere die islamische Religion wird als wesentliches Un­
terSCheidungsmerkmal gegenüber dem Kommunismus genannt. 
Der Islam wird als eine Religion bezeichnet, die soziale Gerech­
tigkeit verlange und deshalb sozialistische ZUge trage. So er­
klä rte Muammer Ghaddafi: Sozialismus war nichts Neues für 
unser Volk ... der unverfälschte Islam ist eine Religion soziali­
stischer Prägung". 2 
Auch wenn man die mögliche positi\le Funktion der islamischen 
Religion rUr eine progressi\le Entwicklung nicht unterschätzen 
sollte, so muß doch berücksiChtigt werden, daß die überbeto­
nung religiöser Vorschriften und Praktiken zunehmend in Wi­
derspruch zu einer fortschri tllichen gesellschaftlichen Entwick­
lung geraten muß. Ebenso darf die ZwieSpältigkeit des Islam 
nicht übersehen werden, die darin besteht, daß sich auch reak­
tionäre Kräfte auf den Islam berufen (Beispiel Saudi Arabien). 
Daraus ergibt sich für solche Kräfte innerhalb der libyschen Ge­
sellschaft die MögliChkeit, den Islam für ihre Ziele auszunutzen 

M. Ghaddafi In den Zelten seIner Beduinemippe Ghaddhallfallm Wadi 
Syrte /2. v./. sein Valer) 

und eine progressive Entwicklung aurzuhalt~J;I und umzukeh­
ren. 
Beslandteil der libyschen Sozialismuskonzeption ist ferner die 
Ablehnung des Klassenkampfes und die Befürwortung einer 
Klassenharmonie, woraus sich im besonderen eine ric;bengeord­
nete Orientierung auf die Arbeiterklasse ergibt. Die libysche so­
zialistische Politik, so M. Ghaddafi, basiere auf einer "Allianz 
aller Volkskrä fte: der Arbeiter, der Bauern, der nichtausbeute· 
rischen Kapitalistcn, dcr Intellektuellen und der Soldaten" J. 
Die Hauptforderu ng des "libyschen Sozialismus" ist die vom 
Islam \lerlangte soziale Gerechtigkeit, die in erster Linie durch 
Veränderungen in der Verteilu ng des Nationaleinkommens er­
reieht werden soll. So erklärte ein libyscher Minister, es sei das 
Hauplziel der Regierung, durch angemessene Verwendung der 
Einkünfte aus den Ölvorkommen, die "Gerechtigkeit und den 
Wohlstand" zu fördern 4 . Entsprechend dem libyschen Ver­
ständnis von Sozialismus soll auch das Privatkapital seinen Bei­
trag zur Entwicklung der neuen Gesellschaft leisten. Damit es 
jedoch nicht zum beherrschenden Faktor wird, soll es in seiner 
Entwicklung kontrolliert und begrenzt werden. 
Auf der Grundlage dieser Sozialismuskonzeption begannen die 
libyschen Führungskräfte mit einer Politik der schritlweisen 

,.------------- Libyen-Datenl--------~ 

Terrllorium und Bevölkerung: 1,759 Mio qkm (sielJ.enfache Größe 
der BRD); etwa 2,3 Mio Einwohner, darunter eine wachsende Zahl 
ausländischer - vor allem arabischer - Arbeitskräfte. Ober die 
Hälfte der Einwohner ist un ter 13 Jahre alt. 
Religion: Islam 
Wi hrung: I Libyscher Dinar (LD) = 1000 Dirham '" 7 ,gO DM (Stand 
1977) 
Wirtschaft: Libyen ist ein Agrarland mit entwickel!er Erdölgewin­
rung. 1977 wurden etwa 100 Mio t gefördert. Der AnteU des Erdöls 
am Bruttoinlandprodukt liegt bei etwa 46 ..,... (Stand 1976), der Export 
wird zu fast 100 1110 von diesem Produkt bestritten. Der Anteil der 
Erdöleinnahmen an den gesamten Staatseinnahmen lag in den letzten, 
Jahren bei 9g 'i' • . Die Mehrheit der Bevölkerung(l976 = 21,3 'h) ist in. 
der Land ...... irtschaft beschäftigt, die jedoch nicht den Landeshedarf 
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an Nahrungsmitteln dcekt. Da derzeit 93111. des libyschen Territori­
ums unfruchtbares Land ist (Wüste und Wüstensteppe), nehmen 
Ackerfläche und Weideland nur einen begrenzten Umfang ein. Neben 
dem Anbau von Gerste, Weizen, Gemüse, Kartoffeln und Zitrus­
frilchten spielt die Vieh ...... irtschaft eine bedeutende Rolle. Eine verar­
beitende Industrie war bis zur Revolution von 1969 kaum vorhanden. 
Der Industrieanteil am Brulloinlandprodukt hat sich von 1,9 '1. im 
Jahre 1968 auf4,3 '1. im Jahre 1976 erhöht. Fürden Aufbau einer In­
dustrie sollen in Zukunft verstärkt die bis jetzt kaum erschlossenen 
Bodenschätze Salz, Gips, Phosphat, Schwefel. Kalkstein und Eisen­
erz herangezogen werden. 
Sodale Lage: Libyen hat gegenwärtig das höchste Pro-Kopf­
Einkommen in Afrika (1976 = t327 LD). Bis 1976 konnte die Anal­
phabetenquole auf 50,"0 gesenkt werden. Die Einwohnerzahl pro 
Arzt beträgt I: 1125 (I ran t :23(0). Die medizinische Betreuung ist ko­
stenlos. 
G~hlchte: 

191 1 BegInn der italienischen Kolonialherrschaft 
1940-43 Besetzung durch italienische und deutsche Truppen 
t943 Einnahme durch alliierte Streitkräfte 
24. 12. 1931 Unabhängigkeit als Vereinigtes Königreich 

1. 9. 1969 Beseitigung der Sanussi-Monarchie durch die Union der 
Freien Offiziere. Ausrufung der Libyschen Arabischen 
Republik (LAR) 

1970 liquidierung der britischen und amerikanischen Militär­
stützpunkte 

t973 Gesetz über die 31 ,"o ige Nationalisierung ausländischer 
Erdölgesellschaften 

März 1977 Errichtung der Volksmacht, Veränderung der Struktur 
der Staatsorgane und Umbenennung des Landes in li· 
bysche Arabische Sozialistische Volksrepublik 



Libysche Rolle im Nahostkonflikt 
Auch Libyens Haltung zum NahOSlkonflikl machte mit dem Sturz 
des Idris- Regimes eine radikal Wandlung durch. 
Die realuionllre Monarchie hatte sich im J unikricg 1967 geweigert, 
Ägypten Solidarität zu erweisen. Mehr noch war sie dazu Obergegaß­
gen, libysche Soldaten und Offizie re, die an der Seite der ägyptischen 
T ruppen gegen Israel kämpfen wollten, aus der Armee zu cnllassen 
und zu verhaften. Die auf der Arabischen Gipfd konferenz vom Au­
lust 1961 in Khanum von Libyen gemeinsam mit Saudi Arabien und 
Kuweit eingegangene VerpflichlUng, künftig Äsyptcn und Jo rdanien 
regelmäßig finanziell zu umerslfilztn, diente eher als Alibi . Zugleich 
dultelt' das Idris-Regime die Bereitstellußa der angloamerikanischen 
Stützpunkte in Libyen fü r die israelische Luftwaff~. 
Mit d~r Errichtung des R~volut ions r~gimes 1969 wurd~ das Land zu 
einer aktiven StOtzc des progressi\'en arabisc:hen Lagers im Kampf ge­
gen Israel. Die Regierung unler Leitung Muammer Ghaddafis spielte 
im Oktoberkrieg 1973 eine aktive Rolle bei der Unterstützung der ara­
bischen FrOnlstaaten. Gemeinsam mit Aigerien agierte Libyen inner­
halb der Organisation der arabischen Olproduzierenden Staaten (OA­
PEC) als treibende Kraft bei der Verhllnguna des Olembaraos aegen 
die westlichen UnterstOtzerstaat~n I sra~1s. Es gehört zu den Essentials 
d~r libysc:h~n Politik, das ErdOl als po l i t i$Ch~ Wa ffe einzusetz~n. Da­
neben wurd~n die arabisc: h~n Frontstaat~n mit Waffenll~f~rungen 
unt~rstijtzt, u, a. mit Mirag~-Flugzcug~n. 
M. Ghaddafi kritisi~rt~ and~rerseits die d~m Oktoberkri~g vorausge­
aan,~n~ mangelnd~ innerarabi.sch~ Koordini~rung 'des Angriffs gegen 
Israel: im Unt~rschied zur Igyplischen überbewertung des arabischen 
Kampferfolges betont~ ~r weiter die Nichteinlösung des Kernzi~ls Ik­
freiung der 1967 okkupierten arabischen Territorien: " Der Obergang 
über den I<anal und der Angriff auf die Bar-Lev-Llnie," rcsilmierte 
er in einem ßrief an Anwar al-Sadat am I S. 11 . 1973, " haben der ara­
bischen Nation und Äaypten Ehre einaebrachl. Der Vormarsch auf 
den GolanhOhen zu Beginn der Schlacht war ein Beweis der Flhiakei­
ten und des Muts der arabischen Soldaten vor einem Feind, der mit 
dem Stab des Moses in seiner rechten Hand und Nixons Granaten in 
seiner linken Hand droht . Jedoch, Herr Prlsident, wir haben wieder­
um Gebiete verloren in einem Krieg, der ja nicht gefllhrt wurde, um 
den W~rt des arabi.sch~n Soldat~n zu beweisen, sond~rn um die Ge­
bi~t~ zurOchuerobern, di~ seit 1967 besetzt sind." 

Wichtige Stütze der PLO 

Für die Pallstinensische ·Befreiungsorganisation (PLO) und die pro­
gressiven Krafte im Libanon wurde Libyen zu einer der wichtigsten 
Stützcn. Um die offene mi litärische Konfrontation Syriens und der 
PLO im Libanonkriea 1976 zu beenden, versuchte Abdel Salam Jal­
loud, vormals Ministerpr1isident und seit 1917 Milaned im Generalsc­
kretariat des Allgemeinen Volkskongresses, eine Vermiuelerrolle bei 
der Installierung einer arabischen Friedensstrei tmacht zu überneh­
men. Konsequent untCTStOtzt Libyen die PLO, die als einrig 1cailimer 
Vemeler des palastinensischen Volkes betrachtet wird. 
Die libySChen FOhrungskrafte nehmen eine antiimperialistische 
Grundhaltung bei der LOsung des Nahostkonflikts ein. Allerdings ist 
ihre Position zur Palästinafrage nicht frei von Widersprtlchlichkei­
len. Während man auf der einen Seite mit Vehemenz fOr die aktive 
UnterstUtzung der PLO und das Selbstbestimmungsrecht des palästi­
nensischen Volkes eimrill, werden auf der anderen Seite die nationa· 
len Rechte der Juden in Palästina bzw. die Existenzberechtigung Is­
raels in Fraae gestellt. Das wUrde jedoch die Austreibung von 2,S Mio 
JlIden, die nach dem Ende des britischen Manda15 über Palastina 
(l94g) nach Israel kamen, in ihre HerkunflSlander beinhalten. 
Eine wirklich gerechte demokratisch~ LOsung der PaJaslinafrage 
kann jedoch nicht darin bes tehen, die nationalen Rechte des israeli­
schen Volkes zugllnslen des arabischen Volkes PalaSl inas zu liquidie­
ren, sondern erfordert die GC'oOo'ährleistung bzw. Respektierung der le­
gitimen Rechte beider Nationalitäten PaläStinas, der arabischen und 
jüdischen. Es sollte der progressiven PUhrung Libyens zu denken ge­
ben, daß die V011ige Negierung der nationalen Rechte der Juden Palä­
stinas, die von der zionisitischen FUhrung zu unterscheiden sind, die 
tradit ionelle Posi tion der arabischen Feudalreaklion ist. 
Eine realistischere Tendenz und eine Annaherung an die aktuelle UN­
Plattform, die den Rüchug Israels alls allen ok kupierten Gebietcn, 
die VerwirkliChung der nationalen Rechte des arabischen Volkes Pa-

LJbyrdJu Po.ter pegen Sadat. Separatpalllllt.: • Wir haben 
Ihn Mnp.1 dUldlldlaul .• 

lästinas (einschließlich sei n e~ Rechts auf einen unabhängigen Staat) 
sowie die Souveränität aller Staaten in dieser Region beställgt, -zeich­
net sich jedoch ab. 
In der Abschlußerklärung des 3. Gipfels der Arabischen Standhaftig­
keil$front vom September 1978 in Damaskus stimmte Libyen den in 
der Ab$chlußerklaruna formulierten Kernforderungen für eine gc­
rechte Lösung des Nahostkonflikl$ nach dem ROchug Israels" aus 
allen okkupierten Gebieten und der "Grundung eines unabhängigen 
Palästinenserstaates" zu. (vgl. AlB II - I2II91g). 
Daß Libyen heute im Rahmen der Front der Standhaftigkeit , die den 
Alleingang Präsident Sadau und die Camp David-Vereinbarungen 
entschieden eblehnt, eine Schtüsselrolle spielt, zeigt sich schon daran, 
daß das Konsti tuie rung.mdfen am S. Dezember 1977 in Tripolis 
stanfand. Ferner kommt Libyen innerhalb der From der Standhaftig­
keit durch seine OlmiJ1iarden die entscheidende Rolle in der finanzi el­
len Unterstützung der Hauptkonfrontalionsparteien im Nahostkon­
Oikt, Syrien und der PLO, zu. Das Land leistet den Hauptbeitrag zu 
jener materialien Hilfe an Syrien und die PLO in HOhe von jährlich 
1,8 Mrd Dollar bzw. 300 Mio Dollar, auf die sich die Teilnehmer der 
9. Arabischen Gipfelkonferenz in Bagdad im November 1979 einig­
ten. 

Aktivposten der AnlblscMn Stllnd hllfligke ilsfront 

Damit ist Libyen neben der So~jelll nion die wichtigste materielle 
StUtze im nationalen Befreiungskampf der arabischen Frontparteien 
gegen Israel. Aufgrund der konsequent antiimperialistischen Postion. 
im Nahostkonnikt und der revolutionärdemokratischen Veränderun­
gen im Innern des Landes ist das libysche Revolutionsregime selbst 
zum Opfer der Aggression ge ..... orden, die heute von Ägypten stellver­
tretend für den Imperialismus und die arabische Reaktion durchge­
fll hrt wird. Die militlrische Aggression Ägyptens im Juli 1977 ver­
folgte das Ziel, Libyen zu einer Stillhaltepolitik zu zwingen und 
proimperialislischen Krlften Auftrieb zu geben. Diese Bedrohung hat 
sich vCTStärkt , da Ägypten im Rahmen der Geheimabsprachen von 
Camp David der Verlegung seiner Arm~ von der Sinai-Front an die 
libysche Grenze zugestimmt hat. 
Libyen spielt heute aufgrund seiner fi nanziellen Stlrke und seiner an­
tiimpcriatistischen Konsequenz im Rahmen der Front der Standhafti­
keit eine Schlüsselrolle lind kann gemeinsam mit Algerien dem Iran 
und m. E. dem Irak ein echtes Gegengewicht gegenüber der Kapital­
starke der proimperialistischen reaktionären Ölregicrungen am Persi­
schen Golf, 
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ökonomischen und sozialen Umgestaltu ng der Gesellschaft. 
Eine der ersten Maßnahmen des Obersten Revolutionären 
Kommandorates unter Vorsitz von Muammer Ghaddafi und 
zugleich ein we~ntlieher Schrill zur Festigung der Unabhängig­
keit war die Schließu ng der britischen und amerikanischen Mili· 
tärstützpunkte im Jahre 1970. Danach wurde der während der 
italienischen Kolonialherrschaf, (siehe Datenkasten) dem liby· 
schen Volk geraubte Boden sowie die in italienischer Hand be­
fi ndlichen Betriebe und Fabriken enteigne\. Ausländische Ban­
ken und Versicherungen überführte man im lahre 1970 in 
Staatseigentum. 

Neue Erdö lpo litik . •. 

Der nächste Schlag richtete sich gegen jene Unternehmen, die 
den Hauptreichtum des Landes ausbeuteten: die 42 Erdölgesell­
schaften. Die libyschen Führungskräft e machten deutlich, daß 
es ihr Ziel die volte Verfllgungsgewalt über den nationalen 
Reichtum sei. So erk lärte M. Ghaddafi: "Wie groß auch die 
Schwierigkeiten sind, wir werden die Rechte an unserem Erdöl 
erringen'" . 
Ab September 1973 mußten sämtliche in Libyen tätige ausländi­
sche Ölgesellschaften dem libyschen Staat eine Beteiligu ng von 
mindestens 51 '10 an ihren Anlagen und Konzessionen einräu­
men. Die Anlagen der British Petroleum (DP) und der Royal 
Dutch Shell sowie ei niger US-Gesdlschaften wurden \-öllig na· 
tionalisiert. 
Mit der Verstaatlichung der ausländischen Ölgesellschaften ge­
wann der libysche Staat mittels der Libyan Nat ional Oil Corpo­
ration (LNOC) eine zunehmende Kontrolle über die Rohölför­
derung des Landes. Heute verfUgt die LNOC bereits über eine 
Rohölförderung von 15 '10. Ein bedeu tender Erfolg des Kamp­
fes der jungen Republik um Rllckgewinnung der nationalen 
VerfUgungsgewalt über ihren einzigen bedeutenden Rohstoff 
bildete die Realisierung eines angemessenen Preises für das Öl 
und die selbständige, an ihren langfristigen Bedü rfnissen orien­
tierte Regulierung der Förderung. 
Ferner ist die Erdölpolitik Libyens auf den Aufbau einer natio­
nalen erdölverarbeitenden Industrie orientiert, um die klassi­
sche Rolle als Rohstofflieferant zu überwinden. Bis zum lahr 
"1980 wird für die Exportstruktur erwartet, daß der Beitrag des 
Rohöls von bisher 97,14 '10 (1975) auf 88,7'10 gesenkt und der 
Anteil der Raffenerieerzeugnisse von 2,8 11lTo und 9,0 "0 angeho­
ben werden kann.' 
Die Einkünfte aus dem Erdölsektor (1977 = ca. 1l Mrd Dollar) 
ermöglichen Libyen, umfangreiche Investitionen vorzunehmen, 
um das koloniale und neokoloniale Erbe rascher zu überwin-
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den. Bei dem Aufbau einer nationalen Wirtschaft, der auf der 
Grundlage \'on Mehrjahresplänen erfolgt, genießt die noch mit 
starken ZUgen der Naturalwirtschaft gekennzeichnete rückstän­
dige Landwirtschaft Priorität. 
Im gegenw:!nig laufenden Fünfjahresplan 1976-1980 mit einer 
Gesamthöhe \'on 7,525 l\'lrd LO umfassen die Investitionen für 
die Landwirtschaft Ober I Mrd LD. Als ein großes Problem gilt 
die immer noch starke, durch den Ölboom und die Vernachläs­
sigung des Agrarsektors seitens des Idris- Regimes hervorgerufe­
ne Importabh:!ngigkeit von NahrungsgO\ern, die derzeit bei 
60'10 liegt . 

. . . und die .. Grü ne Revolutio n" 

Als eine wichtige Aufgabe betrachtet die libysche Regierung da­
her die Steigerung der landwirtschaftl ichen Produktion , um die 
Verwirklichu ng eines gewissen Grades an Selbstversorgung zu 
erreichen. Um dieses Ziel zu erlangen, trin der Staat als ent­
scheidender Regu lator au f. Im Jahre 1970 wurden die noch in 
ita lienischen Händen befindlichen 31000 ha Land enteignet und 
an libysche landarme und landlose BajJern verteilt. Die Polit ik 
der libyschen Regierung sicht vor, die Landwirtschaft vorwie­
gend auf der Gru ndlage klein bäuerlichen Eigentums zu ent­
wicklen. Daraus ergibt sich auch, daß das Genossenschaftswe­
sen kaum entwickelt ist und vorwiegend Kredit- , Absatz· und 
Versorgungsfunklionen wahrnimmt. Um der Bildung privaten 
Großgrundbesitzes einen Riegel vorzuschieben, ist der Verkauf 
des Landes untersagt. Im Falle der Nichtbeste[]ung durch den 
Besitzer I1I.ll t der Boden an den Staat zurOck. 
ßesondere Aufmerksamkeit innerhalb der Gesamtheit der 
Landwirtschaftspolitik, die auch als "GrOne Revolution" be­
zeichnet wird, widmet die libysche Regierung der intensiven 
Nutzung vorhandener Anbaunächen durch Errichtung von Be­
wässerungssystemen und der Anwendung eines hohen Grades 
an Mechanisierung. Daneben wird versucht, die Agrarnäche 
insbesondere durch die Wüstenkultivierung zu ef\\'eitern. Ziel 
ist es, bei den gegenWärt ig in Planu ng bzw. im Bau befindlichen 
Projekten, die zwischen 1976 und 1980 fertig werden, 453420 
ha Neuland zu ku lt ivieren . ~ 

Gewltduholl' In einem Landwlll.dlofuob/dd der Jebe/ o/·Akhdof 



r-- - -Proklamation der Volksmacht- -----, 

Im Namen Goues, 
das arabische libysche Volk, das 5ith im Allgemeinen Volkskongrcß 
"creinig! hat, der die Volkskongre:ue. die Volkskomitee!, die Ge­
werk$Chaften, die lkrufsvtreinigungen und -organisationen zusam­
menfaßt; 
dcr Allgemeine VolkskongreB, dcr sich auf das erste Kommunique 
bezieht, das auf die Revolution des I. September 1969 (51Un: des 
Idris· Rcgimcs; d. Red.) und auf die historische Rede ,'on Zou8ra 
folgte; 
erfUl1! vom Inhalt des "GrUnen Buches" (programmatische Grund­
sa tzschrift M. Ghaddafis); 
nach Zurkenntnisnahme der Empfehlungen des Volkskongresses, der 
GrOndungsproklamation, die am 2. Chaval 1389 (11. Dezember 1969) 
verkOndet ..... urde. der Beschlüsse und Empfehlungen, die vom Allge­
meinen Volhkongreß auf seiner ersten und r ..... eiten Siuungsperiode 
(vom 4.- 17. Muharram 1396 1 vom 1'.- 18. Januar 1976 brw. vom 
21. Dhu I-Kaada bis 2. Dhu I-Hijja 1396 1 vom 12.-24. Novmeber 
1976) öffentlich verkünd~ wurden; 
getreu den Prin~ipien der Großen Revolution des I. September, die 
durch den revolutionären Denker und Meister, Oberst Muammer 
Ghaddafi, an der Spitze der Bewegung der freien unionistischen Offi­
ziere ausgelöst wurde: 
eingedenk des Kampfes, der von seinen Vitern und seinen Ahnen ge· 
fIlhrt wurde, um das System der d irekten Demokratie zu errichten, 
der in diesem System die entscheidende und endgOhige Lösung des 
Problems der Demokratie sieht; 
erwägend, daß er die Volksrnacht \'erkörpert, auf d(m Boden, der die 
Große Revolution entstehen sah, welehe der Volksmacht. die der ein­
zige Inhaber aller Autoritllt ist. eine feste Grundlage gab: 

• .erklirt seine H ingabe an die Freiheit und seine Bestimmung, sie 
auf seinem eigenen Boden und überall in der Welt zu verteidigen und 
all denjenigen Schutz zu gewähren, die in ihrem Freiheitskampf w 
Opfern der Unterdrückung wurden; 
• erklllrt seine H ingabe an den Sozialismus, der die Verwirklichung 
des Volkseigentums erlaubt; 
• erklirt sein Engagemem. die voJ1ständiSe arabische Einheit hef­
zustellen; 
• erkUlrt Stine Hingabe an die geistigen Werte als den einzigen Ga­
falllen der Moral und des Verhaltens der Mensthen; 
• bekräftigt den unaufhaltsamen Gang der Revolution unter der 
FOhruna des revolutionären Denkers, FOhrers und Meisters. Oberst 
Muammer Ghaddafi, hin ~ur Erriehtung der Volhmacht u'nd der 
Verwirklichuns einer Gesellschaft, in welcher das Volk. FOhrer und 
Sou\'erän. allein Inhaber der Macht. der BodenschlItze und der Waf­
fen sein wird. Diese Gesellschaft in Freiheit muß endgilitig alle tradi­
tionellen Vermittler der ~ I acht ausschalten. handele es sich um ein in­
dividuum, eine Familie, einen Stamm. eine Sekte, eine Klasse, einen 
Gewllhlten. eine Pariei oder eine Gruppe von Parteien; 
• erklirt seine Entschlossenheit. energisch jeden Versuch zu ur­
malmen, der der Volksmacht H indernisse in den Weg legt. 

Das arabische libysche Volk, das dank der Revolution die Herrschaft 
Ilber sein Schicksal, seine Gegen\\'art und Zukunft ~urlld.bekommen 

hai, biuend um die Hilfe GOtltS. im Glaubtn an sein heiliges Buch, 
das auf ewig die Quelle der Eingebung und der Gesetzgeb",ng der Ge­
sellschaft bleiben lI'ird, nimmt diese Proklamation der Volksmachl 
an und vcrkDndct den VOlkern der Erde den Beginn det Ära der Mas-
sen, 
1, Der offi~ielle Name von Libyen ist: Arabische Libysche Sozialisti · 
sche Volks republik. 
2. Der Heilige Koran ist das GesetZ der Gesellschaft in der Arabi­
schen Libyschen Sozial istischen Volks repubblik. 
J. Die Grundlage des politischen Regimes de r Arabischen Libyschen 
Sozialislischen Volks republil: ist die direkte Volksmacht; einzig das 
Volk ist alleiniger Inhaber der Macht. Es Obt d iese Macht ober die 
Volkskongresse, Volkskomitee5, Gewerbchaften, Berufsvereinigun­
gen und -organisationen und den Allgemeinen Volkskongreß aus. 
Das Gesetz legt die Modalitllten ihrer Arbeit fest. 
4. Die Verteidigung des Vaterlandes liegt in der Verantwonung aller 
Bllrger und BOrgerinnen, und dank einer allgemeinen militarischen 
Vorbereitung ist das Volk gesehult und bewaffnet, um diese gemein­
same Verteidigung zu erfllJlen. Das Geset~ legt die Modalitäten der 
Schulung der militärischen Kader und der a llgemeinen militä rischen 
Vorbereitung fest. 

Ernennung O bersi Ghllddllfis zu m Generalsekretär 
des Allgemeinen VolkskongreSSl's 
Im Namen des gnädigen und barmherzigen Gottes, 
die Arabische Libysche So~ialist isch e Volksrepublik, 
der allgemeine Volkskongreß, 
in übereinstimmung mit den Entscheidungen und Empfehlungen der 
Volkskonar~. der Gewerkschaften. der Berufs\'ereinigungen und 
-organisationen, 
in Kenntnisnahme der Entscheidung des Allgemeinen Volkskongrcs­
ses auf seiner außerordentl ichen Sitzung vom 10. bis 12. Rabi al-Awal 
1397 von Hegir (vom 28, Februar bis 2, März 1977) über d ie Prokla­
mation der Volksmacht, 
um die Permanenz de r Volksmach t zu garantieren und den d~nami­

schen Gang der Revolution zur Stärkung dcr Gesellschaft des fIIhre n­
den und souverllnen Volkes zu festigen. eine Gesellschaft, in der der 
Mensch seine wirkliche Emanzipation verwirkl ichen wird, 
beschließt der Kongreß, den revolutionllren Denker, Führer und Mei­
ster, Oberst Muammer Ghaddafi, zum Generalsekretär des Allgemei­
nen Volkskongresses zu \\'lIhlen. 

Zusa mmenselzung des Genentlsekretariats 
des Allgemeinen Volkskongresses 

Der allgemeine Volkskongreß ernennt die folgenden Mitglieder: 
l. OberSt Muammer Ghaddafi, Generalsekretar. 
2. Kommandant Abdel Salam J alloud, Mitglied. 
J. Oberstleutnant Abon Bakr Jaber Younes, Mi tglied. 
4. Oberstleutnant Mustapha Kharroubi, Mi tglied. 
~. Kommandant Khoui ldi Hamidi. Mitglied. 

(Quelle: La Nouvelle Organisation du Pouvoir en Libye. Proclama­
tion du Pouvoir en Libye. in: Maghreb, Machrek, Monde Arab. Pa­
ris, Nr. 76/ 1977) 
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Das neugewonnene Land wird in der Regel in Einzelwirtschaf­
ten zu je 10 ha aufgeteilt und zu äußerst günstigen Bedingungen 
an Einzelbauern vergeben: Die neuen Bauernstellen, die eine 
Wohnung, Felder, Bewässerungsanlagen und Maschinen um­
fassen, werden den Neusiedlern kostenlos zur Verfügung ge­
stellt; zu allen weiteren Betriebsausgaben gewährt der Staat 
Kredite bis zu 80llJG der Kosten, die in mehrjährigen Raten zu 
begleichen sind . Daß die hohen Investitionen durchaus positive 
EFgebnisse hervorbringen, zeigt sich an der steigenden landwirt­
schaftliche.n Produktion der letzten Jahre: Von 1972 bis 1975 
verdoppelte sich· die Produktion von Getreide (Weizen und Ger­
St~), die Produktion von G~müse stieg von 246000 t (1972) auf 
670000 t (1976), die Schlachtviehproduktion von 46000 t (1975) 
auf 52500 1. 8 

Aufbau einer nationalen Industrie 

Bedeutende Erfolge konnten auch beim Aufbau einer nationa­
len Industrie erzielt werden , die in dem laufenden Fünfjahres­
plan den zweiten Platz nach der Landwirtschaft einnimmt. Die 
Industrialisierung, die vorwiegend der Einfuhrsubstitution die­
nen soll, hat die vorrangige Entwicklung einer Verbrauchsgüter­
industrie (Lebensmittel- und Textilindustrie) und die Schaffung 
einer Schwerindustrie auf der Basis einheimischer Rohstoffe 
zum Ziel. 
Nach den Vors.tellungen der libyschen Führungskräfte sollen 
die wichtigsten Industrieprojekte von staatlicher Seite durchge­
führt werden. Daneben ist auch das Privatkapital (nur Libyer) 
in Form von eigenen oder gemischten Betrieben an der Ent­
wick lung der Industrie beteiligt. In bestimmten Bereichen der li­
byschen Wirtschaft, besonders in der Klein- und Mittelindumie 
zur Befriedigung der regionalen Nachfrage nach Konsumgü­
tern, werden Privatunternehmen sogar durch verbilligte Kredite 
und zinslose Darlehen gefördert. Andererseits sind der Ent­
wicklung des Privatkapitals jedoch dureh verschiedene Maß­
nahmen Grenzen gesetzt. So solI durch ein Gesetz von 1970 die 
Kapitalkonzentration in Einzelbesitz bei Aktiengesellschaften 
dadurch verhindert werden, daß der Anteil keines Aktionärs 
101170 des Gesellschaftskapita ls überschreitet. 
Ferner besteht ein straffes Besteuerungssystem: Einkommen 
von Einzelpersonen aus jeder Art gewinnbringender Tätigkeit 
sind bis zu 4000 LD im Jahr steuerfrei; danach steigert sich die 
Steuer progressiv bis zu 901IJo . 
Mit der beschleunigten Industria lisierung (allein im Jahre 1975 
wurden elf neue Industriebetriebe er-öffnet) zeigt sich eine zu­
nehmende Tendenz zur Ausweitung des staatlichen Sektors, der 
al$ Kernstück der Volkswirtschaft bezeichnet wird. So betrug 
der Anteil des Staates an der Industrieproduktion - laut Pla-
za 

nangaben - S311Jo im Jahre 1975 gegenüber 28°10 im Jahre 
1973. 9 

Eine besondere SChwierigkeit für die VerwirkliChung der Indu­
strialisierungsvorhaben stellt das niedrige Arbeitskräftepoten­
tial dar, verbunden mit einem geringen Ausbildungsniveau der 
Erwerbstätigen. Hinzu kommt, daß die Frauen traditionell 
nicht ins Berufsleben integriert wurden und eine Veränderung 
lange Jahre des Umdenkens und der Ausbildung erfordert. Um 
trOtz dieser Schwierigkeiten die Industrialisierung voranzutrei­
ben, werden zum einen lIerstärkte Anstrengungen zur Ausbil­
dung lIon Fachkräften unternommen, zum anderen wird eine 
hohe Anzahl ausländischer Arbeitskräfte beschäftigt. Von den 
69 1200 Erwerbstätigen im Jahre 1976 waren 225000 Ausländer, 
überwiegend Ägypter, gefolgt von Tunesiern. Syrern, Jorda­
niern, Palästinensern und Jugoslawen. 
Erhebliche Anstrengungen unternimmt man um den Bildungs­
stand der Bevölkerung zu heben. So wurde die allgemeine 
Schulpnicht wie: der kostenlose Schulbesuch eingeführt, errei­
chen mobile Schuleinheiten die entfernt gelegenen Landesteile. 
Das angestrebte Ziel der libyschen Bildungspolitik ist die Besei­
tigung des Analphabetentums bis zum Jahre 1980. Lag die An­
alphabetenquote 1969 noch bei 80 1170,,so wa·r sie 1976 bereits auf 
50 1IJ0 gesunken. 
Erfolg erzielte man auch im Gesundheitswesen, da mit der Aus­
rottung der Malaria und im Kampf gegen Tuberkulose- und 
Augenkrankheiten. Während 1969 noch ein Arzt auch 2250 
Einwohner kam, verbesserte sich das Verhältnis auf I: 1125 im 
Jahre 1975. Bis 1980 soll es sich auf 1: 1000 weiter reduziert ha­
ben. !O Besonders hervorgehOben werden muß, daß ärztliche 
Versorgung, Krankenhausbehandlung und Medikamente ko­
stenlos sind. 
Zur ·spürbaren Verbesserung der sozialen Lage der Bevölkerung 
tragen ferner die Festlegung des Mindcsllageslohns (1975 wurde 
er auf zwei LD festgelegt), die staatliche Subventionierung ver­
schiedener Grundnahrungsminel und die staatliche Sozialversi­
cherung, die auch die ausländischen Arbeitnehmer umfaßt, bei. 
Erwähnenswert sind auch die Leistungen der libyschen Regie­
rung im Bereich des Wohnungsbaus. Während im Jahre 1964 
noch 52 11Jo der Libyer in Lehmhütten, 21 070 in Notunterkünf­
ten, 20 1170 in Zelten und 311Jo in Höhlen wohnten, gibt es heute 
keine Notunterkünfte und Baracken mehr. Das Wohnungsbau­
programm sieht vor, daß bis zum Jahr 1982 für jede Familie ei­
ne angemessene Wohnung zur Verfügung steht. Dte Woh­
nungsmieten in Libyen sind niedrig; jeder Libyer, der weniger 
als 600 Dollar monatlich lIerdient, bekommt kostenlos eine 
Wohnung zugeteilt, für die er keine Miete zu zahlen hat. l ! 
Entsprechend den Ausführungen Muammer Ghaddafis im Grti­
nen Buch !2 wurde von der libyschen Regierung im Jahre 1975 
ein Gesetz erlassen, demzufolge EigentUmer lIon mehreren 
Häusern und Grundstücken bis auf den Eigenbedarf der Fami­
lie zu enteignen sind. 
Der ökonomisch-soziale Umgestaltungsprozeß soll durch eine 
Demokratisierung aller Bereiche der libyschen Gesellschaft be­
gleitet und vorangetrieben werden. 

Errichtung einer Volksrnacht 

Mit der Umbennung der Libyschen Arabischen Republik in li­
bysche Arabische Sozialistische Volksrepublik im März 1977 er­
folgte die Veränderung der Struktur der Staatsorgane und die 
Errichtung einer Volksmacht . 
Die im Grtinen Buch dargelegte Auffassung von Demokratie 
geht vom Prinzip der Klassenharmonie und des einheitlichen 
Volkswillens aus. Volkskongresse und Volkskomitees zusam­
men mit Verbänden und gesellSchaftlichen Organisationen sol­
len die "direkte Demokratie" geWährleisten. Ausgangspunkt 
der Volksherrschaft sind die sog. Basisvolkskongresse, in denen 
alle Bürger (Arbeiter, Bauern, Studenten, Unternehmer, Hand­
werker, Beamte, Freiberufliche) nach Wohndistrikten vertreten 
sind. Jeder dieser Basisvolkskongresse wählt ein permanentes 



Arbeitskomitee mit einem Vorstand, der in dem jährlich zusam­
mentretenden Allgemeinen Volkskongreß, der Obersten Legis­
lative mit 1300 Mitgliroern, vertreten ist. 
Die Mitgliroer der permanenten Komitees haben ein imperati­
\'es Mandat und sind jederzeit ab ..... lI. hlbar. Neben den Basis· 
volk skongressen bestehen Volkskomitees, die rur Verwaltungs­
aufgaben ZUStändig sind . Deren Mitglieder werden von den Be­
schäftigten eines Verwahungsbereiches, worunter auch Staats­
betriebe fa11en , bestimmt und sind d iesen gegenllber verant­
wort lich. Die Vorsitzenden dieser Administrativvolkskomitees 
sind ebenfalls Mitglieder im Allgemeinen Volkskongreß. 
Einen dritten Pfeiler der libyschen direkten Demokratie bilden 
die Verbande. Die Gewerkschaften, Industriellenverbande, 
Verbände wie der Lehrer-, der Bauern-, der Jugend- und der 
Frauenverband entsenden ihre Leiter eben fa lls in den Allgemei­
nen Volkskongreß. 
Die Bedeutung der Volkskongreßbewegung liegt vor allem in 
der Erziehung und Mobilisierung mOglichst breiter Teile des 
Volkes fü r den Kampf um Fortsetzu ng demokratischer gesell­
schaftlicher Veränderungen. Noch liegen zu wenig Informatio­
nen vor, um etwas über den Erfolg der direkten Beteiligung des 
Volkes an den sozialen Entscheidungsprozessen aussagen zu 
können. Mit SI<;herheit aber werden sich durch die Einbezie­
hung der verschiedenen Sch ichten und Klassen, die unterschied­
liche Interessen repräsent ieren, Schwierigkeiten und Auseinan­
dersetzungen bei der Durchführung einer demokratischen 
Volksrnacht ergeben . Vor allem wird es sich schwierig gestalten, 
kapitalistische Kräfte, die sich vor allem im Handel, in der Bau­
wirtschaft und in einigen anderen Bereichen entwickelt haben, 
zu kontrollieren und in Schranken zu halten, um die Gefahren 
einer Umkehrung der begonnenen progressiven Entwicklung 
auszuräumen. 

Radikaler Antiimperialismus 

Libyen zahlt heute zu jenen arabischen Staaten, die eine konse­
quente Position im Nahostkonflik t (s iehe Kasten) einnehmen 
und spielt eine wicht ige Rolle in der Bewegung der Nichtpaktge­
bundenen. 
Während Muammer Ghaddafi auf der Konferenz der Nicht­
paktgebundenen in Algier 1973 nach als Kontfahent Fidel Ca­
stros auftrat, ihn a ls "Lakaien der Sowjetunion" bezeich nete 
und sich gegen die Mitgliedschaft Kubas innerhalb der Bewe­
gung aussprach 14, hat sich die libysche Posi tion des Dritten We­
ges inzwischen zu einem radikalen Antiimperialismus ent· 
wickelt. Freundschaftliche Beziehungen zu Kuba, der Sowjet­
union und den a llderen sozialistischen Staaten wurden ange­
bahnt. Muam~er Ghaddafi hob bei seinem Besuch in der DDR 
im Jun.i 1978 hervor, es bestehe kein Zweifel, daß die Bewegung 
der Nichtpaktgebundenen die RoUe der sozialistischen Gemein­
schaft anerkenne und unterstütze." 
Libyen ist besonders bestrebt, auch die wirtschaft liche Zusam­
menarbeit mit den sozialistischen Staaten auszubauen, um die 
nationale Unabhängigkeit Libyens zu stärken. Bei einem 
Freundschaftsbesuch M. Ghaddafis Ende 1976 in der Sowjet· 
union wurde die Entschlossenheit zu m Ausdruck gebrachl , "al­
le Kräfte einzusetzen, die Zusammenarbeit auf ökonomischem, 
kulturellem, technischem, wissenscharllichem Gebiet und in an· 
deren Bereichen zu erweitern und zu verliefen" ,16 

Als treibende Kraft agiert Libyen in dem Bemühen die Mittel­
meerregion von imperialistischer Dominanz zu befreien und 
den Frieden in diesem Raum zu festigen. Dem d iente die Grün­
dung des SUlndigen Sekretariats der Fortschrittlichen Sozialisti­
schen Organisa\ionen und Parteien im November 1976, das sei­
nen Sitz in Tripolis hat und von dem Libyer A . Shahati geleitet 
wird. Auf einer zweiten Konferenz in Malta im Juni 1977 wurde 
das "Recht auf nationale Unabhängigkeit", das Bekenntnis 
zum nationalen Befreiungskampf gegen "Kolonialismus und 
Neokolonialismus" sowie die Versicherung der Unterstützung 
"aller unterdrückten Völker der Welt, die für nationale Befrci-

ung und den Sieg des Sozialismus kämpfen" betont. 17 
Libyen hat sich zweifellos heUle zu einem gewichtigen Faktor 
im Kampf gegen Imperialismus und Neokolonialismus ent­
wickelt, 
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Afrika 

Erklärung afrikanischer 
Kommunistischer Parteien 

Aufruf an Afrika 
(2. Teil) !!. t: • 

In.den Unaem mit kapitalistischer Oricmierußg zielen die herrschen­
den Kreise vorrangig darauf ab, solche ökonomischen und politischen 
Strukturell lU errichten, die der Beschleunigung des Wachstums der 
Bourgeoisie dienen. In diesem Zusammcnhul können WidersprUche 
zWIschen diesen politischen Regimes und dem Imperialismus auftreten. 
Diese Differenzen spiegeln sehr häufig das Streben der M3..S$en nach 
wi rklicher Unabhln&igkeil und der Bourgeoisie nach bc:sscren ökono­
mischen Position _n wider. Aber, wahrend sie nach Zuscsllndnissen 
der ausUlndischcn Monopole verlangen, versuchen die neokolonialisti­
schcn Regimes, die WidersprUche nur innerhalb der Rahmcnbedinaun­
gen des neokolonialislischcn Systems einzudlmmen und ~u lösen. 
D]e Tatu~he, daß es in den LIndern mit sozialistischer Orientieruna 
unterschiedli~he und manchmal negetive Erscheinunaen gibt, kann 
nicht die wesent lichen qualitativen Unterschiede ~wischen den beiden 
Orientierungen $Onaler Entwicklung - der kapitalistiKhen und der $0-

tialistiKhen - verwiKhen. In den Lindern mit $OnalistiKher Orientie­
rung werden Anstrenaunaen unternommen, die nationale Unabhlnaia­
keit und die Klassenpositionen des werkt1tisen Volkt:\' zu ft:\'tigen. 
Ebenso rechtfertisen sol~he SCh .... lchen nicht heuchlerische und doktri­
nire Verurteilunaen, die nur die revolut ionlren Krlfte Afrikas dt:\'o­
rientieren. Die Kommunisten .... ie auch alle verantwortungsbewußten 
pat riotischen Krlfte befinden sich konsequent auf der Seite der fort­
Khrittlichen Staaten in ihrem Kampf gegen den Imperialismus und die 
afrikanische Reaktion. Jedoch sind sie sich der Tatsache bewußt, daß 
die Besllndiskeit antiirnperialistischer Positionen langfristig von der 
Vertnderung dt:\' inneren Krtfteverhl ltnisses der Klassen zugunsten der 
soriali5lischen Orientierung bestimmt wird. 
In der llberwlltig'enden fI.:I ~hrheit der afrikanischen Länder Mfnet nur 
die sorialistische Orientierung die Tür zur Freiheit, UnabhlngiSkei t, 
Wohlstand und FortsChritt für die unterdrückten Völker. Es ist die in­
terriationalislische pnicht der afrikanischen Demokraten, der Anwalte 
des sorialen Fortschritu, aller llberzeugten Sonalisten und Kommuni­
sten, aller antiimperialistischen Krtfte, die sorialistiKh orientierten 
Staaten zu ußlCTStlltun. Die Kommunisten sind immer wachsam' Se­
gcnllber der Bedroh uns durch einen kOßlerrevolutionlren Umsturz. die 
stlndiS llber diesen Lindern schwebt, bzw.Seaenllber der geflhrl ichen 
Möalichkeit einer rtlckschrittlichen Eßlwickluna in ei n~el nen Lindern. 
Die sedungenen Piratenakle aeaen die fortschrittlichen Staaten werden 
in KomplizenKhaft mit den imperialistischen Mlchten orsanisieTl, die 
danach trachten, indem sie diese subversiven Mittel einsetzen, ihre ver­
lorenen Positionen zUrtlckzugewinnen. Jedoch das Scheitern von SOld­
nerexpeditionen lesen die Republik Guinea, ,egen Angola, Benin und 
andere L1nder zeigt. daß die Volksrnassen entKhlossen sind, ihre Un­
abhlngigkeit und pro,ressiven Errunsenschaf!en tU veTleidigen. Es ist 
das Recht und die Pflicht der fOrl$l;hritt lichen Staaten Afrikas, indivi­
duel! oder gemeinschaftlich alle notwendigen Maßnahmen zu ergreifen, 
um diesen neuen Formen imperialistischer Kanonenbootpolitik ein En­
de zu selzen. 
In diesem Zusammenhan, befUrwoTlen sie einddnalich die Einheit aller 
linken, demokratischen und foruchriulichen Krtfte auf einer antiimpe­
rilliistischen und antikapitalistischen Plattform und die grOßunögliche 
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Konsolidieruna der L1nder mit sozialistischer Orientierung. Die revolu­
tionlIre Erfahrung zeigt, daß es nur durch eine antiimperialist ische, an­
tikapitalistische revolutionlIre Organisation, die sich auf die Unterstüt­
zung der Werktlitigen und anderer partiolischer Schichten sründer, 
möglich ist, die grundlegenden sonalOkonomischen Reformen bestlin­
dig" durchzuführen und zu verteidigen. Schon haben viele Oraanisatio­
nc:n, die als breite revolution.lirdemokralische Bewegungen enutanden 
sind. den Prozeß ihrer eigenen Transformation eingeleitet. Wir beartl­
Ben diese Tendenz und betrachten diese Organisationen als Tei l des 
aufstrebenden und wachsenden Körpen marxist isch-revolutionlrer 
Avantgarden auf unserem Kontinent. 

3. Die afrikanischen Kommunisten - Verbündete 
der Revolutionärdemokraten 

Die kOinmunisti$l;he Bewegung in Afrika nahm vor Ober einem halben 
lahrhundert Gestalt an. Sie konnte weder durch die WillkOr der Kolo­
nialherrschaft noch durch brutale Unterdrllckung zerbrach,n werden. 
Die Kommunisten befanden sich unter den ersten auf dem afrikani­
schen Kont inent, die den wahren Charakter des Imperialismus, Kolo­
nialismus und Rassismus bloßlegten und als unmillelbares Ziel ihres re­
\'olutionli ren Kampfes gegen die ausllndischen Unterdrtlcker die Ver­
wirklichung der Volksforderung nach Unabhlngigkeit und Selbstbe­
stimmung festlegten. Die Kommunisten waren die ersten auf dem Kon­
tinent, die den afrikanischen Völkern zeigten, daß der Kampf gegen 
den Imperialismus, rur Demokratie und sozialen Fortschritt letztend­
lich Kampf um den Sozialismus bedeutet. 
Wir erkennen deutlich, daß es in dieser historischen Epoche unmöglich 
ist, die politische, ökonomische und soziale Krise in unseren Lindern 
ohne das konsequente Streben nach Sorialismus zu überwinden; daß 
die jahrhundertealte Rückstlndigkei t nicht beseitigt werden kann und 
kein grundlegender sorioOkonomischer Fortschrill möglich ist , ohne 
den Weg der sozialistischen Erneueruna einzuschlagen. Heute wird dies 
von vielen nationalen Fllhrern anerkannt, da sie erkennen. daß es fIlr 
die Wirtschaft der l urllckgebliebenen afrikanIschen Llinder keinen wi r­
kungsvolleren Weg der Entwicklung als den Weg des Sozialismus aibl. 
Im Verein mit den Revolutionli rdemokraten haben die Kommunisten 
deutlich gemacht, daß die Entwickluna mit $Orialistischer Orientierung 
notwendig und mglleh iSl, und s ie habtn die Triebkrlfte dieses Pro­
zesses bestimmt. 
Die Kommunisten stehen auf der aleiehen Plallform wie die Revolutio­
nl rdemokraten im Kampf fUr die Durchsetzung fortschrittlicher Ver­
lInderunsen, der rationellen Entwicklung der nationalen Wirtschaft. 
der Vervollkommnung des revo lu tionlrdemokratisl;hen Staates und 
seiner Organe (den Sireitkriften, dem Verwaltungsapparat usw.), der 
Hebung des Lebensniveaus des Volkes und der Verfolguna einer BlInd­
nispolitik mit den Ländern der sozialistischen Gemcinschart. 
Darllber hinaus hat wlhrend der letzten J ahre eine wachsende Zahl von 
Revolu tionlirdemokraten eine positive Haltung zum Marxismus-



Leninismus eingenommen. Während sie die Grundsäue des wissen­
schaftlichen Sozialismus, die für alte Under guttig sind, verteidigen, 
sind die Kommunisten der Meinung, daß die genaueste Beachtung der 
nationalen Besonderheiten eines jeden Landes die wesentliche Voraus­
setzung für die praktische Anwendung dieser Prinzipien bildet. 
Indem sie :cusammenarbeiten, können Kommunisten, Revolutionärde­
mokralen und alte fortsch rittlichen Krllfte die wichtigen ethnischen und 
nationalen Probleme im Geiste des Internationalismus lösen. Imperia­
lismus und einheimische Reaktion nutzen gewisse ethnische Konflikte 
aus, um viele afrikanische Lander, besonders die fOrlschrittlichen, zu 
destabilisieren und zu desimegrieren. Die afrikanischen Kommunisten 
unterstOlZen volt und ganz den Standpunkt der OAU zur Souveränität, 
territorialen Integritllt und Unverletzbarkeit der Grenzen und der lö­
sung von Streitigkeiten mit friedlichen Mitteln . Die Krlfte der nat iona­
len und internationalen Reaktion benutzen Antikommunismus. Triba­
lismus und religiösen Fanatismus, um die breiten Volksmassen zu ver­
wirren und den Prozeß sozialislischer Orientierung umzukehren. Des­
halb ist es notwendig, im Geiste des Internationalismus ausdauernd 
und prinzipienfest den Kampf gegen Antikommunismus und Antiso­
wjetismus zu fUhren. 
Die Weltanschauung und religiösen überzeugungen der Revolutionär­
demokraten dürfen kein Hindernis für ihre Aktionseinheit mit den 
Kommunisten im gemeinsamen Kampf gegen den imperialistischen und 
rassistischen Feind darstelten. Die Kommunisten pladieren rur die 
denkbar engste Einheit der demokratischen Kräfte ungeachtet der Reli­
gion und verurteilen religiöse Intoleranz und Fanatismus. Außerdem 
bertlcksichtigen die Kommunisten den niedrigen Entwicklungsstand 
der afrikanischen Ulnder, die schwache Auspfllgung der Klassen in vie­
len von ihnen, die Mentalität der unterschiedlichen .afrikanischen Völ­
kerschaften. ihre religiösen Bindungen und vieles andere. 
Atterdings bedeutet dies alles nicht, daß jedes Land oder sogar der ge­
samte Kontinent seinen "eigenen" Sozialismus, der sich vom wissen­
schaftlichen Sozialismus unterscheidet, haben wird. Dies iSI auch nicht 
die Ansicht eines großen Teils der Revolutionärdemokraten, die fak­
tisch einmütig fUr den wissenschaftlichen SQzialismus, gegen "den So­
zialismus nationalen Typs" votiert haben. 

Du Weg zum Sozialismus 

Gewisse revolutionäre afrikanische Ideologen, unterstützt von imperia­
listischen Kreisen benutzen. die Doktrin des "afrikanischen Sozialis­
mus" dazu, die afrikanischen Völker vom Weg der Revolution, dem 
einzig möglichen Weg zum Sozialismus, abzubringen und sie von den 
FortschrittskrlIften der Welt, besonders der internationalen kommuni­
stischen Bewegung, unter dem Vorwand der "nationalen 
Einmaligkeit" zu isolieren. Die Theorie des "afrikanischen Sozialis­
mus" erwuchs auf dem Boden eines antiimperialistischen Nalionalis­
mus in einer Situation, in der sich die revolutionäre Demokratie noch 
nicht als eigenständige politische Kraft formiert hatte, als Afrika noch 
nicht mit dem wissenschaftlichen Sozialismus vertraut war. Zu jener 
Zeit verkörperte der "afrikanische Sozialismus" fUr breite Massen ih­
ren ·grundsätzlichen Protest und ihre Ablehnung des Kapitalismus. 
Später lehnten eine Anzahl afrikanischer Patrioten, die sie vorher pro­
klamiert hatten, die Theorie des "afrikanischen So~ia lismus" ab, nach­
dem sie ihren Mißbrauch durch die Neokolonialist~n durch~haut hat­
ten. ~r "afrikanische Sozialismus" wird von der Sozialdemokratie 
dazu benutzt. um ihren Einfluß in Afrika zu stärken. Da sie der Vertei­
diger der Interessen des Monopolkapitals Westeuropas ist, strebt sie 
danach, Afrika im System imperialistischer und neokolonialistischer 
Ausbeutung zu halten. In den Ulndern. die den Weg kapilalistischer 
Entwicklung eingeschlagen haben, dehnt sie die Zusammenarbeit mit 
den Parteien und Organisationen aus, die eine Haltung des Arrange­
m~nts mit dem Imperialismus eingenommen haben. 
Die afrikanischen Staaten von der sozialistischen Gemeinschaft, der in· 
ternationalen Arbeiterklasse und kommunisti~hen Bewegung zu isolie­
ren, ist eines der Hauptziele der Sozialdemokratie auf dem Kontinent. 
Das Ste1Jt eine schwere Gefahr für die politische Unabhängigkeit, so­
wohl fUr die ökonomi~he und fortschriuli.che Entwicklung der afrika­
nischen Volker dar. Die afrikanischen Kommunisten widersetzen sich 
den Versuchen, die reformistische Doktrin der Sozialdemokraten nach 
Afrika zu verpflanzen. 
Die Kommunisten glauben, daß der Weg zur sozialistischen Gesell­
~haft Uber die vollständige Beseitigung der imperialistischen Herr­
~haft und des Einflusses der Reaktionäre, über den Klassenkampf und 
die Schaffung eines nationaldemokra tischen Staates der Arbeiter, Bau­
CTn und Mittelschichten sowie über die Öffnung des Weges zu seiner 
Evolution in einen sozialistischen Staat führt, in dem die Arbeiterklasse 

die fü hrende Rolle innehaben wlra. So sieht die historische Perspektive 
aus. 

Das Krafteverhillmis in Afrika wi rd von zwei Haupttendenzen be­
stimmt. Auf der einen Seite gibt es einen revolutionaren Aufschwung, 
während auf der anderen Seite der Imperialismus verzweifelt alte ihm 
zur VerfUgung stehenden Millel einsetzt. um den revolutionären Fort­
schritt auf unserem Kontinent aufzuhalten. 
In der letzten Zeit waren wir Zeugen großartiger Erfolge, die die Völker 
Afrikas im Kampf um nationale und soziale Befreiung verzeichneten. 
Die revolutionäre Zer~hlagung des portugiesischen Kolonialismus 'und 
Fasc~ismus, die vermehrten Kämpfe im rassistischen und kolonialisti­
schen südlichen Afrika, der fundamentale revolutionIIre Prozeß, der 
sich in Äthiopien vollzieht, der Kampf um Selbstbestimmung im 
Westsahara-Gebiet, der bewaffnete Widerstand gegen die Truppen des 
französischen Imperialismus im Tschad und der Erfolg der foruchritt­
lichen KflI rte in den kapitalistisch orientierten Staaten haben das Kraf­
teverhilltnis in Afrika grundlegend zugunslen der Bewegucgen und des 
revolutionären Prozesses verändert. 
Von großer Bedeutung fUr den weltweiten antiimperialist ischen un~ an­
tikapita listischen Kampf is t die wachsende Anzahl fortschritt licher 
Staaten, ihre Reife und ihre zunehmenden Verbindungen mit der sozia­
listischen Gemeinschaft sowie die Übernahme der Ideologie des 
Marxismus-Leninismus durch immer mehr Parteien und Organisatio­
nen. Angesichts des bedeutenden StetJenweTlS Afrikas im weItkapitali­
stischen System haben diese Erfolge einen gewichtigen Einfluß auf die 
sozialökonomische Krise der imperialistischen Under gehabt . 

Bf:drohung des NA TQ-Intcrventlonlsmus 

Um diesen Prozeß umzukehren und das Krafteverltlltnis zu ihren Gun­
Slen zu verschieben. nehmen die NATO-Mächte, .im Zusammenhang 
mit dem Fehlschlagen der Versuche der lokalen Klassenverbündeten 
des Imperialismus, das System des Neokolonialismus zu stabilisieren in 
konzertierter Aktion zunehmend Zuflucht zur offenen h.ilitäri~hen 
Aggression und Intervention' in Afrika. Das haben Zaire, der Tscha~ 
und die Westsahara deutlich .gezeigt. 
Indem er von miliarischen Basen in Afrika und im Indischen Ozean 
aus und über sie operiert, mischt sich die als Gendarm des Imperialis­
mus fungierende reaktionäre französische Regierung auf arrogante 
Weise in die inneren Angelegenheiten afrikanischer Staaten ein. llire 
Truppen haben Hunderte von Afrikanern ermordert und verwundet. 
Die Versuche der NATO, unter der Vormundschaft des US­
Imperialismus und mit der vollen Unterstützung der reaktionärsten 
afrikanischen Staaten politisch-militärische Blocks zu bilden, stellen' ei­
ne schwere Bedrohung des Friedens und Fortschritts auf unserem Kon­
tinent dar. Wenn diese Blocks gebildet wUrden - und in diesem Zu­
sammenhang ist die auf der letzten Konferenz in Paris den unter seiner 
Schirmherrschaft gruppierten afrikanischen Undern von Giscard 
d'Estaing aufgezwungene Entscheidung voller Gefahren für die afrika­
nischen Völker und den Weltfrieden - wlren sie in offenem Bruch der 
Vereinbarungen der OAU-Charta völlig der weltweiten Militltrstrategie 
des Imperialismus untergeordnet. 
Zweifellos soll das Hauptziel solcher reaktionären aggressiven militär­
politischen BlOcke sein, die imperialistische Aggression zu legitimieren, 
die afrikanische Einheit durch Provokation und SchUren von zwischen­
staatlichen Konflikten zu unterminieren und die fortschrittlichen und 
revolutionären Tendenzen und Entwicklungen auf unserem Kontinent 
zu destabilisieren. 
Die afrikanischen Kommunisten verurteilen auf das entschiedenste die 
NATO-Kriegstreiber, ihre afrikanischen Alliierten und besonders die 
aggressive und rassistische 'Interventionspolitik der französischen Re­
gierung. 
Um die imperialistischen Aggressionen und Manöver zu stoppen und 
zu schlagen, bedarf es der grOßten Mobilisierung der Volksinassen, der 
Stärkung der Einheit der fortschrittlichen und demokratischen Krafte 
und der Koordinalion gemeinsamer Aktionen im Landes- wie im konti­
nentalen Maßstab sowie auf der Ebene der frtlheren kolonialen Metro­
polen, der Vertiefung des Bündnisses mit der sozialistischen Gemein­
schaft , besonders der Sowjelunion. und der internationalislischcn Soli­
darität der Arbeiterklasse und demokratischen und friedliebenden 
Kflifte der ganzen Welt. 
Der internationale Imperialismus hat in Komplizenschaft mit der arabi­
schen Reaktion, nachdem die tiefgreifende Revolution in Äthiopien 
staugefunden haue, seine Aktivitliten verstlrk t. das Rote Meer zu kon­
trollieren, es in den Dienst seiner aggressiven MilitllTSlrategie zu stetlen 
und dadurch in eine Brutstätte von Konmkten wahrhaft internationa-
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len Ausmaßes zu veTWlndeln. Dartlbtt hinaus versuch t der internat io­
nale Imperialismus durch den "Sieherheitsplan Rotes Meer" mit der 
UnterstUtzung reaktionlrer Regimes in Saudi Arabien, Ägypten und 
dem Sudan, entweder den revolutionären Pro~dl um~ukehren oder 
wenn möglich die fortschrinlichen Regierungen dieser Region zu stür­
zen . Das Rote Meer steht als internationale WasserStraße den Schiffen 
aller LandeT ~ur Verfügung und es iSI im vitalen Interesse dieser Re­
gion, Afrikas und der Welt, daß dieser Was$ef'll"eg friedlich bleibt. 
Die Kommunisten erkllren ihre volle Umersilltzung fIIr den gerechten 
Kampf der arabischen VOlker und des paUistinensischen Volkes_ Sie 
Sttzen sich ein fIIr den vollstlindigen Rllcktug der israelischen Truppen 
aus den besetzten Gebieten und fIIr das legitime Recht des paUlstinensi­
sehen Volkes seinen eigenen Staat zu grl1nden. Sie verurteilen die An­
wesenheit US-amerikani5Cher Truppen in SIldkorea und unterstützen 
die friedliche Wiedervereinigung des Landes_ Die afrikanischen Kom­
munisten unterstllucn den mutigen Kampf der Völker. die unter Dikta­
turen wie in Chili, Uruguay, Brasilien und anderen lIndt'Tllleben. Sie 
rufen auf zur Beseitigung der diktato rischen Regimes, zur Respektie­
rung der Menschenrechte und demokratischen Freiheiten. 

Heutzutage ist cs nicht die rozia listische, sondern die nationaldemokra­
ti sche Revolution, die in den meisten afrikanischen lindern auf der 
Tagesordnung steh!. Alle fort schriulichen Krafte mllssen sie gegen Im­
perialismus und Reaktion \·erteidigen. 
Gleic h~eitig besteht die Notwendigkei t, konsequent gegen die ultralinke 
Vorwegnahme von Ent'ldcklungen. die "kindische Unordnung" eines 
Sprungs uber historisch notwendige Stufen und d ie Mißachtung der un­
mittelbaren allgemeindemokratischen Auf,aben aufzutreten, deren Er­
fllllung das Wesen der gegenwlnigen afrikanischen Revolution und ei­
ne natürliche Stufe des Obergangs auf dem Weg zur sozialist ischen Re­
volution ausmacht. 

Nationaldemokrallsche Revolution auf der TIlgesordnung 

In einer &<!-nzen Reihe von Fragen stimmen die Ziele dct' Kommunisten 
mit denen' der Revolutionlirdemokraten llberein. Diese sind die Festi­
sung der pdol it ischen Unabhlingigkeit , der kompromißlose Kampf ,e­
sen imperialistische Ausbeutung, die Errichtung der Volksrnacht, die 
Förderung der Wirtschaft , die Hebung dcs Le~ns- und Kulturniveaus 
des Volkes, die Vernichtung feudali51ischer AuSbeulllns, die Eindam­
mung der räuberischen Bes trebungen der einheimi5Chen Kapitalisten, 
der Aufbau eincs dem Volke verpnichteten demokratischen Staatsap­
paratcs, die Sicherung der Vollbcschaftiguo, fllr die BevOlkeruns. der 
Aufbau eines öffentlichen Industriesektors und einer Genossenschafts­
bewegung in der Landwirtschaft sowie die Anwendung wissenschaftli­
cher Prinzipien der Wirtschaftsplanuns. Nur die sozialistische Orientie­
runs wird den Erfols bei der Erreichung dicser Vorhaben dureh die im­
mer engere Einheit aller demokratischen und fortSchrittlichen Kräfte si­
cherstellen. 
Die Kommunisten betrachten den Sozial ismus ab eine EntwicklunSS­
stufe, die von historischen Geset~maBigkeiten bestimmt wird und zum 
Kommunismus rohrt . Die Kommunisten anerkennen und verteidigen 
beharrlich die lebenswicht ige und entscheidende Rolle der Arbeiterklas­
se, ihrer Massenor,anisationen und ihrer eiSenstlindigen Partei im 
Kampf um die ttef,reifende Umwlilzung der Gcsellschaft auf dem Wes 
zum Sozialismus. In alle'n Llindern, die den WeS eines schließlichen so­
zialistischen Aufbaus proklamieren, hängt die erfolgreiche VDlIendung 
diC'ses Prozesses davon ab, ob die Arbeiterklasse als organisierte Kraft 
die wachsende Rolle der fUIiTenden Klasse au f allen Ebenen der Gesell­
schaft einnimmt, 
Die Tatsache, daß die Kommunisten und die Revolutionärdemokraten 
eine gemeinsame Plattform haben, schafft in den afrikanischen Un­
dern die Möglichkeit fllr die dauerhafte Einheit aller demokratischen 
Kräfte in einer breiten nationaldemokratischen, antiimperialistischen 
Front. Die Mißachtung der gemeinsamen nationalen Interessen und die 
Betonung von Meinungsverschiedenheiten in ideologischen Frasen, die 
sich auf die ferne Zukunft beziehen, könncn der Einhei t der fOTlschritt­
lichen Krlifte nur Schaden zurnSen. 
Alle Fortschrittskrlifte innerhalb des nationaldemokratischen Bündnis­
ses, an erster Stelle die Kommunisten und Revolutionärdemokratcn, 
sollten verläßliche Verbllndete sein im gemeinsamen Kampf gegen Im­
perialismus, NeokoloniaJismus und Rassismus. im Kampf um die Festi­
gung der Unabhängigkeit. für Frieden, Sicherheit und sozialen Fort­
schiiu. Im Nat ionalismus unterdrückte r Nationen sehen die Kommuni­
sten demokratische. antiimpetialistische Tendenzen. die sie aufrichtig 
unterstUtzen. Sie .... idersetzen sich konsequent der Spaltung der antiim­
perialist ischen, dcmokrati5Chen und fortschrittlichen Kräfte in Form 
v.:ln nationalen oder stammesspezifischen Barrieren, gegen die Erset-
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zung des ... l'issenschaftlichcn Sozialismus dureh reak tionären bllrgcrli­
chen Nationalismus oder rozialdemokratischen Reformismus. 
Im Glauben darin, daß " 'eder die Revolutionärdemokraten noch die 
Kommunisten ein Monopol auf revolutionäre Einsatzbereitschaft, De­
mokratie oder Sozialismus haben, vertiefen die Kommunisten und Re­
yolutionärdemokraten ihren gescnseitigen Beistand im Sinne der fort­
schrittlichen Aspekte ihres Handelns_ Beide haben d ie groUe Verpnich­
tuns und Verant .. ·ortunS des gemeinsamen und ehrlichen DienSTcs am 
Volk, der Verteidigung der Interessen ihrer Nation, der Interessen der 
Arbeiter , Bauern und aller Werktä tigen_ Die Geschichte zeigt, daß 
letztlich die revolutionäre Be .... egung von jenen angeführt wird, die die 
Unterstll tzung der I\lassen haben. die konsequent deren Lebensinteres­
sen verfechten und die beständis Imperialismus, Rassismus, Feudalis­
mus, Neokolonialismus und Ausbeutung des Menschen durch den 
Menschen bekampfen. 
Die Kommunisten, ReyolutionardemOkraten und alle anderen Krlifte 
der nationaldemokratischen Front bilden die organisierende Kraft des 
Volkes im Kampf um nationale und soziale Befreiung_ 

4_ Oie afrikanischen Ko mmunislen und d ie 
inlernalionale Lage 

Durch die Ausrottung des Kolonial ismus wurden die afrikani5Chen 
Völker zu aktiven Teilnehmern und einem bedeutenden Faktor in der 
internationalen Politik. Viele lInder haben die Verpflichtun,~n einer 
Politik der Nichtpaktgebundenheit IIbttnommen, die eine antiimperia­
listische Politik darstellt und ein Millel der energischen Unterstlltzung 
der Bcfreiungsbewegunscn ist. 
Die beständisc und prinzipienfcste Unterstlltzung des Kampfes der 
afrikanischen VOlker um Freiheit und Festigung der nalionalen Una\).. 
hänSigkeit dureh die sozialistische Gemeinschaft beweist, daß die sozia­
li~t ischen Länder verläßliche Freunde Afrikas sind_ Mehr noch, die 
progres5h'en Staaten Afrikas betrachten die rozialistischen Länder als 
ihre natllrlichen Verbundeten. 
Die Marxisten-Leninisten und alle anderen fortschrittlichen KrAfte un­
terstll tzen die OAU vorbehaltlich des Reehtes zu konstruktiver Kri tik, 
wenn ihre Ilandlungen halbherzig oder nicht in übereinstirpmung mit 
der histori schen Situation sein sollte,? Sie wiedersetzcn sich allen An­
strengungen. diese Organisation w unterminieren, ganz sieich, wer sie 
unternimmt oder was fllr .... ind ige Argumente zur RC'Chtfertiaun, ange­
fOhrt werden. 
Im Gefolge des ruhmreichen Sieges der MPLA in Angola stanete der 
Welt imperialismus eine hysterische ant ikommunistische, antirowjeti­
sche Kampagne. Die Imperialisten benUtZen die rog_ Bedrohun, du rch 
eine "sowjetisch-kubanische Invasion" Namibias und Rhodesiens und 
ihren eigenen Mythos von der " Bedrohung durch den sowjetischen im­
perialismus" in ihrem Bemllhen, die Befreiungsbe"'cgunge'n im sildli­
ehen Afrika von ihren natUrl ichen und 'Ierläßl ichsten Verbllndeten, 
von den antiimperialistischen lindern Afrikas und auch von der So­
wjetunion und den anderen sozialist iSChen Undern zu isolieren. Aller­
dings sind diese Anstrengungen tu rn Scheitern veruneilt. Die afrikani­
schen VOlker haben selbst gesehen. daß die sozial istischen Lander keine 
eigennlluigen Interessen verfolgen, und daß ihre Handlungen allein 
von dem ehrlichen Wunsch durchdrunacn sind, die Befreiun, der VOI­
ker Afrikas zu unterstlltzcn. 
Afrikas Kommunisten vereinigen sich mit der demokratischen Weltöf· 
fentlichkeit in ihrem heftigen Prolest gegcn die Hilfe, die imperialisti­
sche Politiker und die Monopole der USA, Großbritanniens, Fran­
kreichs, der BRD. Japans, [taliens und des zionistischen Israels den un­
menschlichen Regimes SOdafrikas und Rhodcsiens ge ..... ahren. Es kann 
keine Entspannung und Kouisten:.t mit diesen rassist ischen und kolo­
nialisierten Reaimes geben. Massc:nhaftcr, unnachgiebiger Kampf ge­
sen sic in jeglicher Form bis zum vollständisen Sieg der slldafrikan;­
sehen VOlker mit gesamllfrikanischcr und internationaler Utllerstllt­
wng durch umfassende und wirkungsvolle internationalist ische Solida­
rität - dics sind die Ziele und Millel des Kampfes der afrikanischen 
Demokratcn und Anti imperialisten. Der Angri ff, der von den Frei­
heitsl::lmpfern SOdafrikas, Namitlias und Zimbab ..... cs geführt wird, 
macht die Beseit igung der rassistisch-faschistischen Reaimes unaus­
..... eichlich. 
Heute, da die SlIulen des Rassismus schwanken und die zum Untergang 
verurteilten Regimes fieberhaft nach Rettung Ausschau halten, glauben 
die afrikanischen Kommunisten, die sich immer in vorders ter Front des 
Freihei LS kampfes der Völker befunden haben, daß sich Antiimperiali­
sten. Antirassisten, alles ..... ahren Demokraten und Patrioten Afrikas, 
alle ehrlichen Menschen unseres leid,eprOften Kontinents immer enger 
zusammenschließen sollten, um der imperialistischen rassistischen Be-



herrschuns des sildlichen Afrika ein fUr alle Mal ein Ende zu bereiten 
und um materielle und moralische UnterstUtzung den wahrhaft revolu­
tionären Kraften, die vom Afrikanischen Nationalkongrdl und der 50-
dafrikanischen Kommunistischen Partei, der SWAPO (Namibia) und 
der Patriotischen Front (Zimbabwe) angefOrt werden, zu gewähren. 
Wir rufen alle fortschrittl ichen Krafte auf, ihre kämpferische Solidari­
tät mit den Frontstaaten in ihrem entSChlossenen Kampf gegen rassisti· 
sche, faschistische und imperialistische Aggression zum Ausdruck :w 
hringen. 
Dem proletarischen Internationalismus verbunden, drileken die Kom· 
munisten Afrikas ihre kllmpferische btilderliche Solidaritll t mit den 
Kommunistischen Parteien und allen anderen ant iimperia listischen 
Kfli ft en aus, die in Asien, Lateinamerika und Europa f(lr nat ionale Un­
abMngigkei t, gegen das Monopolkapital, ((Ir Demokratie, Frieden und 
Sozialismus klimpfen_ 

Zusammen mit allen anderen demokratischen und fortschrit tl ichen 
Kräften unterstützen die afrikanischen Kommunisten aktiv die Politik 
der friedlichen Koexistenz und Enupannung zwischen Staaten unter­
schiedlicher Gesellschaftsordnungen, den ... ·ach.senden Kampf aller 
VOlker fUr Abrtlstung und Ächtung der Atomwaffen; und sie dringen 
auf die: sofortige Umwandlung Afrikas in eine atomwaffenfreie Zone 
und auf die ErkUlrung des Indischen Ozeans zur Friedenszone und auf 
den Abbau aller Milit.1lrbasen auf dem Kont inent und den Inseln. Sie 
unterstUtzen aktiv die Schlußakte der Europäischen Konferenz fü r Si­
eherheit und Zusammenarbei t iD Helsinki und rufen dazu auf, sie, be­
zogen auf die unabMngigen Staaten Afri kas, in Geist und Buchstaben 
auch auf den Kontinent so weit wie mOglich anzuwenden. 

rrotz aller Anstrengungen der Sowjetunion, eine allgemeine Verringe­
rung der Atomwaffenbestlnde zu erreichen und die Prinzipien der Ent­
spannung aufrechtzuerhalten, haben die NATO-Llnder das Well til­
$Ien unter dem Vorwand einer "sowjetischen Bedrohung" in beispiel­
losem 'Maße eskaliert. Die AnMufung atomarer Raketenwaffen ist eine 
Bedrohung der Sicherheit jedes Landes und Volkes in der Welt. In einer 
Atmosphlre internationaler Sicherheit ..... lI re es moglieh, viel mehr Mit­
tel fUr die UnterstÜtzung der wirtschaftlichen Entwicklung in den Ent­
wkklungsUlndern umzulenken. Deshalb ist die Becndiaung des Wettrü­
stens von erstrangiger Bedeutung fUr die schnelle Beseitigung von Ar­
mut, Okonomischer ROckstlIndigkeit, Elend und Analphabetentum in 
den Lindern Afrikas, Asiens und Lateinamerikas. 
Der militlrisch-industrielle KomplC-'C der imperialistischen Llnder 
st rebt nach der Produktion jener monstrOsen Waffe, der Neutronen­
bombe. Oberall in der Welt führen die Menschen entschiedene Kam­
pagnen gegen die Produktion der Neutronenbombe. Wir rufen alle 
friedliebenden Krafte in Afrika und der Welt dazu auf, ihre Anstren­
gungen im Kampf ((Ir den StOPP des imperialistischen Plans der Pro­
duktion der Neutronenbombe und rur einen Abbau der Rüstungsarse­
nale zu verdoppeln. 
Gemeinsam mit allen anderen demokratischen Kraften Un terstützen 
und treten die Kommunisten aktiv für die .fOrderungen nach einer Ver­
änderuna des gesamten SYStemS der internationalen Beziehungen auf 
einer gerechten und gleichberechlisten Basis und einer Neuen Welt wirt­
schaftsordnung ein, welche die anerkannten Interessen des Volkes ge­
wlhrleistel. 
Die Kommunisten der afrikanischen Länder sind ein integraler Ik­
standteil ihrer VOlker, die Avantgarde der afrikanischen Arbeiterklas­
se, aller werktätigen Menschen. Durch ihren entschiedenen Kampf in 
de~ Reihen der nationalen Befreiungsbewegung f(l r die WUrde, die 

Freiheit und die Unabhängigkeit Afrikas haben sie bewiesen, daß sie 
selbs tlöS und aufrichtig den Interessen der afrikanischen VOlker die­
nen, haben sie ihre revolutionäre Entschlossenheit und Festigkeit sowie 
ihre Treue zum proletarischen In ternat ional ismus bewiesen. 
Jahrzehntelang haben die Kommunisten ihr Leben im Kampf für das 
GIOck der afrikanischen VOlker geopfen. Tausende von ihnen wurden 
erschossen, in Gefängnisse und Konzentrationslager geworfen und b:ru­
ta l von Kolontalisten, Rassisten und Reaktionären gefoltert . In einigen 
afrikanischen Lindern werden die Kommunisten und Demokraten \'on 
den Reakt ionlren und mit UntCf5tÜ'tzUng des internationalen Imperia­
lismus bis zum heutigen Tage \'erfolgt , nur weil sie den Kampf f(lr die 
Interessen der arbeitenden Menschen über alles ste llen. 
Die internationale kommunistische und Arbeiterbewegung ist der 
Dreh- und Angelpunkt der bedeutendsten revolutionIretl Veranderun­
gen und befindet sich an vorderster Front des Kampfes fü r die Freiheii 
und Sicherheit aller VOlker. Das sozialistische Weltsystem als wichtia­
ste Errungenschaft der kommunistischen Weltbewegung stellt die 
Hauptquel le der Unterstützung aller Krafte der nationalen und sozialen 
Befreiung dar. 

Gerade diesem beherrschenden Aspekt unseres Lebens ist es zuzu­
schreiben. daß die internationale Reaktion ihre Krafte gegen die Ein­
heit unserer Bewegung mobilisiert. Der Maoismus in Zusammenarbeit 
mit der internationalen Reaktion versucht ebenfalls, die Einheit der 
kommunistischen Bewegung zu spalten. Das Wesen der maoistischen 
Ideoloaie ist dem Marxismus-Leninismus fremd . 
Die spalterische Politik der Maoisten, die den arundlegenden Interessen 
der VOlker entgegengerichtet ist, findet ihren klaren Ausdruck in den 
subversiven Aktivitäten, die auf die Teilung und Aufsplinerung natio­
naler 8efreiunasbe ... ·egungen aerichtet ist, in der wachsenden Unter­
$tiltzung, die den reaktionären Kraften in Angola, der Westsahara, 
Zaire und Chile gegeben wird, in der UnterStOtzunS der Politik der mi­
litärischen Konfrontation, die \'on den Führern Kampucheas (gemei", 
ist die inzwischen aest(l rzte Pol Pot-Clique: d . Red .) gesen das soziali· 
stische wiedervereinigte Vietnam verfolgt wird, in den Versuchen die 
Anstrengungen der fonschrittlichen und friedliebenden Kra fte in der 
Welt, die die Abrtlstung befürworten. zu unterminieren. 
Nach dem Fehlschlag ihrer Versuche, die geschlossensten rrvolut ionä­
ren Krlfte in Afrika zu umschmeicheln, entwickeln sie nun die engsten 
Bindungen zu den reaktionll rsten Reaimes und konterrevolutionIren 
Krtften auf dem Kontinent. 
Es ist offenkundig, daß gewiUe herrschende Kreise und soziale Schich­
ten die es versAumen, bestandig die Aufgaben der nationaldemokrati­
schen Revolution zu erf(llien und die sich von vorher eingenommenen 
Posi tionen zurückziehen, das maoist ische Arsenallhwretischer Argu­
mente und Demagogie benutzen, um ihre Abkehr von der antiimperia­
listischen Front zu rechtfertigen und sich von der Allianz mit der So­
wjetunion und anderen sozialis tischen Lindern zu lOsen. 
Obwohl er ernsthafte Niederlagen in Afrika erlitten hat, stellt der 
Maoismus immer noch eine potentielle poli tische und idwlogische Ge­
fahr dar. Deshalb ist es die patriotische Pnicht aller revolu tioniren und 
demokratischen Kräfte unseres Kontinents, d~ maoistische Polit ik der 
Unterminierung des Kampfes für nationale UnabhangiSkeit, Frieden, 
Demokratie und Sozialismus unnachgiebig zurückzuweisen. 
In letzter Zeit fanden regionale Konferenzen der kommunistischen' Par­
teien der Olilarabischen, lateinamerikanischen und europaischen Lln_ 
der statt. die dazu beitrugen, die Einheit der internationalen Arbeiter­
klasse und der kommunistischen Weltbeweguna zu stärken. 
Das erste Treffen der kommunistischen Parteien des tropischen und 
s(ldlichen Afrika ist von historisc)ler Bedeutung sowohl fU r die kom­
munistische Weltbewegung als auch ((I r den Ka mpf um nationale und 
soziale Befreiung unseres Kontinents. Wir sind der Ansicht, daß die 
Kommunisten und Revolut ionärdemokraten gemeinsame Foren auf bi­
lateraler und multilateraler Basis abhalten sollten, die die weitere Festi­
guna der Einheit der antiimperialistischen Front der kommunistischen 
und rC'o'olutionären Demok raten als Avantgarde aller sozialistischen, 
revolutionären und demokratischen Krafte erleichtern wUrden. 
Die a frikanischen Kommunisten erklaren feierlich, daß sie Teil und 
Abteilung der internationalen Arbeherklasse, der kommunistischen 
und der nationalen Befreiungsbewegungen sind. daß sie aufrichtige 
Freunde der Sowjetunion, aller anderer sozialistischen Länder und aller 
sozialistisch orientierten Staaten sind, daß sie immer akti\'e Kämpfer 
waren und bleiben ..... erden fUr eine dauernde und unzenrennliche Al­
lianz der Befreiunasbe ... ·egung Afrikas mi t der sozialistischen Welt, der 
internationalen Arbeiterklasse. der kommunist ischen und nationalen 
Befreiungsbeweaungen in alten Kont inenten, daß sie immer konsequen­
te InternationaJi$len und treue Patrioten ihrer VOlker und Llnder wa­
ren und bleiben werden. 

(Quelle: The African Communist, London. Nr. 7S/ 197g, S. S-ll) 
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Namibia 

In der - noch der Wah(jarce vom Dezember 1978 installierten 
- Verjassungssgebenden Versammlung in Windhoek kanzen­
/fiert die Demokratische Turnhallen-Affiant (OTA) jelZ/ ihre 
Anstrengungen darau!. im Verein mit Si/da/fika den Namibia­
Plan der Vereinten Nationen zu desavouieren. An die Annahme 
der UN-Sicherheitsresolution 435 hat sie u. o. die Bedingung 
gf!knUpjr, die UNO solle die Anerkennung der Befreiungsbewe­
gung SildweslDjrikanische Volksorganisation (SWA PO) alsein­
üge legitime Vertreterin des Volkes \'on Namibia aufgeben. 
Weiler jorden sie die Aufrechterhaltung des südojrikonischen 
Polit,ei- und Verwoltungsapparates in Namibia, S WAPO­
Pr(jsident Sam Nujomajormulierl demgegenilber den .aktuellen 
SlUndpunkl der SWAPO. Daß ihre kompromi}Jlose Fortset­
~ung des bewaffneten Befreiungskampfs wahrgemachi wird, 
~eigt folgende Bilanz: In den vergangenen drei Monaten haben 
llie S WAPO-Streitkräfte über 300 südafrikanische Soldaten au­
ßerGefecht gesew, zwei Mili/(lrlJ(Jsen, 40 Milittirfahneuge und' 
~~'ei Jagdj1ugt.euge des Gegners' ~erst(JfI. 
FRAGE: Das Zentralkomitee der SWAPO ist vor kurzem zu­
sammengetreten. Welche Schlußfolgerungen hat es aus der 
Analyse der Situation gezogen? 
S. NUJOMA: Wir haben mit Befriedigung festgestellt. daß die 
SWAPO die Volksmassen mobilisieren konnte. Die jüngslen 
Streiks, die im Bergbausektor stattgefunden haben - in ROs­
singt in den Uranminen und in den Diamantminen in Oranje­
mund - beweisen es. Auf allen Gebieten hat das namibische 
Volk - ob es sich um Arbeiter. Frauen, Bauern oder Jugendli. 
ehe handelt - seine polit ische Reife gezeigt. Deswegen können 
übrigens unsere Guerilleros ihre Aktivitäten weiterhin über das 
ganze Land verfolgen. trOlz der Präsenz von 60 000 südafrika­
nischen Soldaien . 
Der Widerstand ist besonders hart und er breitet sich immer 
mehr aus. Wir stellen fest , daß der von der namibischin Volks­
befreiungsarmee (PLAN) geführte bewaffnete Kampf das Volk 
ermutigt und ihm Vertrauen in die Zukunft gegeben hat. Es 
weiß, daß der Tag kommen wird, an dem es die Macht ergreifen 
wird. 
Wir haben uns ebenfalls an die Analyse der internationalen La­
ge gemacht und besonders den Versuch der fünf westlichen 
Länder (UN-Sicherheitsratsmitglieder USA, BRD, Frankreich. 
Großbritannien und Kanada; d. Red .) untersucht, eine "Ret­
tungsaktion" der südafrikanischen Interessen in Namibia zu 
starten . Es ist merkwürdig, daß in dem Augenblick, in dem un­
sere Kräfte sich dem Sieg nähern, der Westen die Notwendigkeit 
ei nes Eingreifens verspürt, unter dem Vorwand, dem Blutver­
gießen ein Ende zu machen und eine Verhandlungsregelung zu 
finden. Als ob wir nicht schon immer eine Verhandlungsrege­
lung verlangt hä.tten! Jedoch angesichts der Unterdrückung der 
rassistischen Krä. fte , die unser weh rloses Volk töteten - in 
Windhoek war es so wie in Sharpev.ille oder in Langa - waren 
wir gezwungen, den bewaffneten Kampf aufzunehmen. Unter­
dessen haben wir, als die "Fü nf' eingegriffen haben, mit ihnen 
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Sam Nujoma 

Den Kampf 
intensivieren 

und auch durch ihre Vermitt lung mit Pretoria Gespräche gc­
fUhrt. 

Im Juli 1978 waren wir einverstanden, vor die Vereinten Natio­
nen zu gehen. Der Sicherheitsrat hat den Plan Waldheims, der 
im September 1978 den Dekolonialisierungsprozeß einleiten 
sollte, gebilligt. Dies sollte zur FeuereinsteIlung, zur Annullie­
rung der Unterdrilckungsgesctzgebung, zur Rückkehr der Exi­
lierten und zur Befreiung der polit ischen Gefangenen fUhren. 
Wir haben jetzt Februar 1979, und ..... as ist seit dem letzten Sep­
tember geschehen? Im Oktober waren die "Fünr' in Pretoria. 
wo sie sich mit den Rassisten verschworen haben. Im Dezember 
wurden die illegalen Wahlen in Namibia organisicrt, in Verlet­
zung des Plans der Vereinten Nationen. Wir haben dies alles 
analysiert, und wir sind zu dem Ergebnis gekommen, daß der 
bewaffnete Befreiungskampf das wirksamste Mittel ist, um zu 
einer wirklichen Unabhängigkeit, zu einer realen Freiheit zu ge­
langen. 
Aber wir haben gleichzeitig Wert darauf gelegt, erneut zu versi­
chern. daß wir bereit wAren, an jeder wirklich freien und demo­
kratischen Wählerbefragung teilzunehmen, die unter der Auf­
sicht und der Kontrolle der Vereinten Nationen stattfindet . Ich 
lege Wert darauf, auf diesem Punkt zu bestehen: Wir werden 
daran tei lnehmen, unter der Bedingung, daß sie unter der Kon­
trolle der Vereinten Nationen stattfindet. Wir verlangen, daß 
der Plan Waldheims, festgehalten in der Resolution 435, voll­
ständig verwirklicht wird. Dies ist unsere Position. ( ... ) 

Es ist klar, daß die südafrikanischen Rassisten vorhaben , in Na­
mibia zu bleiben und ein Marioneltenregime ei nzusetzen, das 
ihnen die Fortsetzung der Untcrdrtlckung des namibischen Vol­
kes erlauben wurde. 

FRAGE: Pretoria streut das Gerücht aus. daß eine von der 
SWAPO gebildete Regierung jede Lieferung von mineralischen 
Rohstoffen an den WeSten abbrechen würde. Was ist wirkl ich 
daran? 
S. NUJOMA: Wir haben nicht die Absicht, Erzlieferungen an 
irgendein Land abzubrechen. Was wir wollen, ist die Beendi· 
gung der wilden Ausbeutung unserer Bodenschätze und unserer 
Arbeiter. Wir werden es so machen, daß unsere Minen vom na­
mibischen Staat und nicht mehr von den südafrikanischen Ras­
sisten oder privaten Gesel1schaften kontrolliert werden. NatUr­
lieh werden wir Handelsbeziehungen mit aUen Ländern unter­
halten - ob im Westen, Osten oder Norden. 

FRAGE: Und in allernächster Zeit? 
S. NUJOMA: Unser Volk hat gezeigt, daß es zum Kampf ent­
schlossen ist. Die Rassisten sind mit ihrem Plan, die SWA PO zu 
unterdrUcken, vollständig gescheitert. Aber das Niveau des 
Volkswiderstands ist weiter gestiegen. Und unser Volk ist be­
reit, allem 1.U trotzen, um seine vollständige Unabhängigkeit zu 
erringen. 

(Quelle: Afrique Asie, Paris. NT. 181119.2. 1979) 



Lateinamerika 

Aufruf zur Verteidigung der 
Menschenrechte in Lateinamerika 

Im Dezember 1978 wurde ufIler dem Namen "HobeQs" in 
MexikQ-Stadt eine "Stiftung jür die Menschenrechte in Latein­
amerika" gegrlJndel. Zu den MirbegriJndern, z/ihlen die Preisi­
denten von Kostarika und Panama, Premierminister Manley 
von Jamaika, der Erzbischof von Sao Paulo, die Witwe Pablo 
Nerudas und A. Moidana, der 18 Jahre vom Siroessner-Regime 
in Paraguay ge!angengehaften wurde, sowie die bekannten 
Schriftsteller Ernesto Carden«! und Gabriel Cord« Marquez. 
Der Auftrag der Habeas-Stijtung wird darin gesehen, gemein­
sam mit allen demokratischen Kräften in Laleinomerika die 
Amnestie der politischen Ver/olgten auf dem Kontinent zu er­
wirken, eine "breite und totkrlJjtige Lateinamerikanische Soli­
darität" zur Verteidigung der Menschenrechte zu organisieren. 

Die Erde Lateinamerikas, die von Bolivar, San Marlin, O'Hig­
gins, Artigas, Juarez, Mani und vielen anderen Heroen unserer 
Geschichte befruchtet wurde, ist gegenwärtig die Region der 
Welt, wo die Folterungen am stärksten verbreitet sind, wo viele 
Tausende Kämpfer für die Demokratie und die Gerechtigkeit 
hinter Kerkermauern sitzen, wo zahlreiche Männer und Frauen 
spurlos verschwinden, von politischen Repressionsapparaten 
oder von Banden. die die offizielle Unterstützung nicht verber­
gen, verschleppt werden. Lateinamerika ist eine Regio~ wo Un­
sicherheit, Verfolgung, Verletzung der Garantien für die Bür­
ger, gröbste Willkürakte, Degradierung und Demütigung der 
Menschenwürde herrschen. 
Dies gebietet unserem Gewissen die dringende Aufgabe, eine 
breite und wirkungsvolle lateinamerikanische Solidaritätsbewe­
gung mit allen, die kämpfen und leiden, ins Leben zu rufen. Es 
wird eine Solidaritätsbewegung aller sein, die Gerechtigkeit und 
Respekt für die menschliche Würde empfinden und sich ge­
meinsam, unabhängig von politiscl!en'Auffassungen, religiö­
sem Glauben und ideologischem Engagement, vereinen. 
Keine ehrliche Person darf gleichgültig bleiben, solange sie 
weiß, daß zu jeder Stunde in ihrem Lande oder irgendwo auf 
dem Kontinent ein Mann oder eine Frau in ein Folterzentrum 
geschleppt wird, oder daß es Patrioten gibt, deren Leben hinter 
Gefängnismauern vernichtet wird, oder solange es Familienan­
gehörige gibt, die ihren verschwundenen Mann, Sohn, Vater 

oder Bruder suchen. Deshalb appellieren wir an alle Personen 
und politischen und sozialen..Organisationen, die in Lateiname­
rika, in der Karibik und in .~er Welt für Demokratie und Fort­
schritt kämpfen, ihre Bemühungen zu ve(einen, um zu errei­
chen, daß die Folter abgeschafft, die politiSChen Gefangenen 
befreit werden, der Terror, die EntfUhrungen aufbÖTen und alle 
im Exil lebenden wieder in ihre Heimat zurückkehren können. 
Wir appellieren an alle, den Kampf für eine breite Amnestie für 
alle Verfolgten oder zu Unrecht Verurteilten aufzunehmen. 
Wir appellieren an die verschiedensten demokratischen und hu­
manitären Kreise, eine breite Bewegung in den Ländern Latei­
namerikas und der Karibik ins Leben zu rufen und die verschie­
densten Formen für die Koordinierung der Kampfaktionen fü r 
dieses edle, gerechte und unaufschiebbare Anliegen zu finden. 
Diese Bemühungen müssen eine machtvolle Solidaritätskam­
pagne mit den lateinamerikanischen Völkern, die unter der Ty­
rannei, der Barbarei und Negierung der elementarsten Men­
schenrechte leiden, ins Leben rufen. 

Julio COr/azar, argenrinischer Schriftsteller; Kardenal Paulo 
Evaristo Arns, Erzbischofvon Sao PaulolBrasilien; Ema Oble­
as de Torres, Witwe des ehemaligen Präsidenten von Bolivien; 
Gabriel Garcia Marquez, kolumbianischer Schriftsteller; Rodri· 
go Carazo, Präsident der Republik Kostarika; Nicolas Guillen, 
kubanischer Schriftsteller; Matilde Urrutia de Neruda, Witwe 
des chilenischen Dichters Pablo Neruda; Guillermo Toriello, 
ehemaliger Außenminister Guatemalas; Gerard Pierre Charles, 
Professor und Pofitker, Haiti; Michael Manley, Premiermini­
ster Jamaikas; Amalia Solorzano de Cardenas, Witwe des ehe­
maligen Präsidenten von Mexiko; Ernesto Cardenal, Priester 
und Dichter, Nikaragua; Aristides Royo, Präsident der Repu­
blik Panama; Antonio Maidana, paraguayischer Politiker; Le­
onidas Rodrigues Figueroa, General im Ruhestand und ehema­
liger Minister Perus; Juan Bosch, ehemaliger Präsident der Do­
,minikanischen Republik; Hugo Villar, Arzt und Politiker, Uru­
guay. 

(Quelle: Hilbeas. Fundacion para los derechos humanos en las 
Americas, Mexiko, Dezember 1978) 
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Guyana 

Interview mit Cheddi Jagan 

Voraussetzungen für 
ein zweites Kuba 

Aus einer Situation der Isoliertheit heraus umerliej die Regie­
rnng F. Durf/hom die im Oktober /978 fillligen Parfamenuneu­
wahlen, indem sie im Juli 1978 durch ein Referendum das bishe­
rige Parlament - bei gfeichbleibenden Mehrheitsverhtiltnissen 
.. ugunsren der Regierungspartei Nationaler Volkskongreß 
(PNC) - in eine Verjassungsgebende Versammlung ummodeln 
ließ. Die Parlamentsneuwahlen verschob man Jor .. uflachst ein­
mal J //2 Jahre. Das BUff/ham-Regime versucht. übe, Ver/as­
sungsDnderungen mit weitgehenden Volfmachten jür unbe­
schrankte Zeit im Amt bleiben zu k6nnen. Die stlJrkste Opposi-
1i00lSporle~ die von Cheddi Jagon gejührte marxistische Fort· 
schriuliche Volkspartei (PPP), die linkssozja/istische Allianz 
des Werk/Brigen Volkes (WPA), bedeutende Gewerkschaften 
und Imellekfuellenvereinigungen riejen ZU;" Boykolf d.es Refe­
rendums auf, der nach ihren Schlitzungen auch von 90 % der 
Bev(Jlkerung be/olgt wurde. Die Regiernngsangaben ~'on angeb­
lich 71 % Betei/ung und 96 f, Ja-Stimmen sind unglaubwardig, 
da 'WahlbetriJgereien (Mehrjachabstimmung von PNC·An­
hiingern, Inah/tierung von Oppositionsjahrern, Entfernung 
von PPP-Vertretern von den Wahlurnen) offenkundig sind. 
Das von Rene Lechleiter, Redakteur des Schweizer VorwOrts, 
auf einer Lateinamerika-Rundreise im vorigen Jahr mit Opposi­
tionsjtJhrer Ch. Jagan gemachte Interview beleuchtet die Hin­
tergriJnde dieses Regierungskurses. Und es diskutiert die MtJg­
Iichkeiten far eine sozialistische Perspektive Guyanas, das /966 
die Unabhiingigkeit vom britischen Kolonialimperium errang 
und 8oo(}()() Einwohner (51 % indischer und 43 % afrikanischer 
Abstammung) 1fihlt. 

FRAGE: Die Regierung Burnham bekennt sich zum "Koopera· 
tiven Sozialismus." Was ist darunter zu verstehen? 
eH. JAGAN: Als man das 1970 erstmals verkUndete, hob ich 
im Parlament mit schwungvoller Gebärde ein Buch in die Höhe 
und sagte zu Burnham, dessen Partei (Nationaler Volkskongreß 
(PNC), d. Red.) die Regierung stellt, daß es eine Zeit gab, in der 
wir beide das gleiche Buch lasen und an seinen Inhalt glaubten, 
daß er aber heute aus opportunistischen Gründen vergessen ha­
be, was in diesem Buch steht. Es handelte sich um die Arbeit 
von Engels Uber den utopischen und den wissenschaftlichen So­
zialismus, in der er die utopischen Sozialisten wie Owen, Fou­
rier und andere zwar lobte, sie aber gleichzeitig für die Metho­
den, mit welchen sie den Sozialismus erreichen wollten, verur­
teilte. 
Ich sagte zu ihm, daß der PNC die gleichen Fehler mache. 
"Kooperativ" oder genossenschaftlich, meinten sie nämlich, sei 
eine Methode, um zum Sozialismus zu gelangen. Zur gleichen 
Zeit, 1970, war aber der PNC nicht für Nationalisierungen. Sie 
hauen noch nicht beschlossen diesen Weg einzuschlagen, sie 
waren damals für "volle Partizipation" in der Bauxit-

3& 

Winschaft. Wir griffen diese Konzep.tion sofort an, denn sie 
stellt ein neues Modell des Imperialismus dar. Es wurde in Me­
xiko ausprobiert - und scheiterte. Frei hat es in Chile auspro­
biert. 
Gegenüber dieser sog. kooperativen oder genossenschaftlichen 
Methode betonen wir, daß der Sozialismus erst nach Guyana 
komme, wenn man die imperialistischen StruklUren auflöst. 
Erst dann kann sich auch der kooperative, genossenschaftliche 
Sektor entwickeln und ergänzend neben den staatlichen Sektor 
der Wirtschaft treten. Wir waren also aus Gründen der Theorie 
von Anfang an mit ihrer Konzeption nicht einverstanden. Nach 
Meinung des PNC sollten die Menschen an Staats- und anderen 
Unternehmen Aktien oder Beteiligungen erwerben können. Die 
Werktätigen wurden dementsprechend aufgefordert , für 1 Dol­
lar pro Woche oder fUr 5 Dollar pro Monat Aktien zu kaufen. 
Das war also ihre Auffassung von öffentlichem Eigentum. 

., KooperatiH'T Sozialismus"? 

Ein Minister, der später entlassen wurde, nannte den sog. koo­
perativen Sozialismus Volkskapitalismus. Wir griffen :tUe diese 
Vorstellungen an. 1975 und 1976 begann der PNC dann von 
Marx, Engels und Lenin zu sprechen. Seit kurzem betont er 
wieder den kooperativen Sozialismus. 
Im Juni 1978 wurde Burnham von einem PNC-Journalisten in­
terviewt. In ein und demselben Interview nannte er sich einen 
Marxisten, einen kooperativen Sozialisten und einen Christen. 
Er sagt alles für alle, oder für jeden etwas. Wenn er zu den so­
zialistischen Ländern spricht, ist er ein Marxist. Für die US­
Amerikaner ist er ein kooperativer Sozialist, fUr die Guyaner 
nennt er sich Christ. Also fUr jeden das Passende. 
Mit anderen Worten, die Grundlage des PNC bildet ideologi­
sche Demagogie, die auf Opportunismus und Pragmatismus 
grilndet. Sie denken nicht langfristig, sie vertreten nicht den 
Standpunkt der Arbeiterklasse und SO gehen sie von Krise zu 
Krise. 
FRAGE: Es hat vor kurzem ein Referendum gegeben. Inwie­
weit hat es die politische Zukunft Guyanas verändert? Besteht 
eine Verfassungsbise? 
eH. JAGAN: Es besteht eine politische Krise aus dem einfa­
chen Grund, daß bis 1973 neben zwei kleineren Parteien haupt­
sächlich die PPP (Fortschrittliche Volkspartei) die Politik der 
Regierung angriff. Aber seither sind weitere Kräfte dazugesto­
ßen: verschiedene Gewerkschaften, die Vereinigung der Univer­
sitätsangehOrigen, welche von schwarzen Intellektuellen gefUhrt 
wird; es gibt hier Obrigens auch ein Rassenproblem . 
Wie stark diese Bewegung ist, konnte man kürzlich sehen, als 
bei einem Streik die ganze Stadt Georgetown stillgelegt war. Die 



meisten dieser Gewerkschaften sind übrigens dem Gewerk­
schaflskongreß (TUq angeschlossen. Weiter kamen hinzu, alle 
wichtigen religiösen Organisationen des Landes, neben denen 
der Hindu und Moslems, welche die PPP traditionell unterstüt­
zen, war auch der guyanische Kirchenrat dabei. Das ist wichtig, 
weil die meisten Schwarzen Christen sind . Praktisch alle Berufs­
organisationen, wie die der Anwälte, Ärzte, Zahnärzte, Archi­
tekten, Ingenieure usw., waren dabei. 
Guyana nähert sich heute politisch wieder der Situation von 
1953. Damals hallen wir eine einheitliche nationale Bewegung, 
weiche 51 070 der Wählerstimmen auf sich vereinigte. Heute ist 
unsere Kraft zwar quantitativ größer, aber qualitativ gesehen 
sChwächer als 1953. Wir nähern uns aber auch in dieser Hin­
sicht der Stärke von 195]. Damals waren drei wichtige Gewerk­
schaften in der PPP integriert, eine davon , deren Präsident ich 
damals war, umfaßte yor allem schwarze Arbeiter. Der TUC 
unterslIHzte uns voll. 

Heute stehen die wJchtigSlen Gewerkschaften in Opposition zur 
Regierung und auf unserer Seite. Wir glauben, daß die Lage 
sich qualitativ ziemlich schnell ändern wird, wegen des stt:igen­
den Drucks der Regierung auf die Arbeiterklasse. Der Wider­
spruch zwischen den Mitgliedern und der Führung des PNC 
wird sich verschärfen. Der Klassenkampf wird härter. 
Burnham entließ kÜrzlich in einigen Unternehmen Arbeiter, 
woraufhin die Belegschaften in den Streik traten, natür lich 
nicht nur aus politischen, sondern auch aus wirtschaftlichen 
Gründen. Wegen der Härten, wegen der Verschlechterung ihrer 
Lage, die eine Folge der Bedingungen des Internationalen Wäh­
rungsfonds (IMf) ist, werden sich die Arbeiter verstärkt wehren 
müssen. Die Aussichten für die: Einheit der Arbeiterklasse und 
speziell für die LOsung des Rassenproblems sind besser gewor­
den. 
Das letztere ist ein großes Problem. Wir von der PPP wischen 
es nicht unter,den Tisch und ignorieren nicht seine Existenz, wie 
einige Leute. Wir überschätzen es aber auch nicht, wie einige, 
die sagen, man wird es nie lösen können. Wir haben zur Rassen­
frage eine dialektische Einstellung: Sie ist mit der Klassenfrage 
eng "erknilpf!. Mit der politischen und wirtschaftlichen Ent· 
wiCklung wird auch dieses Problem gelöst werden. 
Die politischen Aussichten sind allgemein gü nstig. Auf der an· 
dern Seite gibt es aber auch Gefahren. Der Imperialismus sieht, 
daß das Regime, welches yon ihm eingesetzt und unterstOtzt 
wurde, jetzt kraftlos und wacklig ist. In dieser Lage kann er 
nach einer militärischen Lösung Umschau halten. Wie wir wis­
sen, gibt es in jed~m Militärapparat linke, mittl~re und rechte 
Kräfte. Das sah man in Bolivien, Chile und P~ru. Der Imperia­
lismus ist dabei, Armee und Poliz~i zu durchset~en. Vor dieser 
Gefahr warnen ..... ir das Volk. Bereits früher wurden Leute in 
den USA, in Griechenland (zur Zeit der Diktatur), in Brasilien, 

in Taiwan und in England ausgebildet. Im Moment absolviert 
der zweitl;1Ochste Offizier der Armee g~rade einen einjahrigen 
Lehrkurs in England, gleichzeitig erhalten auch Soldaten in 
England eine Ausbildung. Militärdelegationen aus Kanada, den 
USA und England kommen hier häufig zu Besuch, ohne Zwei· 
fel um zu kontrollieren und gleichzeitig zu indoktrinieren. Wir 
hegen hier Befürchtungen und warnen unser Volk vor dies;en 
Gefahren. 
in dieser Situation sind wir auf dje int~rnationale Solidarität an· 
gewiesen. Es geht erstens darum, daß man voll und ganz I>e­
greift, was hier passiert, und Guyana nicht nur oberflachlich 
betrachtet. Zweitens benötigen wir Unterstützung in Form von 
Aufklärung, information ilber das Regime hier, sein diktatori· 
sches Wesen, seine antidemokratischen. polizeilichen, miJitäri·· 
schen und administrativen l1.errschaftsmethoden und die Ge­
fahren, die die heutig~ Lage in sich birgt. 

Wir glauben, daß Guyana die Voraussetzungen hat, um ~in 
zweites Kuba zu werden. Es hat dazu die besten Möglichkeiten, 
ich glaube sogar, nicht nur in dieser Hemisphäre, sondern Ober­
haupt in der Dritten Welt. Und zwar aufgrund des gegenwärti. 
gen Kräfteverhältnises im Land, der Anzahl der Menschen, die 
für den Sozialismus sind . Der Antikommunismus stellt nicht 
mehr die Kraft dar, die er in den ]Oer Jahren war. Außer yon ~i­

ner kleinen Minderheitspart~i, die über geringen Einnuß ver· 
fügt, hört man kaum davon. Da die wichtigsten Parteien (der 
PNC und die PPP, d. Red.) und das Volk den Sozialismus an· 
st reben und wegen der ilbrigen Reserven ist ein schnelles An­
..... achsen und ein Fortschritt der Bewegung möglich, so daß wir 
die politiSChe Krise in unserem Land lösen kön!len. 

Verfassungskrise nur ein Vorwand 

Wir haben also kein~ Verfassungskris~. Die PNC hat die Ver­
fassung nur zum Vorwand genommen, um ein Referendum zu 
veranstalten mit dem Zweck, uns Rechte zu nehmen und uns die 
Verfassung Oberhaupt zu rauben. 

Die Regierung bez ..... eckt namlich für unbestimmte Z~it und mit 
unbeschränkten Vollmachten im Amt zu bleiben. Zu diesem 
Zweck kritisieren sie heuchlerisch die Vergangenheit. Im Hin· 
blick auf Präsident Carters Menschenrechtskampagne mußten 
sie mit offensicht lichem Wahlbetrug vorsichtig sein. Deshalb 
wollen sie uns jetzt die Verfassung rauben. Sie schlagen nämlich 
Yor, dem Präsidenten unbeschränkte Vollmachten zu geben, 
..... ie 1958 de Gaulle in Frankreich. Im Parlament sollen auch 
nicht ge ..... ählte, sondern von Organisationen, die der PNC ~on­
trolliert, ernannte Mitglieder sitzen. Dazu sollen Regionalräte 
geschaffen ..... erden. von denen je ein Mitglied ins Parlament ge­
wählt werden soll. Diese Regionen, diese Wahlkreise ..... erden sie 
einteilen, daß sie die Wahlen trotz einer Minderheit von Stim­
men gewinnen. Ich habe über diese PllIne bereits EntwOrfe g~se. 
hen. Das sollte man bei all diesem Gerede - auch im Ausland 
- über eine neue Verfassung für ~in sozialistisches Guyana wis-
",. 
Wir haben immer betont, daß die geg~nwärtige Verfassung, mit 
den Zusätzen yon 1971 und speziell yon 1975, kein Hindernis 
filr eine Entwicklung zum Sozialismus darstellt. Übrigens ha· 
ben wir die Regierung aufgefordert, uns darzulegen, welcher 
Teil der Verfassung denn eine Barriere auf dem Weg zum Sozia­
lismus darstelle. Diese Frage konnte sie allerdings nicht beant­
..... orten. Sie sprechen aber großartig davon, in die neue Verfas· 
sung ein Recht auf Arbeit, unentgeltliche Gesundheitsfürsorge 
U$W. aufzunehmen. All dies kann man natürlich in der Verfas­
sung verankern ohne dem Volk diese Rechte dann luch zu ge. 
ben. 

'Wir sagen, diese Rechte sind erst realisierbar, ..... enn wir eine na· 
lionale, patriotische Einheilsfrontsregierung (Programm roT ei· 
ne Nationale Front-Regierung siehe: AlB 7-8/ 1978) haben, 
welche die politiSChe Krise löst und sich an die Aufgabe der Pro­
<4Iklionssteigerung usw. macht. 
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Rezensionen 
Palästina und der Nahostkonflikt 

~­-........... -."., -
Andeulschsprachiger LitcralUr zu Aspekten des NahostkonOikts gibt es 
keinen Mangel. Sdlenheilswert besitzen hingegen historisch zurtlck· 
greifende Gcsamldarstcllungen des )(oßfliktges<:hehens, die sich auf die 
Paläslinafrage als Kern des Nahost konflikts konzentrieren und die mit 
dct:l_ hierzulande gängigen prozionislischen Klischees aufräumen. 

W. Hollsteln. Kein . ·rifilen um Israel. Zur So~i a l KtsChic hl e des 
Palästina· Konnikts, progress drille welt \'t rlag. 8 0nn 1977.404 Seilen. 
IS.- DM 
bestärkt allerdings auch in dieser erweilerten Neuauflage (Erstauflage 
im Fischervcrlag (972) seine These, der .,Anspruch des Zionismus auf 
arabischem "Boden einen ,Judenslaal' (Th. Her:d) zu errjchten ... ist 
die Ursache des Nahost-Konnikts gestern wie heute" (So 242), FOr sein 
Herangehen bleibt die Verabsolutierung der Rolle der zionistischen Be­
wegung und Israels typisch, Gewiß ist die historische AufarbeilUng des 
politischen Zionismus und seiller PalästinaexpaTIsion seit Ende des 19, 
lahrhunderts ein unbestreitbares Verdienst W, Hollsleins, Doch ist ge­
rade die Herleilung des seit 1948/ 49'währenden Nahostkonnikts aus 
dem Anspruch des Zionismus anstan aus der imperialistischen 
Kolonial - und Neokolonialpolitik, die erste Fehlleistung dieser Arbeit. 
Einen zweiten Anstoßpunkt liefert W, Hollsteins sektiererisches Ver­
hliltnis zur arabischen Befreiungsbewegung. In GeStalt von "Militllr­
putschen" setzt sie scheinbar aus heiterem Himmel in den 50er Jahren 
ein , Der arabische Nationalismus wird ausschließlich negativ, also ohne 
seine antiimperialistische Komponente und sein sozialre\lolutionäres 
RadikaJisierungspotential (man denke an das nasseristische Ägypten 
oder 5üdjemen) , gedeutet. Der Nationalismus ÄgyPtens, Libyens, Sy· 
riens und Algeriens, so behauptet w. Hollstcin, sei auf den Nationalis­
mus Saudi Arabiens", Jordaniens und der SeheichtUmer herabgesunken 
(5. 210), die Politik ÄgyPtens und Syriens nach 1973 identisch (S, 
316 ff.). Die arabische Ölwaffe erscheint ihm kaum nennenswert, gera­
deso die sozialen Folgen des Ölbooms (AuFblUhen der Bourgeoisie). 
Die sowjetische Nahostpolitik mißt der Autor - in Übernahme der Su· 
permäehtetheorie - nicht an ihrem realen Beitrag zum arabischen Be­
freivngskampf, sondern bezichtigt sie schlichtweg der Fügsamkeit in ci· 
ne "Pax Amem:ana" {S. 311 / 312). In dieses Bild paßt es, daß W. Ha ll· 
stein u. a. auch die sowjetische Grundposition zur Lösung der Palästi· 
nafrage 1947 umerschlägt. nämlich Gromykos einsames Plädoyer für 
einen demokratischen, unabhängigen Einhei tsstaat Palästina. Bei rei· 
nem Resüm~ der KonniktlOsungschance übergeht er die aktuelle UNo 
Plal1form und die Institution der Genfer Nahostfriedenskonferenz. 
Von ähnlicher Ignoranz zeugt auch Hollsteins Verhältnis zur Befrei· 
ungsbewegung Palästinas. Ihr bewaffneter Volksaufstand 1936- 39, 
eine fll r den ganzen arabischen Raum avantgardistische Tat, wird von 
ihm in eine Ohnmachtsbekundung verfälscht, welche eigentlich nur ~ u r 

Stärkung der zionistischen Bewegung gut gewesen sei. Den 
demokratisch-antiimperialistischen Radikalisierungsprozeß der arabi­
schen BefreiungSbewegung Palästinas der 30er Jahre (AI Qassam· 
Bewegung, Unabhängigkeilspartei, KP Palästinas) will er nicht sehen . 
dafllr aber "rassistische" Züge. Angeblich seien aufgrund der Okono­
mischen Umeremwicklung der arabischen Gemeinschaft Palästinas die 
"arabo-pallistinensischen Massen entwicklungsmäßig nicht fahig" (5. 
113) gewesen - ein ökonomistischer Schematismus. demzufolge die 
Befreiungss iege der ebenso unterentwickelt gehaltenen Völker Viet­
nams, Angolas oder Äthiopiens eigentlich \Ion vornherein illusorisch 
gewesen sein müßten. 
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sen erscheinen, die Rolle der PLO sei dureh den Oktoberkrieg geschmä­
lert worden (5.213) und der Sinn ihrer bewaffneten Widerstandsakti0-
nen sei zweifelhaft (5. 345), 
G, v, l' aCl~nsky, .·aus trecht am Jordu? Zur Eutwieklung "'cs 
arabisch-israeliSC hen Konflikts, Hors t Erdmann Verlag, Tiibin­
gen/ Basel 1978, 152 S., 16,80 DM 
behandeh die arabische Befreiungsbewegung nur ganz am Rande, be­
trachtet aber die Vor· und EntstehungsgeSt.:nichte des Nahostkonnikts 
unter einem, ve rglichen mit W. Hollstein, weiteren Blickwinkd. Neben 
einem interessanten Rückgriff in die Geschichte Palästinas bis 1300 v, 
u. Z. weiß er die Anfänge des Palästinaproblems wie die zionistische 
Siedlungsexpansion auf dem Hintergrund der regionalen Kolonialpoli­
tik ~u zeichnen. In dem Doppelspiel der britischen Kolonialmacht -
leere Versprechungen an die arabische Seite, Bündnis mit der zionisti­
schen Bewegung - erkennt er die eigemliche Konfliktursache: "Hier 
wurden die Fäden des Nahostproblems zu dem Knoten geschlungen, 
der bis heUle nicht entwirT! werden konnte." (So 32). 
Man muß dem Autor bei seiner kurzgehaitenen Beschreibung des ge· 
schichtlichen Vorfelds und des kriegeri schen Verlaufs des Nahostkon· 
flikts ein ehrliches Mühen um Objektivität bescheinigen. Er wendet 
sich auch gegen die platte Gleichsetzung der Nahostpolitik der UdSSR 
mit der der Westmächte, dOrfe man doch "nicht vergessen machen, 
daß die Sowjemnion als Nahost-Macht eine sehr direkte, viel!eicht un­
ausweichliche Folge west licher Politik ist." Als " Blindheit" bezeichnet 
er das Festhalten der neokolonialistisehen Mächte an ihrem Vorherr­
schaftsanspruch und ihre "Entrüstung" über die sowjetische Hilfe fUr 
die arabischen Frontstaaten (5. I 15 und 118). 
Fragy<ürdig erscheint es indessen, wenn G. v. Paczensky die britische 
Übergabe des Palästina-Mandats 1947 an die UNO als eine vorgeb lich 
gutwillige ,.Gewissens"tat in Schutz nimmt und schließlich die Sepa· 
ratinitiative Sadats Ende 1977 als die "große Friedenschance" (5. (49) 
fllr den Nahen Osten gutheißt. 
W. HTÖnner, Dtr Nahost-Konflikt und die Palästina-Frage, MlIrxlstl­
sehe BläUt r Verlag, F"nmkfu rIlM. 1979, 318 Seiten, 13,20 DM 
weist demgegenüber die Sadatinltiative und die Separatvereinbarungen 
von Camp David Ende 1978 als amiarabische "amerikanische LO· 
sungsvariante" aus, die einer gere<:hten und dauerhaften Gesamtfrie­
denslOsung zuwiderlaufe. Sie kOnne nur ufller Einbeziehung aller Kon­
fliklparteien, namentlich der PLO, und nur auf der Grundlage der heu­
tigen UN-Plauform, speziell der Errichtung eines unabhängigen Palä­
stinenserstaates, erfolgen. Das geeignete Forum hierfUr bietet laut W. 
BrOnner die seit 1974 vertag te, un ter UN·Schirmherrschaft stehende 
Genfer Nahostkonferenz. 
Bei der Diskussion der "Chancen und Folgen" 'des Oktoberkrieges 
1973 werden u.a. die Neubehandlung der Palästinafrage in der UNO 
und die zwieschlkhtige Rolle der arabischen Ölwaffe herausgearbeitet 
(5, 164- 185). Insbesondere in dem im Zuge des Ölbooms raschen Er­
starken der parasitären Bourgeoisie, dem erhOhten Gewicht Saudi Ara­
biens, der Spaltung der arabischen Front, dem Restaurationsprozeß in 
Ägypten (5. 241 ff. ) und m. E: Syriens, sieht der Autor die Ursachen 
fü r ein MOglichwerden der amerikanisch·israelischen Rekonsolidierung 
nach dem Oktoberkrieg; und dies trolZ der tiefen Krise Israels. trotz des 
Aufschwungs der israelischen demokratischen Bewegung (siehe 5. 
220- 240). Allerdings wä.hnt er namentlich in der PLO, der Arabischen 
Standhaftigkeitsfront (beider GrundsalZdokumente werden in einem 
Dokumentenanhang vorgestellt) und der ihnen verbündeten Sowjet­
union starke Gegenkräfte, die dem Diktat von Camp David durchaus 
Paroli zu bieten vermOgen. 
W. BrOnner arbeitet die angloamerikanische Nahost· bzw. PaläSlina­
politik als eigentliche Ursache des Nahostkonnikts heraus. Sie erst ha­
be der zionistischen Bewegung in den Sauel geholfen und die israelische 
Stärkepolitik ermöglicht. Durchgängig ist die Darstellung des Kampfes 
um die Neuaufteilung Palästinas. qes ,.Ölimperialismus", die Fest­
schreibung der arabischen Unterentwicklung, schließl ich der wirt­
schaftlichen und militarisch-politischen Entwicklung Israels gehahen. 
Von besonderem Interesse dürfte sodann die ausführliche historische 
Analyse der palastinensischen Befreiungsbewegung vor und nach dem 
2. Weltkrieg, ihrer sozialen Grundlagen, PrOgrammatik und Kampfer­
fahrungen sein (5. 47- 62,154- 163 und 253 ff.). Der Autor setzt sich 
dabei auch mit ,.linken" Skeptikern auseinander , die der PLO keinerlei 
Erfolgsaussichten zubilligen möchten. A, S.lem 



Kurzinformationen 

Solidaritätsbewegung 
Die Milgliedervers.ammlung des Anliimperial islischen Solidarilä tsko­
milets (ASK). die am 10. 2. 1979 in Bonn stattfand. beStätigte das von 
Sprecher Prof. Erieh Wulff angcruhrlc und um den Liberalen Hoch­
schulverband erweiterte ASK·Stk~ l . rlal : weitere Mitglieder: W. 
Abendroth, H. Stuckmann. P. Wahl, SJ D-Die Falken, Sozialistische 
Deutsche Arbeiterjugend, NalUrfreundejugend, AlB. Die filr dieses 
Jahr festgelegten Arbeits~h\\'erpunk te konzentrieren sich auf die Soli­
daritat mit dem süd li ( hen Afrika, Paliislinll und Chile. Frau Corinna 
Maureira berichtete der Mitgliederversammlung Ilber die ntueSlen Er­
gebnisse bei der Umersuchung der Leichenfunde in der verlassenen chi­
lenischen Kalkmine in der Nähe von Lonquen. Anfang Februar d. l . 
konnten fOnf der dort gefundenen Leichen anhand von Kleidungs­
stOcken und anderen Beweismitteln als Angehörige der Landar~iterfa­
milie Sergio Maureira identifiziert werden. Der Vater und seine vier 
Söhne gahen seit Okto~r 1973 ais verschwunden. Das ASK fordert da­
zu auf, in Telegrammen an den O~rst en Gerichtshof in Chile und den 
lnnellminister der J unta die vollständige Aullclärung der Morde von 
Lonquen zu verlangen . Die Verantwortlichen fUr diese Verbrechen 
mUssen zur Rechenschaft gezogen werden. Zu den Solidaritätszielen 
des ASK fUr 1919 gehören auch die Fortsetzung der Kampagne gegen 
die atomare Zusammenarbeil zwischen der Bundesrepublik und Süda­
frikll , die FortfUhrung der Spendenaktion für ein Schulprojekt in Mo­
rogoro und die Solidaritä t mit dem 2l jährigen zum Tode verurteilten 
ANCMitglied Solomon Mahlangu. Die ASK-Mitgliederversammlung 
verabschiedete ferner eine Erklärung zur Solidarität mit der iranischen 
Volksbewegung und sagte der Palästinensischell Befreiungsorgallisa­
tioll (PLO) ill ihrem Kampf gegen eine "amerikanischc Lösung" im 
Nahostkonnikt volle Unterstützung zu. 

Guatemala 
Die nicht abreißenden Morde in Guatemala, die vor allem auf das Kon­
to paramilitärischer Banden sowie der Antikommunistischen Gehei­
marmee (ESA) gehen, forderten jUngst mit fuentes Mohr, dem früh e­
ren Außen- und finanzmini ster der Regicrung lulio Cesar Mendez 
Montenegro, ein neues prominentes Opfer. 1974 war Fucntes Mohr 
Kandidat der Christlich· Demokratischen Partei und der Revolutionä­
ren Einheitsfront f(lr das Vizeprhidentenamt. Er plante die Gründung 
einer Sozialdemokrat ischen Partei und unterhielt gute Kontakte zur 
Guerilla~wegung. Die lateinamerikanische Gewerkschafts~wegung 

CPUSTAL stellt in ihrem letzten Bulletin fes t, daß seit 1955, dem Jahr 
nach Stun der Regierung Ar~nz durch den CIA und eine Söldnerar­
mee (vgl. AlB 6/ 1976 und AlB 5/ 1977), 40000 Tote und 20000 Ver­
schleppte aus politischen Gründen zu beklagen sind. Trotzdem hat, wie 
der Generalsekretä r der Guatemaltekischen Partei der Arbeit (pGn, 
Carlos Gonzalez, in einem Interview mit dem Neuen Deutschland vom 
27. 2. 1979 betonte, "das letzte Jahr einen allgemeinen Aufschwung 
des Volkskampfes gebracht" . So kam es beispielsweise im August 1978 
zu einer großen Manifestation gegen die Steigerung der Lebenshal­
tungskosten. " Die Aktionen vom Oktober - der einv'öchige General­
streik, der Bau von Barrikaden und die Massenkundgebungen - zeig­
ten", so C. Gonzalez weiter, "daß sich das Volk miueiner miserablen 
Lage und der Repression auf die Dauer nicht abfin.1et. I) ie Kräfte der 
Opposition wachsen wieder in Guatemala" . Die Kräfte der Opposition 
sind jedoch noch sehr zersplittert. Deshalb hat die PGT ein 5 Punkte. 
Minimalprogramm der Aktionseinheit vorgeschlagen, worin sie for­
dert: " demokratische Freiheiten und soziale Gerechtigkeit, bessere 
Löhne, Beendigung des Terrorregimes, Respektierung der Menschen­
rech te, Schluß mit der AusplOnderung der NaturrelChtümer Gu::: ~ma· 

las durch imperialistische Mächte und Herstellung der nationalen Un­
abhängigkeit" . Ein erster wichtiger Schritt dazu ist die Gründung einer 
Demokratischen Front gegen UnterdrUckung in Guatemala, welche 70 
politische Organisationen, Gewerkschaften und Studentenvereinigun­
gen zusammen faßt und den Kampf gegen das her·rschende Terrorregi­
me koordinieren will. 

Zimbabwe 
Im Vorfeld der fUr den 20. April vorgesehenen Scheinwahlen, mit de­
nen die Pläne fUr eine interne Marionettenlösung in Zimbabwe ihren 
vorläufigen Höhepunkt erreichen werden, strebt das Smith-Regime die 
massive militärische Schwächung der Befreiungstruppen der Patrioti-

schen Front an. Überfälle auf die Lager dieser Bewegung in 
Mo.;ambique, Sambia und Angola, bei denen meist jedoch unter der 
Zivil~völkerung die entscheidenden Verluste auftreten, Muften sich in 
der ersten Manhälfte. Bei einem überfall der rhodesischen Luftwaffe 
auf das zimbabwische Flüchtlingslager 80ma in der ostangolanischen 
Provinz Moxico - so haben jetzt überlebende vor der Presse in Luan­
da enthüllt - wurden auch Spliner- und Kugelbom~n eingcsellt , de­
ren verheerende Wirkung aus der Zeit der US--Aggression gegen Viet­
nam bekannt sind . Die Patriot ische Front orientiert indessen voll auf 
die aktive Verhinderung des Wahlmanövcörs im April, um dem Regime 
und seinen Marionetten Muzorewa und Sithole ~i dem Versuch, vol­
lendete Tatsachen zu schaffell, einen Strich durch die Rechnung zu ma· 
ehen. Von nicht geringer Bedeutung in diesem Zusammenahng ist 
auch, daß die Anfang März in Nairobi / Kenia bcendete 32. Minister· 
ratstagung der OAU erneut ihre Solidarität mit der Patriotischen Front 
unterstrich und die nichtpaktgebundenen Mitglieder im UN· 
Sicherheitsrat forderten, die April-Wahlen für "null und nichtig" zu 
erklären . 

Uganda-Tansania 
Der am 3 I. Oktober 1979 mit dem Ziel der Destabilisierung des Front ­
staats Tansania unternommene Okkupationsfeldzug Idi Amins gegen 
das südliche Nachbarland scheint nun zum Bumerang für den ugandi­
schen Diktator geworden zu sein. Amins Machtbasis schmilzt immer 
mehr dahin. Die nicht zuretzt aufgrund des Kaffeepreis..Verfalls auf 
dem Weltmarkt (von 8000 Dollar pro t [19771 auf heute nur noch 2000 
QoLlar) katastrophale Wirtschaftslage des Landes und der US­
Handelsboykott seit Oktober 1978 hatten u. a. zur Folge, daß Amin 
nicht mehr länger in der Lage war, seinen Soldatcn den entsprechenden 
Sold auszuzahlen. Neben von der ugandischen Armee abgefallenen 
Truppenteilen· kämpfen heute eine Reihe von Guerilla-Bewegungen. 
darunter die wichtigste, die Save Uganda Mouvment (SUM), gegen das 
Regime. Die SUM, deren Anzahl auf I~OO GueriLleros geschätzt wird. 
erk lärte sich jUngst fOr die Sprengung eines Erdöllagers und einer 
Transformatorenstation in der Hauptstadt Kampala verantwortlich. 
Schließlich kämpft eine in Tansania ausgebildete Exilarmee von 4000 
Mann gegen Amin. Wegen des von ihm selbst ausgelösten Aggressions­
krieges und der offenkundigen massiven Menschenrechtsverletzungen 
ist das Regime heute auch international, in der Organisation für Afri­
kanische Einheit (OAU) und den Verein ten Nationen, in einer fast tota­
len Isolierung. Die Tage Idi Amins scheinen gezählt . 

Jemen 
Die am 23. Januar d. J . durch nordjemenitische Truppenüberfalle auf 
Grenzgebiet der Volksdemokra tischen Republik Jemen (VDR]) ausge­
lösten bewaffneten Auseinandersetzungen gehen offensichtlich auch 
nach einem bereits am 3. März abgeschlossenen Waffenstillstand und 
dem Vermittlungsbeschluß einer Außenministerkonferenz der Arabi­
schen Liga am 6. März weiter. Die Ursache der nordjemenhischen Ag­
gressionsakte muß einmal in der kritischen Situation gesucht werden, in 
der sich das Regime in Sana befindet: In enger Zusammenarbeit mit der 
Nationaldemokratischen Front (NDF) des Nordjemen, die von Aden 
poli ti sch unterstUtzt wird und in der nach dem Beitritt der regionalen 
Baath· Partei alle progressiven Organisationen des landes zusammen­
geschlossen sind, kämpfen heute bewa ffnete Krä fte aus Teilen der Ar­
mee unter Hauptmann Moujahid Gouhali gegen das Regime von Sana. 
Dies und zum anderen der Abzug der iranischen Truppen aus dem 
Oman haben die saudi arabische Reak tion, Ägypten und die USA auf 
den Plan gerufen: Truppenkonzentrationen Riads an der nordjemeniti· 
schen Grenze, Ver legung ägyptischer Armee-Einheiten nach Oman und 
schließlich verstärkte Aufrtlstungsinitiativen der USA für den Nordje­
men schaffen einen insgesamt geflLhrlichen Spannungszustand am st ra­
tegisch bedeutsamen Ausgang des Roten Meers. Wie ein hoher Beamter 
des US-Außenministeriums inzwischen vor einem Unterausschuß des 
Kongresse; bestätigt hat, stimmte die earter-Administration kürzlich 
dem EKport von 12 F-~E-Kamprnugzeugen, 100 bewaffneten Mili tä r­
fah rzeugen, 64 M-60-Panzcrn und zwei C-I3G-Transportflugzeugen 
ober Riad nach Sana zu. Dazu kommt ein saudisch finanziertes Pro­
gramm im Wert von 100 Mio Dollar für den Nordjemen, das die Anwe­
senheit mehrerer mililllrischer. Ausbildungsteams aus den USA ein· 
schließt. 
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,-Lateinamerikanische Kirche nach Puebla--. 
Die 1. Vol1 vcß3.mmlung des Lateinamerikanischen Bischofsralcs 
(CELAM 111) in PucbLa vom 28. Januar bis 13. Februar 1979 hat zu­
mindest mit eincr zweifachen Oberraschung geendei: I. daß sich die 
Bischöfe überhaupt mit einer Z .... eidrinclmchrhcit auf eint gesell­
s~ h aflspolitische Analyse der lateinamerikanischen Wirklichkeit lIeci­
niSI haben und 2. daß die BeschlU5Sc niehl himer das Dokument von 
Medellin (CELAM 11 - 1968) zu rllckgefallen sind. 
Wenngleich das Schlußdokument von Puebla Kompromißcharaku:r 
trIIlI, muß es doch angesichts der ungOnstigen Ausgangslage vor (ein­
schließlich der Eröffnung) der Konferenz als Erfolg der fortschrittli· 
chen Sektoren des lateinamerikanischen Episkopales gewertet "'er· 
den. Die Strategie des CELAM·GeneralsekrC1lrs, Bischof LOptl Tru­
jillo, bestand darin, das Ergebnis von Puebla im Sinne eintf Revision 
der Medellin-8cschlüs~ vorhel'Zubestimmen. 
Das geschah durch Manipulation bei dtf Aus .... ahl der Delegierten (so 
wurden im Unterschied zu f\ledellin Sozialwisscnschaftler und Theo­
logen vom Konferenzgeschehen ausgeschaltet und der SchlOssel für 
die Beteiligung von BischOfen zugunsten der Konservation 
verändert), durch mangelnde Transparenz bei der Vorbereitung sowie 
den weitgehenden Ausschluß der Kirchenbas is von den \orbereiten· 
den Diskussionen und durch die Vorlage eines einstitis von Konser· 
vati~en ausgearbeiteten GrundsatWokument5. 
Lopez·Trujillo konnte sich dabei auf manche vatikaßlsche Kreise ­
wie die FOhrunl der päpstlichen Kommission Justitia Cl Pax und den 
offirietlen Venreter des Vatikans in Puebla, Kurienkardinal Sebastia­
no Bagio, dtf \'om Papst zu einem der Präsidenten von CELAM 1l1 
ernannt wurde - sowie einen in Rom einflußreichen konservativen 
"Studienkreis Kirche und Befreiung", dtf vom Essener Bischof 
Hengsbach geleitet wird, stUtzen. Das von Lopcz·Trujillo vorgelegte 
Vorbereitungsdokument stidl jedoch schon vor Puebla auf den Wi· 
derstand zahlreicher BischOfe, ja ganzer Bischofskonferenzen (\'or al · 
lern Brasiliens, der grOßteil des Subkon!illents). und mußte daher 
vom Konferenzstkretariat zurück gelOgen w.:rden. 

Rein heit d t r Lehre? 

Die AnkOndigung des neuen Papstes, pcrsOnlich die Eröffnung von 
CELAM I l1 vOl'Zu~hmen, .... eckte in allen Kreisen des lateinamerika· 
nischen Katholizismus große Hoffnungen. Letztlich war es jedoch ge· 
rade der Auftritt \'on Johannes Paull l., der die Chancen der Strate· 
gie der Kon$Crvativen zum Beginn der Konferenz entscheidend ver· 
besserte. 
Als "erste Pnicht" der Bischöfe nannte der Papst, "zu wachen Ober 
die Reinheit der Lehre" (nicht etwa, sich mit dell UnterdrUckten zu 
solidarisieren). Und zu dicscr Lehre stehe es im Widerspruch zu mei· 
nen, "daß Jesus politisch engagiert gewesen sei, gegen d ie römische 
HeHschaft und die Mächtigen geklmpft habe und sogt.r in einen 
Klass.enklmpf verwickelt gC'o\escn sei." Ei~ "authentische Glaubens­
predist", SO der Papst, kOnne es ohne Untn-v.erfung unter das t,.eh. 
ramt nicht leben. Er polemisitfte dann gegen fortschriuliche Tenden· 
ztn - auch von BischöfC'n -, aufgrund dtfer es nicht verwundtftich 
~ei. daß "diejenigen, an die sich unserC' Predigt richtet ... (sich) ver· 
wim und desoriC'ntien zC'igen, ja .wgar ÄrgerniS nehmen." Er gab 
dem "atheiStiSChen Humanismus" die Schuld, daß ... ir heute in einer 
Epoche der "niedergetretenen menschlichen Werte" lebten, da er 
dem Menschen "eine ... esemliche Dimension seines Seins amputiert 
hat" und ihn daher der "schlimmsten Minderung seir,es Seins selbst 
ausgcsctzt" hat. 
Die Reaktion auf die Rede des Papstes leigte am deutlichsten, welche 
Krafle dadurch Auftrieb erhielten: so forderten die Diktatoren \'on 
Nikarallua und EI Sahador unter 8crufunll auf die Papst rede die Ab­
Io$ung der foruchcintichen ErzbischOfe ihrer Hauptsilldte. Und Au­
guStO Pinochet unterstrich, daß die Worte des Papstes die Mission 
der kallolischen Kirche gekllrt hällen. vor altem fOr ,.Ge ... isst, die 
eine politische Konzeption" ihrer apostolischen Mission hillen. Pi. 
nochet schäu;te auch, daß der Papst "sehr mutig stinen Standpunkt 
darlegte". 
Auch nach der Abreise des Papstes versuchte der oHizie~~ Vertreter 
des Vatikans, Kard inal Bagio, der auch Prlsidem der v:ltlkanischen 
Kongregation ror die BischOfe ist, die Konferenz im konservativen 
Sinne zu bteinnus~n. Vor dem Plenum ~tftrat er die Auffassung, die 
soziale Doktrin der Kriche "will und kann der Ausbeutunll des Men­
schen durch den Menschen nicht ein Ende selztn". Da altes Obel 
nicht von außen. sondtfn aus dem Innern des Menschen komme . .sci 

die soziale Mission der Kirche auf die Stele ausgerichtet. Demgegen· 
Ober betonte der Bischof von Riombamba (Ekuador), Leonidas Pro­
ano, einer der Sprecher der Fortschrintichen in Puebla: "Gott hat die 
Welt fOr den Menschen. fO r alte Menschen, geschaffen und nicht fOr 
den Profit der multinationalen Konzerne . . Christus ist nicht ge· 
kommen, um uns bloß individuell zu befreien, sondern auch kollek· 
tiv. Der Kapitalismus ist eine Situation dtf SOnde." 
Ober den Fllschaftlichen Teil des Schlußdokuments gab es sowohl 
in den Kommissionen .... ie auch 1m Plenum heftige Diskussionen. 
Z .... ei Ent ..... (irfe fanden nicht die not .... endige Z .... eidrittelmehrheit, so 
daß die Konferenz um einen Tag ~erllngert .... erden mußte. Der letzt · 
lieh anllenommene Text (9S ja, 7 nein und 63 ja mit Vorbehalt) ist na· 
t(irlich ein· Komprorniß, gleichzeitig aber auch ei!}C Niederlage des 
konst-rvatil'en FUllleis, wie die folgende Aus .... ahl \on TextsteIlen 
zeigt: 
"Die Glitel und Reichtümer d ieser Welt sollen alten zugute kommen, 
alten und jedermann und jedem Volk. Dieses absolut unvertetlliche 
Grulldrecht gibt jedem eillen Anspruch auf die Verwendung dieser 
Güter in einem Ausmaß, das für die Erfaltunll des Menschen notllen· 
dill ist. Alle anderen Rechte, .... ie et .... -a das Recht auf Eigentum und 
freien Handel, sind dicscm Grundrecht nachgcordnet ... 
Wir erkennen schmel'Z\'oll die Anllcscnheit vielC'r Unterdl1lckungsre· 
limes auf unserem Kontinent. Sie stellen eines der ernstesten Hinder· 
nisse auf dem Weg zur ~olten Entfaltung der Persönlichkeitsrechte 
des einzelnen und der Rechte ~on Gruppen in diesen Undem dar .. 
Der christlicht Glaube .... ertet die politische Tatigkeit nicht ab - im 
Gegenteil - er schätzt sie und hat hohe Achtung für sie . . . Die Kir­
che sicht es als ihre Pflicht und ihr Recht an, in diestr Arena (dcr Po­
litik) präsent zu sein, weit das Christentum die gesamte menschliche 
Existenz e\angelisieren soll, einschließlich des politischen Bereichs 

Als MAngel des Dokuments wurde ~on fortschril1lichen Vertretern 
u. a. kritisiert, daß es keinerlei positi\e Au~sagen zum D;alog - lIe· 
schlleige denn zur Zusammenarbeit - mit Marxisten und anderen 
nichtchristlichen Humanisten enthalt (im Gegenleil: es wird der "kol· 
lektivistische Marxismus" als .. VcrgölZung des Reichtums - in !-Ci· 
ner kotlekli~en Form" \eruneilt und behauptet, er fUhre .. letztlich 
zur Parteidiktawr"). Das Dokument sagte auch nichts über Wege ei· 
ncr Verinderunll der lateinamcrikanisehen Si tuation aus. 
Trotz dieser und anderer Kritikpunkte bleibt die Tatsache bestehen, 
daß in Puebla die Strategie der konservatl~en Krafte innerhalb der la· 
teinamerikanischen Kirche und des Vatikansgescheiterl ist. Ein vene­
zolanischer Bischof formulierte. daß flach Puebla jeder Bischof dll~ 
.... eiter machen könne, .... as er bisher getan hat. Diese Ambi\aleu, 
muß angesichts der kontinUierlichen (wenn auch langsamen) Veriln· 
derung des Krafte\erhähnisses im lateinamerikanischen Katholizi s­
mus zugunsten der eher prollressi\en Strömungen und angesichts des 
Versuchs der kon~T\ati\'en Krafte, die~ Tendenz zu stoppcn bzw 
urnzukehrtn. sogar als Vorteil betr.chtet .... erden. 
Gerade zu einem dtf wichtigsten Probleme Lateinamerikas traf Pue­
bla .ußerdem eine eindeutige Aussage: Die Doktrin der "nationalen 
Sicherheit" ist mit dem ChrislenlUm un\creinbar. Damit lIurde dcn 
..christlichen" Diktatoren eine \\'esenlliche Legitimationsbasis enlzo­
gen. Für die fortgeschrillC'lsten Sektoren des lateinamerikanischen 
Katholizismus stellt Puebla 5icherlich keine direkte Umer5tUtZUllj dar 
(eine solche Erwartuni an eine ijischofskonferenz ware auch iIlusio­
nar), dennoch wurde eine Basis lescharren bzw. bestätigt. \'on der 
aus eine RUckent .... icklung der lateinamtfikanischen Gesamtkirche 
(siehe allgemeine Einsch1tzung in AlB 9/ 1977) kaum noch möglich 
ist. Adalbcrt Krlm$ 


